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70. Jahrgang

Gegründet 1953 als „Das Hochschulwesen”, vereinigt
mit „Hochschulausbildung. Zeitschrift für Hochschulfor-
schung und Hochschuldidaktik”, gegründet 1982 von
der Arbeitsgemeinschaft für Hochschuldidaktik (AHD).
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E in füh run g  des  
ges chä f t s füh ren den  He rau sgebe r sHSW

An der Überwindung, zumindest Reduzierung der histo-
risch bedingten Spaltung zwischen beruflicher und allge-
meiner Bildung wird seit Jahrzehnten gearbeitet – mit
durchaus unterschiedlichen Erfolg. Dass z.B. das Konzept
der Gesamtschulen in Deutschland in den Parteienstreit
geraten war, zeigte nochmal eindrücklich, wie sehr Bil-
dungswege abhängig sind von gesellschaftlichen Interes-
sen an Privilegien und deren Verteidigung. Solche histo-
risch fälligen Korrekturen an mangelnder Gerechtigkeit im
Zugang zu höherer Bildung als Voraussetzung zu sozialem
Aufstieg kommen nur zäh voran. Immerhin bewegt sich
die Entwicklung in die richtige Richtung. Produktionspro-
zesse werden immer komplexer, auch die übrigen Arbeits-
bedingungen werden immer voraussetzungsvoller, sodass
sich berufliche Bildung und allgemeine höhere Bildung
bei aller Binnendifferenzierung der Felder einander an -
nähern. In Reformprojekten kann immerhin schon von
Brückenbau zwischen beiden die Rede sein. 
Diese Entwicklung im tertiären Bildungsbereich in einem
weiteren Schritt sichtbar zu machen, hat sich diese Aus-
gabe der Zeitschrift vorgenommen. Die Bologna-Reform
der Studiengänge hat dazu ebenso beigetragen wie die
Einführung des Europäischen (EQR) und des Deutschen
Qualifikationsrahmens (DQR). Wenn die jüngste Reform
des deutschen Berufsbildungsgesetzes die Verleihung
des Bachelorgrades im Bereich des Handwerks, der In-
dustrie und des Handels eröffnet hat, stellen sich aus der
Sicht von Traditionen zahlreiche Fragen, die zu beant-
worten sich lohnt.
Die vorliegende Doppelausgabe der Zeitschrift „Das
Hochschulwesen“ setzt ihren Themenschwerpunkt in
diese Entwicklung hinein: Zum Wandel des Verhältnisses
von beruflicher und allgemeiner Bildung in vielfältigen
Facetten. Aktueller Auslöser sind die angedeuteten,
jüngsten Veränderungen im Themenfeld, aber beson-
ders die Gründung der Beruflichen Hochschule Hamburg
(BHH) durch das Land Hamburg, die 2020 ihre Arbeit
aufgenommen hat. 
Eingeleitet wird diese Thematik durch Andrä Wolter mit
seinem umfassenden Artikel: Entgrenzung zwischen Be-
rufsbildung und Hochschulbildung? Neue Qualifizie-
rungswege in Deutschland jenseits der Segmentierung
zwischen beruflicher und hochschulischer Bildung. Hier
werden auch diejenigen, die sich nicht kontinuierlich
über die Veränderungen in diesem Bereich informieren
können, auf den neuesten Stand gebracht. Als Bilanz
wird deutlich, was schon geschafft wurde und was noch
weiterer Reform bedarf.

Anschließend präsentiert Wolff-Dietrich Webler den
Auslöser für dieses Schwerpunktheft, die Berufliche
Hochschule Hamburg (BHH) als Brücke zwischen allge-
meiner und beruflicher Bildung. Gründungskonzept,
Perspektiven, Träger. 

Während ein solcher Artikel sich auf die Auswertung
der Gründungsdokumente und die Einschätzung des
Konzeptes stützt, bietet das ausführliche HSW-Gespräch
zwischen dem Gründungskanzler der BHH, Christian
Scherf, und Wolff-Dietrich Webler die Chance, in einer
Innensicht die Selbstinterpretation, die Einordnung ihrer

Aufgabe bzw. den Blick auf ihr
Vorhaben durch die unmittel-
baren Akteure sichtbar zu 
machen.

Nachdem der Themenschwer-
punkt umrissen ist, kann auf ein
bisher einzigartiges Jubiläum
eingegangen werden. Denn:
Die Zeitschrift „Das Hochschul-
wesen“ wird 70 Jahre jung!
oder – Wie wird eine Fachzeit-
schrift in der heutigen Medien-
landschaft so alt? 1953 in Ost-
Berlin mitten in das geteilte
Deutschland hinein gegründet, ist sie in ihrer Entwick-
lung von einem wichtigen Abschnitt deutscher Ge-
schichte geprägt – und wie immer in der Geschichte:
Nicht nur von Strukturen, sondern auch von deren Inter-
pretation durch Individuen und vom persönlichen Enga-
gement der Akteure. Eine Entwicklung kam dabei zu-
stande, an die zu erinnern sich lohnt.

Daran schließt sich der Artikel von Nicolai Götze, Georg
Krücken und Tim Seidenschnur an: Reflexionspfade bei
Ausschreibungswettbewerben. Zum Auftakt ihres größe-
ren, DFG-geförderten Projekts wollen die Autoren die
beiden großen Wettbewerbe in der deutschen Wissen-
schaft in ihrer Anlage und ihren Wirkungen vergleichen.
Sie wollen zudem einen Beitrag zur Diskussion um Wett-
bewerb im Hochschulsystem leisten. Damit bieten sie in
ihrem Themengebiet einen guten Überblick. Der Artikel
sichtet zunächst einmal gründlich die bisherige deutsch-
sprachige Diskussion um Wettbewerb in der Wissenschaft
(mit einigen englischsprachigen Ergänzungen) und wen-
det die Essenz auf die beiden großen Wettbewerbe der
vergangenen Jahre in Deutschland, den Exzellenz-Wett-
bewerb und den Qualitätspakt Lehre, an. Dieser Ansatz
ist verdienstvoll, um eine sensible Wahrnehmung wichti-
ger Details in solchen Verfahren und einen kritischen Blick
auf derartige Wettbewerbe zu entwickeln.

Schließlich bietet diese Ausgabe noch die Rezension von
Peter Tremp des Bandes von Hans-Kaspar von Matt: Die
Schweizerischen Fachhochschulen: eine Biografie. Ge-
schichte und Geschichten über die Bildung eines neuen
Hochschultypus.

Die HSW-Ausgabe 3/2022 folgt der vorliegenden Aus-
gabe in Kürze und umfasst folgende Beiträge:
Manuela Pietraß: Interdisziplinarität als Programm – Das
Strukturkonzept der neuen TU Nürnberg 
Tillmann Sauer & Benedikt Schreiber: Nachdenken über
Mathematik… Bericht über ein Lehrformat an der Jo-
hannes Gutenberg-Universität Mainz 
Torsten Klein: Inklusionshürden in der digitalen Lehre:
Die exklusive Seite der Digitalisierung
Dazu kommt ein weiterer Beitrag, der z.Z. überarbeitet
wird.

W.W.

Seite 2

Seite 15

Seite 37

Wolff-Dietrich 
Webler 

Seite 28

Seite 49

Seite 61
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1. Einleitung
Das traditionelle deutsche Modell der Qualifizierung im
postschulischen Bereich ist im internationalen Vergleich
durch zwei wesentliche Merkmale gekennzeichnet. Zum
einen wurde ein Sektor der nicht-akademischen berufli-
chen Qualifizierung neben der Hochschulbildung eta-
bliert. Dieses umfasste zwei Teilsysteme: (1) das soge-
nannte duale System, das die praktische Ausbildung am
Lernort Betrieb mit dem Lernort Berufsschule verbindet
– die Hauptform der Berufsausbildung für die Mehrheit
der Schulabgänger/-innen, die zum internationalen Mar-
kenzeichen für die Qualität der deutschen Berufsausbil-
dung geworden ist; und (2) das Schulberufssystem, die
nominell vollzeitschulische, aber ebenfalls umfangreiche
praktische Anteile umfassende Ausbildung in Berufs-
fachschulen, Schulen des Gesundheitswesens und ver-
gleichbaren Einrichtungen für Berufe außerhalb des Be-
rufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung (z.B.
Pflege- und Gesundheitsberufe). Beide zusammen um-
fass(t)en die große Mehrzahl der Absolventinnen und
Absolventinnen des deutschen Qualifizierungssystems.
Über eine institutionalisierte betriebliche Berufsausbil-
dung verfügen außer Deutschland nur wenige Staaten,
und in vielen anderen Staaten sind die Ausbildungswege
des Schulberufssystems Teil des tertiären Sektors. 

Zum anderen hat sich historisch eine strikte Segmentie-
rung zwischen diesen beiden Teilsystemen und der
Hochschulbildung mit einer sehr geringen institutionel-
len Durchlässigkeit herausgebildet. Die Regelung des
Hochschulzugangs in Deutschland ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass eine formale Studienberechtigung voraus-
gesetzt wird, die durch das Abitur oder einige andere
Schulabschlüsse erworben wird, bis vor kurzem jedoch
nur in sehr engen Grenzen durch einen berufsqualifizie-
renden Abschluss ohne schulische Hochschulreife. Das
langjährige deutsche Modell der Qualifikationsbildung
impliziert einen umfangreichen Sektor der beruflichen
Bildung und einen schmalen Sektor der Hochschulbil-
dung, der einer kleinen Minderheit einer Generation als
Bildungs’elite‘ vorbehalten war. In den 1970er Jahren
hatte etwas mehr als die Hälfte aller Arbeitskräfte eine
betriebliche oder vollzeitschulische Berufsausbildung
abgeschlossen, ein gutes Drittel verfügte über keinen
Berufsabschluss und der Anteil derjenigen mit Hoch-
schulabschluss lag weit unter 10% (Buttler/Tessaring
1993, S. 475). 
Dieses historisch gewachsene Verteilungsmuster ist
durch den seit den 1960er Jahren beobachtbaren drasti-
schen Wandel in der Bildungsbeteiligung untergraben
worden. Die wichtigste (aber nicht die einzige) Triebfeder
dieser Entwicklung war die enorme Ausweitung der Be-

Andrä Wolter

Entgrenzung zwischen Berufsbildung und 
Hochschulbildung? 

Neue Qualifizierungswege in Deutschland jenseits 
der Segmentierung zwischen beruflicher und 
hochschulischer Bildung

Andrä Wolter

In a European comparison the traditional German model of skill formation in the post-school qualification system
is characterized by two significant features. Firstly, a well-established system of non-academic vocational qualifi-
cation has been established beside higher education comprising the so-called dual system for the majority of
school-leavers and a full-time school-based training for special professions. Both together have shaped the mass
component of the German qualification system. Secondly, a strict segmentation has emerged between higher
education and these two sectors with a very low degree of permeability. So, the longstanding German model of
skill formation implies an extensive sector of vocational training and a comparatively small sector of higher edu-
cation. This historically evolved structure has been undermined by the enormous expansion of participation in
education. The most important driving force behind this development has been the huge expansion of participa-
tion in the academic track of the German school system (grammar schools) and subsequently in higher education.
As a consequence, a lively debate about the increasing academization of the national qualification system has
emerged over recent years. Partly as a response, the strict differentiation between the two sub-systems of non-
academic vocational training and higher education has basically not yet been overcome but is slowly dissolving
due to the formation of new hybrid types and pathes of qualification. Thus, changing relationships and blurred
boundaries between these conventionally highly segmented sectors have evolved. These developments and the
reasons and triggering conditions for them will be described and analyzed in the following contribution.
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A. Wolter n Entgrenzung zwischen Berufsbildung und Hochschulbildung? HSW

teiligung im gymnasialen Schulzweig und in der Folge an
der Hochschulbildung. Infolgedessen hat sich eine leb-
hafte Debatte über die zunehmende Akademisierung des
nationalen Qualifizierungssystems und eine schleichende
Erosion des Berufsbildungssektors entwickelt, eine De-
batte, die einen ersten Höhepunkt um 1990 herum und
dann wieder in den letzten 10 Jahren gefunden hat. Seit
den 1970er Jahren und besonders ausgeprägt in den
letzten zwei Jahrzehnten sind – als Reaktion darauf –
neue Qualifikationswege jenseits der Segmentierung zwi-
schen beruflicher und akademischer Bildung entstanden.
Auch wenn die strikte Trennung zwischen den beiden
Sektoren noch nicht überwunden ist, so löst sie sich
durch die Herausbildung neuer Bildungswege und hybri-
der Qualifikationsformen an den Rändern doch langsam
auf. Diese Entwicklungen und die Gründe und Bedin-
gungen dafür sollen im folgenden Beitrag beschrieben
und analysiert werden.

2. Das deutsche Bildungsschisma
Die starre Trennung zwischen Berufs- und Hochschulbil-
dung wird häufig auf die neuhumanistische Konstruktion
eines Gegensatzes zwischen Allgemeinbildung und Be-
rufsbildung im frühen 19. Jahrhundert zurückgeführt
(Blankertz 1963, 1982). Tatsächlich ist sie viel älter und
hat ihren Ursprung in der mittelalterlichen Ständegesell-
schaft mit der Etablierung unterschiedlicher beruflicher
Qualifikationswege für handwerkliche und kaufmänni-
sche Berufe einerseits und für gelehrte Berufe anderer-
seits. Beide Wege waren unterschiedlichen Ständen zu-
geordnet, die sich nicht nur durch strenge soziale, son-
dern rechtliche Unterschiede auszeichneten. Die neuhu-
manistische Bildungstheorie, die Ende des 18. und An-
fang des 19. Jahrhunderts formuliert wurde, schuf eine
zusätzliche ideologische Begründung, indem sie einen
Gegensatz zwischen Berufsausbildung und allgemeiner
(vor allem gymnasialer) Bildung postulierte und eine so-
ziale Differenzierung bildungstheoretisch aufwertete.
Dieser Dualismus sollte das Berechtigungsmonopol des
Gymnasiums und seiner Abschlussprüfung, des Abiturs
(ursprünglich Maturitätsprüfung genannt), rechtfertigen,
das etwa zeitgleich in Stufen als formale Voraussetzung
für den Zugang zur Universität institutionalisiert wurde.
Martin Baethge hat diese historisch gewachsene und
strukturell verfestigte Antinomie als das deutsche „Bil-
dungsschisma“ bezeichnet – die wechselseitige Abgren-
zung der Bildungsbereiche gegeneinander, die auf der
Logik beruht, dass beide Bereiche nicht nur einer unter-
schiedlichen Idee, sondern einer unterschiedlichen insti-
tutionellen Ordnung folgen (Baethge 2007, S. 97). Die
besondere Bedeutung des Bildungsschismas besteht in
der Überhöhung einer institutionellen Trennung durch
eine kulturelle Hierarchisierung, wonach die Kultur der
allgemeinen (gymnasialen) Bildung eine Art Vorrangstel-
lung gegenüber der industriellen und handwerklichen Zi-
vilisation genießt. Während die allgemeine Bildung als
Aneignung reflexiven theoretischen Wissens und als In-
begriff individueller Persönlichkeitsentwicklung angese-
hen wurde, galt die berufliche Bildung nur als Medium
der Vermittlung praktischer Fertigkeiten mit einem gerin-
gen kognitiven Kompetenzniveau. In gewisser Weise re-

präsentiert die Unterscheidung zwischen beruflicher und
allgemeiner Bildung, die in verschiedenen Bildungsberei-
chen institutionalisiert ist, den von Norbert Elias (1976)
analysierten Gegensatz von Kultur und Zivilisation.
Im 19. und 20. Jahrhundert haben beide Sektoren, der
nicht-akademische und der akademische, ihre eigenen
spezifischen institutionellen Strukturen verfestigt, die
auf völlig unterschiedlichen Konstruktionsprinzipien be-
ruhen. Diese von Martin Baethge beschriebene Segmen-
tierung (Baethge 2007; Baethge/Wolter 2015) spiegelt
sich in mindestens vier Merkmalen wider:
• Erstens in den unterschiedlichen Bildungswegen, die

in eines dieser Sektoren führen: Während im deut-
schen Schulsystem der Weg über das Gymnasium und
einige andere weiterführende Bildungseinrichtungen
und das Abitur als Abschluss mit dem akademischen
Weg verknüpft ist, ist die Berufsausbildung primär auf
Schulabgänger/-innen aus den unteren Bildungsgän-
gen (zunächst der volkstümlichen Bildung, später der
Haupt- und Realschule) zugeschnitten, die nicht zu
einer Studienberechtigung führen. 

• Zweitens in der sehr geringen Durchlässigkeit des
Übergangs von der beruflichen in die akademische
Bildung, legitimiert durch die hierarchische Ordnung
zwischen Allgemeinbildung, identifiziert mit dem
Gymnasium, und beruflicher Ausbildung. Nach die-
sem Verständnis kann nur die gymnasiale Bildung als
Prototyp der Allgemeinbildung für ein akademisches
Studium qualifizieren, während die berufliche Bildung
von ihrem intellektuellen Reflexions- und Anspruchs-
niveau nicht gleichwertig ist. Lediglich der nachträgli-
che Erwerb der Hochschulreife in einer Einrichtung
des Zweiten Bildungswegs (Abendgymnasium, Kolleg)
galt für beruflich Qualifizierte als legitimer Weg zur
Hochschule. 

• Drittens in den Strukturen von Beschäftigung und Ar-
beit, die entweder mit der Berufsausbildung oder der
Hochschulbildung verbunden sind: Auf beruflicher
Ebene gibt es eine relativ klare Unterscheidung zwi-
schen beruflichen Tätigkeiten, die entweder einen
akademischen Abschluss oder einen beruflichen Aus-
bildungsabschluss erfordern, mit einer sehr begrenzten
Überschneidungsfläche. Maßgeblich war hier lange
Zeit der öffentliche Sektor mit seiner klaren Berechti-
gungshierarchie. Erst in der jüngeren Zeit verschwim-
men die strikten Zuweisungen mit dem wachsenden
Angebot an Hochschulabsolventen und -absolventin-
nen in einigen begrenzten Arbeitsmarktsektoren. 

• Viertens in den unterschiedlichen Governancestruktu-
ren für beide Teilsysteme. Beide Sektoren – die Hoch-
schulbildung und die Berufsbildung – unterliegen un-
terschiedlichen Steuerungsregimen, was die Funktion
des Staates, von Marktmechanismen und kollektiven
Akteuren betrifft. Während die Steuerung der Hoch-
schulbildung in staatlicher Verantwortung liegt, unter-
liegt insbesondere die Berufsbildung im dualen System
einem gemischten, korporatistischen Regime, das eine
private Verantwortung für die praktische Ausbildung
in den Betrieben, eine staatliche Verantwortung für
die Berufsschulen als zweiter Komponente und die Be-
teiligung kollektiver Akteure (Kammern, Verbände,
Gewerkschaften) beinhaltet. 
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Insbesondere das duale System der Berufsausbildung gilt
als Rückgrat des deutschen industriellen Produktions-
modells, der Wirtschaftskraft und der Wohlfahrtsent-
wicklung in Deutschland. Als Flaggschiff des deutschen
Qualifizierungssystems war es die Voraussetzung für das
Modell der industriellen Facharbeit und die Herausbil-
dung der sozialen Klasse der Facharbeiter(-innen). Die-
ses Modell qualifizierter Arbeit entstand ursprünglich im
Handwerk und in der Industrie, wurde aber später auf
den Handel und andere Dienstleistungsberufe übertra-
gen, mit Ausnahme derjenigen, die einen vollzeitschuli-
schen Abschluss erfordern. Die Dominanz dieses Qualifi-
kationsmodell ist der Hauptgrund dafür, dass seit der
Bildungsexpansion eine sich in Wellen fortpflanzende
kontroverse Debatte über den Nutzen der massiven
Ausweitung der Hochschulbildung geführt wurde, die in
den letzten Jahren in der Sorge um eine Überakademi-
sierung des Arbeitsmarktes und einen gravierenden
Mangel an Fachkräften unterhalb des akademischen
Sektors gipfelte (Alesi/Teichler 2013; Wolter 2022, i.E.).
Diese Debatte krankt über weite Strecken daran, dass
sie insbesondere die in den nationalen Bildungsberich-
ten dokumentierte Exklusion von 15-20% einer Alters-
jahrgangs vom Erwerb eines Berufsabschlusses ignoriert.  

3. Die Bildungsexpansion in Deutschland 
und ihre Folgen für die postschulische 
Qualifizierung

Die Expansion der Beteiligung an Hochschulbildung ist
primär durch ein verändertes Bildungsverhalten von El-
tern und Jugendlichen an den zentralen Übergangsstel-
len im Schulsystem hervorgerufen worden. In den letz-
ten sechs Jahrzehnten hat sich ein fundamentaler Wan-
del im Schulbesuch vollzogen, der nicht nur mit tiefgrei-
fenden Veränderungen in der Struktur des Schulsystems
einhergeht, sondern auch die Beteiligung an den post-
schulischen Qualifizierungsangeboten nachhaltig verän-
dert hat. Im Bereich der Sekundarstufe I ist der Anteil
der Volks-/Hauptschule, ursprünglich die Einrichtung
des deutschen Schulsystems für die große Mehrzahl
einer Altersjahrgangs, drastisch von 78% (1952) auf
8,5% (2018) zurückgegangen, wobei dieser Rückgang
nicht nur auf den Wandel in der sozialen Nachfrage nach
Bildung, sondern auch auf die Auflösung dieser Schul-
form in den Ländern zurückzuführen ist. Der Anteil der
Realschule ist nach einem starken Wachstum bis in die
Mitte der 1980er Jahre (von 7% im Jahr 1952 auf ca.
30% 1985) bis 2018 auf 18,6% gesunken. 
Deutlichster Gewinner sind die in den letzten Jahrzehn-
ten neu entstandenen Schulformen mit mehreren Bil-
dungsgängen, die erst seit den 1970er Jahren existieren
und inzwischen auf einen Anteil von 31,7% (2018) kom-
men. Ebenfalls stark gewachsen ist das Gymnasium von
15% (1952) auf 33,8% (2018), dessen Anteil zwi-
schenzeitlich schon höher lag, aber durch die starke
Ausweitung der integrierten Schulformen wieder gesun-
ken ist, in denen sich ja auch eine hohe Anzahl von
Schülern und Schülerinnen findet, die später in eine
gymnasiale Oberstufe übergehen und eine Studienbe-
rechtigung erwerben. Dieser Wandel im Schulbesuch

hat dazu geführt, dass die ‚klassische‘ Klientel der be-
trieblichen Berufsausbildung stark geschrumpft und das
Potenzial des Hochschulbesuchs deutlich gewachsen ist.
Die Studienberechtigtenquote hat seit den 1960er Jah-
ren kontinuierlich zugenommen und umfasst seit gut 10
Jahren mehr als die Hälfte der Schulabgänger/-innen
(2014 54%; 2018 51%).1
Vor diesem Hintergrund ist die Beteiligung an der Hoch-
schulbildung, nur periodisch unterbrochen, kontinuier-
lich gestiegen. Von 1950 bis 2018 hat sich der Anteil der
Studienanfängerinnen und -anfänger (bezogen auf die
Alterskohorte) fast verzehnfacht. Seit 2011 haben sich
jedes Jahr zwischen 45% und 48% der Alterskohorte an
einer Hochschule eingeschrieben, verstärkt durch eine
steigende Zahl internationaler Studierender, die in zu-
nehmenden Maße mit einem Studium in Deutschland
eine Einwanderung in den deutschen Arbeitsmarkt ver-
binden. Diese Zahl eingerechnet liegt die Studienanfän-
gerquote seit 2010 zwischen 55 und 58%. Im OECD-
Kontext ist Deutschland oft als Beispiel für ein Land be-
trachtet worden, in dem die Expansion der Hochschul-
bildung eher zögerlich erfolgte. Einer der Gründe für
diesen Unterschied zwischen Deutschland und anderen
Ländern liegt in den vielfältigen und gut etablierten
nicht-akademischen Berufsbildungsmöglichkeiten so-
wohl in der betrieblichen Berufsausbildung wie im
Schulberufssystem2, die für junge Menschen lange Zeit
sehr attraktiv waren und immer noch sind. Der Abstand
zum OECD-Durchschnitt ist jedoch durch die starke
Ausweitung der Beteiligung an Hochschulbildung klei-
ner geworden.
Eine Folge dieses Wandels ist eine massive Verschiebung
der Beteiligungsmuster von der beruflichen Bildung hin
zur Hochschulbildung. Dieser Trend spiegelt sich einer-
seits in der steigenden Zahl von Studienanfängern an
Hochschulen und andererseits einer stagnierenden oder
sogar sinkenden Zahl von Neuzugängen in das duale Sy-
stem der Berufsausbildung. In jüngster Zeit ist die Zahl
der Studienanfänger/-innen fast genauso hoch oder
sogar höher als die der Neuzugänge in die duale Berufs-
ausbildung. Diese ist von 582.400 (2000) auf 492.300
(2019) gesunken. Neben einem demografischen Faktor
– schrumpfende Alterskohorten – ist dies ein Resultat
des über Jahrzehnte veränderten Schulbesuchs und des
veränderten Bildungsentscheidungsverhaltens von Ju-
gendlichen und ihren Eltern. 
Eine besondere historische Bedeutung im Verhältnis von
beruflicher und hochschulischer Ausbildung hat das Jahr
2011 gewonnen, von Martin Baethge (2015) als „Wen-
depunkt in der deutschen Bildungsgeschichte“ bezeich-
net. Im Jahr 2011 erreichten die Zahl der Studienanfän-
ger/-innen und die der Neuzugänge in die betriebliche
Berufsausbildung erstmalig einen Gleichstand. Von 2013
an lag die Zahl der Studienanfänger/-innen konstant
über den Neuzugängen in die duale Berufsausbildung.
Im Jahr 2019 nahmen neben den (schon erwähnten)
492.300 Jugendlichen, die neu in eine betriebliche Be-

1 Die aktuellen Daten beruhen auf der Nationalen Bildungsberichterstattung,
die älteren Daten auf älteren Quellen der amtlichen Bildungsstatistik. 

2 Zahlreiche Qualifizierungswege, die in Deutschland im Schulberufssystem in-
stitutionalisiert sind, sind in anderen Ländern Teil der Hochschulausbildung.
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rufsausbildung eintraten, 507.600 Personen ein Hoch-
schulstudium auf. Eine statistische Konvergenz in der
Verteilung zwischen Berufsausbildung und Hochschul-
bildung lässt sich bereits seit den 1960er Jahren beob-
achten (Baethge/Wolter 2015, S. 99). Weil die Abstände
lange Zeit immer noch groß waren, ist dies jedoch bil-
dungspolitisch nicht weiter thematisiert worden.
Das Bild wird aber erst vollständig, wenn man aufseiten
der beruflichen Bildung neben der betrieblichen Ausbil-
dung die anderen beiden Sektoren berücksichtigt: das
Schulberufssystem und den sogenannten Übergangssek-
tor. Das Schulberufssystem verzeichnet seit der Jahrtau-
sendwende jährlich mit geringfügigen Schwankungen
um die 200.000 Neuzugänge. Unter dem Begriff des
Übergangssektors werden die vielen heterogenen, zwi-
schen Nachqualifizierung und Wartezeitüberbrückung
variierenden Maßnahmen, Programme und Einrichtun-
gen zusammengefasst, die gemeinsam dadurch definiert
sind, dass sie keinen Berufsabschluss vergeben. Die Zahl
der Neuzugänge nach Schulabschluss war hier in den
letzten Jahren zwar von 550.000 Jugendlichen (2004)
auf 255.000 (2019) stark rückläufig, ist aber mit 15-20%
einer Kohorte immer noch hoch. Angenommen, die
Hälfte dieser Jugendlichen würde direkt nach dem
Schulabschluss eine duale Ausbildung aufnehmen, gäbe
es in Deutschland keine Klagen über einen „Akademisie-
rungswahn“.
Während in der Vergangenheit der Mangel an Studi-
enanfängern oft kritisch gesehen wurde, weil es an
hochqualifizierten Fachkräften in vielen Berufsfeldern
(mal Lehrer/-innen, mal Ärzte/Ärztinnen, Informatiker/-
innen, Ingenieure/Ingenieurinnen oder andere) mangel-
te, macht man sich nun Sorgen um qualifizierte Arbeits-
kräfte unterhalb des akademischen Niveaus. Wird der
Kern des traditionellen deutschen Qualifizierungsmo-
dells im Primat der betrieblichen Berufsausbildung als
Rückgrat des Industriestandorts Deutschland gesehen,
dann muss eine scheinbar ungebremste Hochschulex-
pansion als Bedrohung der wirtschaftlichen Zukunft
Deutschlands wahrgenommen werden. Tatsächlich
scheint ein Fachkräftemangel in einem Arbeitsmarktsek-
tor ohne einen Überhang in dem anderen miteinander
zu koexistieren. So zeichnet sich ein beträchtlicher
Nachwuchs- und Fachkräftemangel in zahlreichen Beru-
fen unterhalb der akademischen Ebene, insbesondere im
Handwerk, ab. Aber alle Arbeitsmarkt-, Erwerbsverlaufs-
und Bildungsertragsindikatoren deuten nicht auf eine
Überqualifizierung durch den wachsenden Anteil von Er-
werbstätigen mit Hochschulabschluss hin (Überblick bei
Wolter 2022, i.E.).  
Im Zeitverlauf gesehen gibt es vier Hauptfaktoren der
Bildungsexpansion, von denen einige politisch inten-
diert und andere nicht-intendiert sind, welche die mas-
sive Ausweitung der Teilnahme an der gymnasialen und
hochschulischen Bildung vorantreiben. Erstens war es in
den letzten Jahren ein von vielen Akteuren getragenes
politisches Ziel, den Anteil der Studienanfänger/-innen
an einem Altersjahrgang zu erhöhen (u.a. Wissenschafts-
rat 2006). Dies war nicht nur ein nationales, sondern in
hohem Maße ein international geteiltes Ziel. Begründet
wurde dieses Ziel mit der weit verbreiteten Sorge um
einen Mangel an hochqualifizierten Arbeitskräften ange-

sichts einer zunehmenden Wissensintensität gesell-
schaftlicher Arbeit und volkswirtschaftlicher Wertschöp-
fung. Zweitens ist das deutsche Schulsystem in den letz-
ten Jahrzehnten institutionell flexibler geworden, mit
mehr formaler Durchlässigkeit zwischen den Bildungs-
gängen, insbesondere zwischen Grundschule und Gym-
nasium sowie zwischen der Sekundarstufe I und der
gymnasialen Oberstufe.3 Auch das Angebot an alternati-
ven Schulformen, die zum Abitur führen, ist erheblich
diversifiziert worden. Obgleich keineswegs alle Abituri-
entinnen und Abiturienten ein Hochschulstudium an-
streben, hat sich der starke Anstieg in der Zahl der studi-
enberechtigten Schulabgänger/-innen nachhaltig auf
den Zugang zur Hochschulbildung ausgewirkt. Ein wei-
terer struktureller Faktor im System der nachschulischen
Qualifizierung ist die Einführung eines neuen Hoch-
schultyps zu Beginn der 1970er Jahre, der Fachhoch-
schulen, die inzwischen mehr als 40% aller Studienan-
fänger/-innen an sich ziehen. 
Drittens scheinen einige latente, politisch nicht inten-
dierte Kräfte mit einer ausgeprägten Eigendynamik am
Werk zu sein, und dies ist vielleicht der wichtigste
Motor der Bildungsexpansion – so vor allem das steigen-
de Bildungsaspirationsniveau in der deutschen Bevölke-
rung. Dieser Wandel lässt sich bis in die späten 1950er
Jahre zurückverfolgen. Seitdem hat die gesellschaftliche
Nachfrage nach höherer Bildung kontinuierlich zuge-
nommen. Der Mechanismus, der hinter diesem Trend
steht, ist die soziale Allokationsfunktion von Bildung. In
modernen Gesellschaften haben formale Abschlüsse,
Zertifikate, Titel und damit verbundene Berechtigungen
eine entscheidende Funktion für die soziale Position und
den sozialen Status eines Individuums. Eltern und Ju-
gendliche orientieren ihre Bildungsentscheidungen und
ihr Verhalten immer stärker an dieser Positions- und Sta-
tusdistributionsfunktion formaler Bildung. Sie suchen
nach den vorteilhaftesten Wegen für einen Wettbe-
werbsvorsprung im nachschulischen Qualifizierungssys -
tem und anschließend auf dem Arbeitsmarkt. „… the
ongoing dynamism of higher education is powered by
the ambitions of families for social position and of stu-
dents for self-realization. … In contemporary societies
those desires, particularly the hopes of parents for child-
ren, have become primarily focused on formal educati-
on, which is seen as the privileged pathway to professio-
nal work” (Marginson 2016, S. 414). 
Die treibende Kraft hinter der Bildungsexpansion ist
primär die subjektive Wahrnehmung der Statusvertei-
lungsfunktion und der ökonomischen Bedeutung von
Bildung durch Eltern und Jugendliche, das gesellschaftli-
che Bewusstsein, dass Bildung ein Medium der Vertei-
lung von Lebenschancen ist. Bildungsentscheidungen
von Eltern und Jugendlichen folgen zunehmend der Sta-
tusverteilungslogik einer Gesellschaft, die sich merito-
kratisch legitimiert. Verstärkt wird dieser weitgehend ir-
reversible Wandel schließlich durch die Dynamik der Ar-

3 Mit der größeren formalen Durchlässigkeit ist nicht zwingend eine höhere
soziale Durchlässigkeit verbunden. Im Gegenteil erweisen sich die sozialen
Ungleichheitsstrukturen als sehr beständig. Ein Motor der Bildungsexpan-
sion ist jedoch die zunehmende Bildungsbeteiligung der jungen Frauen ge-
wesen, die maßgeblich zum Abbau geschlechtsspezifischer Disparitäten im
schulischen Bereich beigetragen hat.
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beitsmarktentwicklung, die über die gesellschaftliche
Wahrnehmung des Verhältnisses von Bildung und Be-
schäftigung vermittelt wird. Entgegen allen düsteren
Prognosen über die sich mit der Expansion verschlech-
ternden Berufschancen hat sich die Statusverteilungs-
funktion von Bildung durch die Chancenstrukturen des
Arbeitsmarktes eher verstärkt. 
Empirische Befunde im Rahmen der Bildungsertragsfor-
schung zeigen weiterhin einen sehr engen Zusammen-
hang zwischen dem Bildungsabschluss einerseits und
dem sozioökonomischen Status, den Bildungserträgen
und Lebenschancen andererseits (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2018; Wolter 2022, i.E.). Ar-
beitsmarktbezogene, monetäre und nicht-monetäre In-
dikatoren belegen einen deutlichen, wenngleich fach-
spezifisch variierenden Zusammenhang zwischen der er-
worbenen Qualifikation und den im weiteren Lebens-
und Erwerbsverlauf erzielten Erträgen. Alle pessimisti-
schen Arbeitsmarktszenarien für Hochschulabsolventin-
nen und -absolventen haben sich bislang nicht bestätigt,
eine Sättigung des Arbeitsmarktes ist trotz z.T. ausge-
prägter fachspezifischer Unterschiede nicht zu erkennen.
Vielmehr wurde die laufende Bildungsexpansion durch
alle relevanten Anreize des Arbeitsmarktes vorangetrie-
ben (Baethge 2014).
Die sich in der Nachfrage nach beruflicher, insbesondere
nach betrieblicher Ausbildung vollziehenden Verschie-
bungen haben zu einem lebhaften bildungspolitischen
Diskurs über die Gleichwertigkeit allgemeiner (bzw.
hochschulischer) und beruflicher Bildung geführt. Nach-
dem bereits in der ersten Hälfte der 1970er Jahre (u.a.
vom später aufgelösten Deutschen Bildungsrat) weitrei-
chende Konzepte zur Integration allgemeiner und beruf-
licher Bildung im Rahmen einer Neuordnung der Se-
kundarstufe II vorlagen, die jedoch nicht umgesetzt wur-
den, entflammte seit Ende der 1980er Jahre eine ebenso
lebhafte Debatte über die Gleichwertigkeit von allge-
meiner und beruflicher Bildung. Diese fand ihren Aus-
gangspunkt schon damals in dem veränderten Ausbil-
dungsverhalten der Jugendlichen; die Befürchtung gras-
sierte, das duale System sei nicht mehr hinreichend at-
traktiv. Diese Diskussion hält bis heute an und ist durch
zahlreiche Empfehlungen unter anderem des Bundesin-
stituts für Berufliche Bildung und – im Blick auf die Rolle
der Hochschulen – des Wissenschaftsrats (2013, 2014)
fortgeschrieben worden. Sie wird entweder unter der
Kategorie ‚Gleichwertigkeit‘ oder unter dem Topos
‚Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer
Bildung‘ geführt. Ein Teil (nicht alle) der im nächsten
Abschnitt dargestellten Maßnahmen steht mit dieser
Gleichwertigsdebatte im Zusammenhang.

4. Neue Wege und Institutionen jenseits 
des Bildungsschismas

In den letzten Jahren bzw. Jahrzehnten haben sich im
Grenzbereich zwischen schulischer Allgemeinbildung,
beruflicher (Weiter-)Bildung und Hochschulbildung
zahlreiche neue Entwicklungen vollzogen, die nicht
mehr vollständig der Logik des Bildungsdualismus fol-
gen. Sie heben die strukturell verankerte Segmentierung
zwischen den Bildungsbereichen noch nicht gänzlich

auf, schaffen aber „a wider intermediate zone between
vocational education training and higher education“
(Baethge/Wolter 2015, S. 106). Insgesamt hat sich in-
zwischen eine bunte Vielfalt solcher Passagen der
Durchlässigkeit und Inseln der Verknüpfung herausgebil-
det, teils im Schulsystem, teils in der beruflichen Bildung
und in der Weiterbildung oder in der Hochschulbildung,
oft an den Übergangsstellen. Mittlerweile hat sich eine
Unterscheidung zwischen Durchlässigkeit und Verknüp-
fung eingebürgert (Euler 2019). Durchlässigkeit bezieht
sich auf die Übergänge zwischen zwei Institutionen oder
Sektoren, hier zwischen der Berufsbildung und der
Hochschulbildung, während sich Verknüpfung auf die
Entwicklung neuer Programme oder Kurse bezieht, die
Komponenten aus den verschiedenen Sektoren kombi-
nieren und neue, oft hybride Verbindungen zwischen
den Sektoren herstellen. Die folgenden Beispiele ver-
deutlichen diese Entwicklungen.

Neue berufsorientierte Schulwege zur Hochschulzu-
gangsberechtigung
Eine deutliche curriculare und institutionelle Diversifi-
zierung der Sekundarstufe II hat seit den 1970er Jahren
mit der Einführung und Ausweitung berufsorientierter
Schulformen (Berufsgymnasien, Fachgymnasien, Fach -
oberschulen, Berufskollegs, Berufsoberschulen u.a.)
statt gefunden, die z.T. an historische Vorläufer anknüp-
fen. Diese bauen entweder auf einer Berufsausbildung
auf oder ergänzen das Kerncurriculum um einen berufli-
chen Schwerpunkt, auch wenn damit wie bei den Be-
rufs-/ Fachgymnasien kein anerkannter Berufsabschluss
verbunden ist. Im Jahr 2018 besuchten 35% aller Schul-
abgänger/-innen mit einer Studienberechtigung zuvor
eine berufsbildende Schule, 17% der Gymnasialabsol-
venten und -absolventinnen erwarben ihren Abschluss
an Berufs-/ Fachgymnasien. Damit ist ein weiteres Stück
des am Konzept der Allgemeinbildung orientierten Mo-
nopols des Gymnasiums aufgebrochen worden. Schon
seit der Weimarer Republik sind mit den Abendgymna-
sien, nach 1945 zusätzlich mit den Kollegs Einrichtun-
gen geschaffen worden, die Berufstätigen einen Weg
zur Erlangung der Hochschulreife eröffnen – allerdings
ohne das Primat allgemeiner Bildung in Frage zu stellen.
Teilweise gibt es solche Angebote auch im Bereich der
Volkshochschulen.
Mit der Einführung der Fachhochschulen Anfang der
1970er Jahre wurde neben dem Abitur ein eigener Zu-
gangsweg geschaffen, die Fachhochschulreife, die vor
allem an verschiedenen beruflichen Bildungseinrichtun-
gen, primär der Fachoberschule, erworben wird. Der Zu-
gang zur Hochschulbildung sollte hauptsächlich über
eine fachgebundene Hochschulreife erfolgen, auch
wenn inzwischen gut zwei Drittel der Studienanfänger/
-innen an Fachhochschulen über das Abitur verfügen.
Darüber hinaus wurden in verschiedenen Bundeslän-
dern weitere Schularten eingeführt, die neben einem
oder über einen Berufsabschluss zu einer Studienberech-
tigung führen. So bietet das Berufskolleg in Nordrhein-
Westfalen eine Vielfalt von Bildungsgängen an, die bei -
de Abschlusstypen umfassen. Die in mehreren Ländern
vorhandene Berufsoberschule vermittelt ebenfalls die
Hochschulreife zusammen mit einem Berufsabschluss.
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Die Integration berufsbezogener Fächer in das Schulcur-
riculum im Sekundarbereich II oder die Einführung sol-
cher berufsbezogener Schulformen, die zur Hochschul-
reife führen, entspricht nicht mehr der klassischen Idee
des Gymnasiums, die auf einer strikten Trennung zwi-
schen allgemeiner und beruflicher Bildung beruht. 

Einrichtung von doppeltqualifizierenden Ausbildungs-
gängen in der Sekundarstufe II
Doppeltqualifizierende Bildungsgänge, die zu einer Stu-
dienberechtigung führen, gibt es inzwischen in vielen
Bundesländern in unterschiedlicher Form, wenn auch
selten flächendeckend und oft noch als Modellversuche.
Sie vermitteln neben einem Berufsabschluss entweder
die Fachhochschulreife oder die allgemeine Hochschul-
reife, meist in einem um ein Jahr verlängerten Bildungs-
gang. Sie werden häufig auch als Berufsausbildung mit
Abitur bezeichnet. Allerdings gibt es sie nur in wenigen
Berufsfeldern. Solche Angebote entsprechen nicht mehr
der Fixierung auf ein ausschließlich allgemeinbildendes
Verständnis der Hochschulreife, sondern orientieren sich
stärker an der Idee der Integration von allgemeiner und
beruflicher Bildung in der Sekundarstufe II. Maßgeblich
für solche Bildungsangebote war u.a. die von Herwig
Blankertz als Modellversuch initiierte und später abge-
brochene Einführung der Kollegstufe in Nordrhein-
Westfalen in den 1970er Jahren. Berufsausbildung mit
Abitur war in der DDR ein etablierter Bildungsweg, der
ein Opfer der Wiedervereinigung wurde. 

Häufigerer Zugang zur Berufsausbildung für Schulabgän-
ger/-innen mit Hochschulzugangsberechtigung
Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts ist zu beobachten,
dass Abiturienten und Abiturientinnen vor allem in Zei-
ten größerer Aufnahmeprobleme auf dem akademischen
Arbeitsmarkt häufiger auf ein Studium verzichten und
eine Berufsausbildung anstreben (Titze 1990). In der tra-
ditionellen gymnasialen Kultur wurde dies tendenziell
als Abwertung des Abiturs empfunden. Häufigere Über-
gänge von Studienberechtigten in eine Berufsausbildung
vollziehen sich inzwischen nicht mehr nur in Krisenzei-
ten des akademischen Arbeitsmarktes, sondern sind zu
einem weithin üblichen Vorgang geworden. Mit dem
Wachstum des Gymnasiums hat sich der Anteil der Stu-
dienberechtigten an den Neuzugängen in die Berufsaus-
bildung deutlich erhöht, variiert aber zwischen allge-
meinbildenden Gymnasien, Fachoberschulen und Be-
rufs-/Fachgymnasien. Inzwischen ist der Anteil der Neu-
zugänge mit Abitur in die duale Berufsausbildung mit
rund einem Viertel (fast) so hoch wie der Anteil derjeni-
gen mit Hauptschulabschluss, der traditionellen Ziel-
gruppe des dualen Sys tems (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2020). Diese Veränderung in der schuli-
schen Vorbildung der dual Auszubildenden ist zum Teil
eine Folge von Veränderungen im Bewerberangebot,
zum Teil von Veränderungen in den Rekrutierungsstrate-
gien der Unternehmen und korrespondiert mit den in
vielen Berufsfeldern steigenden Qualifikationsanforde-
rungen. Allerdings kon  zentrieren sich Studienberechtigte
auf wenige kaufmännische, administrative, soziale und
technische Berufsgruppen mit höheren Anforderungen
und aussichtsreichen Perspektiven. 

Die Motive von Studienberechtigten, in eine Berufsaus-
bildung zu wechseln, sind vielfältig: als Alternative zum
Hochschulstudium, insbesondere in den Berufsfeldern,
in denen das Abitur mehr oder weniger zum Standard
geworden ist (z.B. im Finanzsektor); als Vorstufe zum
Hochschulstudium, oft als eine Art Versicherungsstrate-
gie gegen die Risiken des akademischen Arbeitsmarktes
oder aus anderen Gründen (Büchel/Helberger 1995;
Bellmann et al. 2008; Edeling/Pilz 2017). Die Entschei-
dung für eine Berufsausbildung erfolgt häufig aus finan-
ziellen Erwägungen, dem Vorteil kürzerer Ausbildungs-
zeiten und einer praxisnahen Ausbildung. Angesichts
des beklagten Fachkräftemangels in vielen Branchen
wurden in den letzten Jahren unter dem Stichwort der
wechselseitigen Durchlässigkeit auch Maßnahmen zur
Förderung des Übergangs von Studienabbrechern und 
-abbrecherinnen in eine Berufsausbildung umgesetzt
(Ebbinghaus 2018).

Anrechnung beruflicher Kompetenzen auf Studiengänge
Traditionell konzentrierten sich Maßnahmen zur Er-
höhung der Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bil-
dung und Hochschulbildung auf Fragen des Hochschul-
zugangs und der Hochschulzulassung. Seit der Jahrtau-
sendwende ist ein weiteres Diskurs- und Handlungsfeld
hinzugekommen, nämlich die Anrechnung von beruflich
erworbenen Kompetenzen auf Studiengänge (Müskens
2017). Deutschland ist in Bezug auf solche Verfahren ein
Nachzügler unter den EU- und insbesondere englisch-
sprachigen Nationen, in denen solche Verfahren unter
der Bezeichnung „accreditation/recognition of prior (ex-
periential) learning“ (APEL) schon länger praktiziert wur-
den. Ihre Einführung wurde durch den Bologna-Prozess
maßgeblich vorangetrieben. Die Anrechnung beruflicher
Kompetenzen auf das Hochschulstudium wurde erst-
mals durch einen Beschluss der Kultusministerkonferenz
im Jahr 2002 ermöglicht und ist seit 2009 in den Hoch-
schulgesetzen der Länder verankert. Mit einer Reihe von
Modellprojekten (u.a. ANKOM) wurden seit 2006 Ver-
fahren zur Anrechnung von Studienleistungen ent-
wickelt, zunächst für berufliche Weiterbildungsabschlüs-
se, später auch für berufliche Erstausbildungen (Freitag
2012; Lenz/Schmitt 2016; Hanak/Sturm 2015). Anrech-
nungsverfahren waren ebenfalls ein zentraler Teil des
Bund-Länder-Wettbewerbs „Aufstieg durch Bildung: Of-
fene Hochschulen“. 
Anders als in einigen anderen Staaten vermitteln anre-
chenbare berufliche Leistungen in Deutschland in der
Regel keine Zugangsberechtigung, sondern lediglich
einen Anspruch auf Anrechnung beruflicher Kompeten-
zen auf die Studienanforderungen unter der Prämisse,
dass eine formale Studienberechtigung vorliegt. Die Ein-
führung solcher Anrechnungsverfahren stößt jedoch auf
viel Widerstand und eine eher zögerliche Akzeptanz bei
Hochschulen und Professoren und Professorinnen, die
häufig eine Schnittmenge zwischen beruflicher und
hochschulischer Bildung bestreiten und damit implizit
den Bildungsdualismus verteidigen. Zu Missverständnis-
sen, insbesondere im Hochschulbereich, führt immer
wieder die Einschätzung, dass Anrechnung Gleichheit
und nicht Gleichwertigkeit von Lernergebnissen bedeu-
te. Die Verbreitung von Anrechnungsverfahren variiert



8

Hochschulentwicklung und -politik HSW

HSW 1+2/2022

erheblich zwischen den Ländern und Hochschulen; sie
sind vor allem an privaten Hochschulen, die sich insbe-
sondere an Berufstätige wenden, weit verbreitet. 
Ziel von Anrechnungsverfahren ist in erster Linie die Ver-
meidung von curricularen Redundanzen zwischen Aus-
bildungs- und Studiengängen im Interesse einer Ratio-
nalisierung der Studienzeiten. Natürlich variieren solche
Überschneidungsräume mit der Affinität zwischen der
Art des erlernten Berufs und dem Studienfach. Es wur-
den drei Arten von Anrechnungsverfahren entwickelt:
die pauschale Anrechnung für alle Absolventinnen und
Absolventen spezieller Ausbildungs- und Fortbildungs-
wege mit einer hohen Affinität zu einem entsprechen-
den Studiengang (basierend auf einem systematisierten
Abgleich der angestrebten Lernergebnisse), die individu-
elle Anrechnung mit einem oft umfangreichen Antrags-
und Genehmigungsverfahren und ein kombiniertes Mo-
dell (Hanft et al. 2014; Lenz/Schmitt 2016). Soweit An-
rechnungsverfahren davon ausgehen, dass es solche
Überschneidungen gibt, stellen sie einen Bruch mit dem
Bildungsdualismus dar, wonach berufliche und akademi-
sche Bildung zwei völlig unterschiedliche, hierarchisch
geordnete Qualifikationswege sind. 
Im Mittelpunkt stehen häufig Studieninteressierte, die
über berufliche Qualifikationen und Erfahrungen, nicht
aber über eine schulisch erworbene Hochschulzugangs-
berechtigung verfügen. Diese Form der Durchlässigkeit
umfasst jedoch nicht nur diese Zielgruppe, sondern
grundsätzlich alle Studierenden, die eine abgeschlossene
Berufsausbildung haben und vor dem Studium berufs -
tätig waren, unabhängig von der Art der Studienberech-
tigung. Diese Gruppe umfasst ca. ein Fünftel aller Studie-
renden in Deutschland, während nur ca. 3%, ohne eine
schulisch erworbene Studienberechtigung studieren. 

Konsekutive Qualifizierungswege 
Das Hauptmotiv dieses Konzepts ist zunächst weniger
die Durchlässigkeit zur Hochschulbildung, sondern eine
stärkere Verzahnung der beruflichen Bildung im dualen
System mit der beruflichen Fortbildung. Die Gleichwer-
tigkeit zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung soll
vor allem durch ein stufenweise aufgebautes System der
beruflichen Aus- und Weiterbildung hergestellt werden.
Dieser Weg kann aber auch zu einem Hochschulstudium
nach einer abgeschlossenen Fortbildung hinführen (Dy-
bowski et al. 1994). Inzwischen lassen sich eine Reihe
von brancheninternen Qualifizierungswegen identifizie-
ren, die dieses Konzept mit unterschiedlichen Konse-
quenzen umgesetzt haben: zum Beispiel für IT-Berufe
(Mucke 2004) oder für solche im Bankensektor. Die Idee
besteht darin, dass betriebsinterne Aufstiegswege oft
mithilfe von Leistungspunktesystemen über eine duale
Ausbildung und eine Weiterbildungsqualifizierung bis zu
Abschlüssen führen, die mit einem Hochschulabschluss
gleichwertig sind, oder eben zur Aufnahme eines Hoch-
schulstudiums, häufig an privaten Hochschulen. Das Po-
tenzial für solche stufenweisen Qualifizierungswege ist
noch nicht ausgeschöpft. An dieses Konzept knüpft der
Beschluss der Kultusministerkonferenz aus dem Jahr
2009 an, der die allgemeine Hochschulreife für berufli-
che Fortbildungsabschlüsse vorsieht. Damit ist die
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bil-

dung zwar noch nicht vollständig erreicht, aber zumin-
dest auf der Ebene der Abschlüsse der beruflichen Fort-
bildung ein Stück weit vorangekommen. 

Akademisierung beruflicher Qualifizierungsangebote und
„Professionalisierung“ des Studiums
Auch im Hochschulsystem sind Veränderungen zu beob-
achten, die die traditionelle Distanz zwischen Hoch-
schulstudium und Berufspraxis in gewissem Maße ver-
ringert haben. Allerdings gibt es starke Unterschiede je
nach Hochschultyp und Studiengang. Insbesondere die
zunehmende Ausdifferenzierung des Hochschulsystems
und die u.a. durch den Bologna-Prozess vorangetriebene
Diversifizierung der Studiengänge haben wesentlich zur
Entwicklung einer großen Zahl spezialisierter Studien -
gänge beigetragen, die häufig auf eng umrissene Tätig-
keitsfelder vorbereiten. An den Fachhochschulen und im
privaten Hochschulsektor, der in den letzten 20 Jahren
stark gewachsen ist und dessen Studienangebote we-
sentlich spezialisierter sind, ist diese Entwicklung weiter
fortgeschritten als im universitären Bereich. 
Seit den 1960er Jahren ist der Praxisbezug des Studiums
ein Dauerthema der Studienreform. Der unzureichende
Praxisbezug des Studiums ist ein anhaltender Kritikpunkt
an der Qualität des Studiums, dem in den letzten Jahren
mit einer Vielzahl von Maßnahmen begegnet wurde
(Schubarth et al. 2012; Schubarth/Speck 2014). Eine
stärkere Berufs- und Praxisorientierung wird zum einen
als Instrument zur Steigerung der Studienqualität und
zum anderen als arbeitsmarktpolitische Maßnahme zur
Förderung der Arbeitsmarktintegration von Absolventin-
nen und Absolventen gesehen, die heute oft unter den
Begriff Beschäftigungsfähigkeit gefasst wird (kritisch dazu
Teichler 2008; Wolter 2015). Die Hochschulen sind seit
dem Bologna-Prozess zunehmend unter Druck geraten,
sich vom alten Paradigma der forschungsbasierten akade-
mischen Ausbildung mit dessen Distanz zur beruflichen
Arbeitswelt abzuwenden und ihre berufliche Qualifizie-
rungsfunktion zu optimieren (Wolter/Banscherus 2012). 
Akademisierung ist ein weit verbreiteter, oft kritisch
konnotierter, aber sehr unscharfer Begriff, unter den
ganz unterschiedliche Phänomene und Entwicklungen
subsumiert werden. In diesem Zusammenhang ist die
curriculare Akademisierung zu nennen, womit vorrangig
die Verlagerung von Ausbildungsgängen aus außerhoch-
schulischen Einrichtungen in den Hochschulbereich ge-
meint ist. Ein Beispiel ist die Akademisierung von Aus-
bildungsgängen, die bisher vor allem von Institutionen
im Schulberufssystem angeboten werden, wie z.B. für
Gesundheits-/Pflegeberufe oder Erzieher/-innen (Berufs-
fachschulen, Schulen des Gesundheitswesens, Fachschu-
len). Diese Form der Akademisierung macht deutlich,
wie sich die frühere Differenzierung und institutionelle
Zuordnung von Berufsausbildung und Hochschulbildung
im Bereich der Ausbildungsangebote verschiebt. 
Verschiedene Motive kommen hier zusammen. Zum
einen ist Akademisierung eine Reaktion auf die zuneh-
mende Komplexität der beruflichen Aufgaben und stei-
gende Qualifikationsanforderungen durch höhere Wis-
sensintensität. Darüber hinaus spielen gesellschaftliche
oder öffentliche Anerkennung, Fachkräftemangel, Auf-
stiegsmöglichkeiten und eine Veränderung der traditio-
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nellen geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung – viele Be-
rufe in diesem Bereich gelten als Frauenberufe – sowie
berufliche Interessen (Entlohnung) eine Rolle. Die Viel-
falt der neuen Studienangebote ist beachtlich. Die mei-
sten von ihnen finden sich an Fachhochschulen, oft als
duale Studiengänge, um den Praxisbezug zu wahren. In
vielen Fällen existieren alte und neue Ausbildungsgänge
in verschiedenen Einrichtungen nebeneinander, so dass
es nicht zu einer vollständigen Umstellung kommt. Dies
wird als „Teilakademisierung“ bezeichnet (Pasternack
2013). Dieser Begriff kann sich aber nicht nur auf die
Parallelität unterschiedlicher Ausbildungseinrichtungen
beziehen, sondern auch darauf, dass mit einer Akademi-
sierung der Vorteil einer praxisnahen Ausbildung nicht
aufgegeben werden soll.

Durchlässigkeit und Verknüpfung: neue Zugangswege
und Studienmöglichkeiten 
Es gibt weitere Bildungswege und Angebote, die nicht
mehr der Logik des Bildungsdualismus entsprechen.
Auch sie tragen dazu bei, die historisch gewachsenen
Grenzen zwischen den Bildungssektoren zumindest teil-
weise aufzulösen, selbst wenn damit die Segmentierung
strukturell noch nicht überwunden ist. Dazu gehören
Maßnahmen wie die größere Durchlässigkeit von Über-
gängen, insbesondere von der beruflichen Bildung zum
Hochschulsystem, oder die Einrichtung neuer, beide
Segmente verbindender Studiengänge, die auch als Hy-
bridstudiengänge bezeichnet werden. Nicht weiter ein-
gegangen wird auf die mit der Novellierung des Berufs-
bildungsgesetzes aus dem Jahr 2020 neu eingeführten
Abschlüsse des Bachelor Professional und des Master
Professional, die eine neuartige Systematisierung beruf-
licher Fortbildung auf den Stufen 6 und 7 des Deutschen
Qualifikationsrahmens darstellen. Sie suggerieren zwar
Hochschulabschlüsse, setzen aber weder eine Studien-
berechtigung noch ein Hochschulstudium voraus und
sind daher weder eine Maßnahme zur Erhöhung der
Durchlässigkeit noch zur Verknüpfung von Ausbildungs-
programmen.

Öffnung des Zugangs zur Hochschulbildung für beruflich
Qualifizierte
Mit verschiedenen Maßnahmen und Programmen ist in
den letzten zwei Jahrzehnten versucht worden, die
Hochschulen stärker für beruflich Qualifizierte zu öffnen,
insbesondere für solche ohne schulisch erworbene
Hochschulreife. Der Beschluss der Kultusministerkonfe-
renz (KMK) zum „Hochschulzugang für beruflich Qualifi-
zierte ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung“
aus dem Jahr 2009 eröffnete Berufstätigen, die nicht
über eine schulische Studienberechtigung verfügen (in
den folgenden Ausführungen auch als nicht-traditionelle
Studierende bezeichnet), formale Erleichterungen bei
der Studienaufnahme. Solche Zugangswege hat es in
vielen Bundesländern auch schon vorher in zahlreichen
Varianten gegeben. Der KMK-Beschluss sollte einen ein-
heitlichen bundesweiten Rahmen vorgeben. Mehrere
Initiativen und Maßnahmen sind von politischer Seite
ergriffen worden, um die formale Öffnung auch in der
Praxis an den Hochschulen wirksam werden zu lassen.
Eine wichtige Rolle spielen Förderprogramme wie der

Bund-Länder-Wettbewerb „Aufstieg durch Bildung: of-
fene Hochschulen“ oder ähnliche Maßnahmen auf Län-
derebene.
Obgleich die Frage des Hochschulzugangs für beruflich
Qualifizierte schon eine längere Entwicklungsgeschichte
hat, blieb sie lange Zeit hochschulpolitisch eher rand-
ständig und ist erst im Kontext der Debatte über eine
größere Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschul-
bildung in den letzten Jahren zu einem prominenteren
Diskurs- und Handlungsfeld geworden. Allerdings ist die
Zielgruppe der beruflich Qualifizierten sehr heterogen,
weil sie mehrere Teilgruppen mit unterschiedlichen bil-
dungsbiografischen Voraussetzungen und Zugangswegen
zur Hochschule umfasst (Kerst/Wolter 2018). Durchläs-
sigkeit zwischen beruflicher Bildung und Hochschulbil-
dung war bei denjenigen, die über eine schulische Studi-
enberechtigung verfügen, bildungspolitisch nie umstrit-
ten. Nicht die berufliche Qualifikation, sondern der
Nachweis des Abiturs galt und gilt als legitimer Weg zur
Hochschule, der gleichsam das Stigma einer ‚nur‘ berufli-
chen Qualifikation tilgt(e).
Dagegen rief die Öffnung des Hochschulzugangs für Be-
rufstätige ohne herkömmliche schulische Studienbe-
rechtigung weitaus mehr Bedenken hervor, die sich in
der Regel auf zwei Einwände stützen: den dann ver-
meintlich drohenden zusätzlichen Ansturm auf die
Hochschulen (das sogenannte Überfüllungsargument),
der die ohnehin schon vorhandene Überlast und die Ka-
pazitätsengpässe noch weiter verstärken würde, und die
aufgrund des fehlenden Abiturs nicht gegebene Studier-
fähigkeit (die Defizitthese), welche die Qualität des Stu-
diums beeinträchtigen würde. Diese Bedenken sind kei-
neswegs neu, sondern begleiten die historische Entwick-
lung des Hochschulzugangs für Berufstätige von ihren
Anfängen an. Der zweite Einwand wird angesichts der
historischen Konstruktion der institutionellen Ordnung
des Hochschulzugangs in Deutschland über das Gymna-
sium und das Abitur verständlich (vgl. Abschnitt 2).  
Der Beschluss der KMK zum Hochschulzugang für beruf-
lich qualifizierte Studienbewerber/-innen ohne entspre-
chenden Schulabschluss war ein wichtiger Impuls für die
Bundesländer, den Hochschulzugang für diese Zielgrup-
pe zu öffnen. Er löste frühere Regelungen ab, die hin-
sichtlich der Zulassungsvoraussetzungen sehr restriktiv
und statistisch wenig bedeutsam waren. Die wichtigste
Neuerung des KMK-Beschlusses ist, dass Inhabern be-
ruflicher Fortbildungsabschlüsse die allgemeine Hoch-
schulreife zuerkannt wird. Damit wird ein Fortbildungs-
abschluss dem Abitur praktisch gleichgestellt. Dies ist
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Gleichwertigkeit
von allgemeiner und beruflicher Bildung. 
Darüber hinaus definiert der KMK-Beschluss die Bedin-
gungen, unter denen beruflich Qualifizierte ohne Fort-
bildungsabschluss einen fachbezogenen Zugang zu
höherer Bildung erhalten, aber immer noch sehr eng. Sie
müssen eine abgeschlossene Berufsausbildung und eine
mehrjährige Berufstätigkeit sowie eine bestandene Auf-
nahmeprüfung (Eignungsfeststellungsverfahren) oder ein
Probestudium an der Hochschule nachweisen. Zudem
ist der Zugang an die Affinität zwischen Berufsausbil-
dung und Studiengang gebunden. „Affin“ heißt, eine
Bewerberin oder ein Bewerber kann sich nur für Studi-
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enfächer bewerben, die einen fachlichen Bezug zur Be-
rufsausbildung aufweisen. Diese Regelung wirkt sich
sehr restriktiv aus, weil sie übersieht, dass die fachliche
Schneidung des deutschen Berufsbildungssystems und
des Studienangebots deutscher Hochschulen keines-
wegs kongruent ist. Es gibt zahlreiche Ausbildungsberu-
fe, die keinen Studienfächern entsprechen, und umge-
kehrt zahlreiche Studienfächer, die keinen Ausbildungs-
beruf kennen. 
Mit diesem Beschluss wollte die KMK die in den meis -
ten Bundesländern bereits bestehenden Zugangsmög-
lichkeiten für beruflich Qualifizierte harmonisieren und
erweitern. Nach 2009 haben die Länder ihre Regelun-
gen an den KMK-Beschluss angepasst. Doch so wie es
vor diesem Beschluss unterschiedliche Regelungen in
den Bundesländern gab, ist die Rechtslage auch danach
in vielen Details noch uneinheitlich (Nickel/Thiele/Leo-
nowitsch 2020; Ulbricht 2012). In einigen Bundeslän-
dern finden sich auch weitergehende Regelungen. Auf
der anderen Seite unterlaufen einige Hochschulen diese
Öffnungsabsicht, indem sie die Zulassung beruflich Qua-
lifizierter durch Festsetzung von Quoten oder Kontin-
genten begrenzen. Auch gibt es große Unterschiede zwi-
schen Hochschulen in den Informations-, Beratungs-
und Unterstützungsangeboten („Willkommenskultu-
ren“). Insgesamt lässt der KMK-Beschluss von 2009 zwei
Schlussfolgerungen zu: Zum einen hat er insbesondere
durch die Anerkennung der Fortbildungsabschlüsse zu
einer Ausweitung des studienberechtigten Personen-
kreises geführt. Zum anderen ist „eines der Hauptziele
des KMK-Beschlusses, die bundesweite Vereinheitli-
chung des Hochschulzugangs für Personen ohne Abitur,
bisher nicht erreicht worden. ... Die Gefahr ..., dass der
Bildungsföderalismus die vielfach kritisierte Intranspa-
renz des Studiums ohne Abitur durch länderspezifische
Regelungen eher verstärkt als verringert, ist nicht ge-
bannt“ (Nickel/Duong 2012, S. 28). 
In den letzten Jahren hat sich der strategische Ansatz der
Öffnungspolitik von der früheren Fokussierung auf die
Voraussetzungen des Hochschulzugangs mehr und mehr
zum Studium als Gesamtpaket verschoben. Das erstreckt
sich dann über mehrere Stufen und Maßnahmen, von
der Information und Beratung vor der Studienaufnahme
über die institutionellen Zulassungsregelungen bis hin
zur Studieneingangsphase und zu den Studienformaten.
Dieser erweiterte strategische Ansatz beruht auf der Er-
fahrung, dass Maßnahmen zur Öffnung des Hochschul-
zugangs allein zu kurz greifen, wenn sie nicht von Bera-
tungs- und Unterstützungsmaßnahmen vor und nach
der Studienaufnahme begleitet werden. Eine besondere
Bedeutung haben vor allem zeitlich und örtlich flexible
Studienformate. Für dieses erweiterte Öffnungskonzept
hat insbesondere der Bund-Länder-Wettbewerb „Auf-
stieg durch Bildung: Offene Hochschulen“ eine Schlüs-
selrolle gespielt. 
Der Anteil der Studienanfänger/-innen mit beruflicher
Qualifikation (ohne schulisch erworbene Studienberech-
tigung) an allen Studienanfängern (jeweils ohne interna-
tionale Studierende) ist in den letzten Jahren deutlich
angestiegen, liegt aber immer noch auf einem niedrigen
Niveau. Er betrug im Rahmen der damals geltenden Zu-
lassungsvoraussetzungen 0,4% (1993) und ist bis 2008

auf 1,1% angewachsen. Nach 2008 erfolgte ein Anstieg
auf 3,5% (2018), wobei sich in den letzten Jahren eine
Art Sättigungseffekt zeigt. In diesem Anstieg schlagen
sich auch die in den letzten Jahren durchgeführten Öff-
nungsmaßnahmen nieder, wobei es zum Teil große Un-
terschiede zwischen den Bundesländern, Hochschulen
und Studienfächern gibt. Wie wichtig die Differenzie-
rung zwischen beruflich Qualifizierten (ohne zusätzliche
Typisierung) und beruflich Qualifizierten ohne schulisch
erworbene Hochschulzugangsberechtigung ist, lässt sich
an der statistischen Entwicklung ablesen. Während der
Anteil der zweiten Gruppe – wie gerade dargestellt – in
den letzten zehn Jahren auf etwas mehr als drei Prozent
der Studienanfänger/-innen in Deutschland angestiegen
ist, ist eine ganz gegenteilige Entwicklung bei der Ge-
samtgruppe beruflich Qualifizierter zu beobachten.
Nach den Ergebnissen der 21. Sozialerhebung (Midden-
dorff et al. 2017, S. 30) ist deren Anteil unter allen Stu-
dierenden von 34% (1994) auf 22% (2016) zurückge-
gangen, nicht nur an den Universitäten – von 25%
(1994) auf 14% (2016) –, sondern besonders drastisch
im Bereich der Fachhochschulen. Hier ist ihr Anteil um
beinahe die Hälfte von 65% (1994) auf 36% (2016) ge-
sunken. Diese Entwicklung lässt sich im wesentlichen
auf zwei Ursachen zurückführen: die Abnahme des An-
teils doppelt qualifizierter Studierender (mit Abitur und
Berufsausbildung) und die zunehmende Gymnasialisie-
rung des Zugangs zu den Fachhochschulen. 
Trotz des leichten Anstiegs beim Anteil der nicht-tradi-
tionellen Studierenden zeigt die Struktur des Hochschul-
zugangs in Deutschland, insbesondere an den Univer-
sitäten, immer noch eindeutig die Dominanz des Abiturs
als „Königsweg“. Gut 93% der deutschen Studienanfän-
ger/-innen im Bereich der Universitäten verfügen über
das Abitur aus der regulären gymnasialen Oberstufe
oder dem Zweiten Bildungsweg. Selbst an den Fach-
hochschulen, deren Gründungsidee ursprünglich ja mal
die Einführung eines berufsbezogenen Wegs zur Hoch-
schule war, kommen inzwischen mehr als 65% mit dem
Abitur an die Hochschule (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2020). 
Die institutionelle Zusammensetzung der nicht-traditio-
nellen Studierenden weicht vom Gesamtprofil der Stu-
dierenden allerdings deutlich ab. Unter den Studienan-
fängern und -anfängerinnen dieses Zugangsweges haben
sich im Jahr 2016 allein 14% an der FernUniversität in
Hagen eingeschrieben, unter allen Studienanfängern je-
doch nur ein Prozent. Beinahe ein Drittel (31%) hat ein
Studium an gebührenpflichtigen privaten Hochschulen
aufgenommen, davon 13% an privaten Fernhochschu-
len. Unter allen Studienanfängern beträgt der Anteil der
privaten Hochschulen nur neun Prozent. Der Anteil der
Fachhochschulen liegt mit 37% leicht über dem Anteil
der Fachhochschulen an allen Studienanfängern/-innen
(33%), während der Anteil der Universitäten mit 19%
sehr deutlich unter ihrem Anteil an allen Studienanfän-
gern/-innen (57%) liegt. Danach scheinen die Studieren-
den dieses Zugangsweges eine deutliche Präferenz für
einen eher flexiblen Studientyp zu haben, um Studium,
Beruf und Familie zu vereinbaren, und die einzelnen
Hochschulen zeigen eine sehr unterschiedliche Öff-
nungspolitik. 
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Insbesondere viele Universitäten erweisen sich gegen -
über beruflich Qualifizierten ohne Abitur nach wie vor
als ziemlich sperrig, während die privaten Hochschulen
hier offenbar ein Geschäftsmodell etabliert haben. Die
hochschulstatistische Datenlage liefert bislang jedoch
keinerlei Evidenz dafür, dass von der Öffnung dieses Zu-
gangsweges eine gleichsam explosionsartige Verstär-
kung der Studiennachfrage ausgeht. Die Überfüllungs-
befürchtung steht auf einem schwachen statistischen
Fundament. Die Wachstumsdynamik in der Beteiligung
an Hochschulbildung geht primär von den Gymnasien,
nicht von der Öffnung des Hochschulzugangs für beruf-
lich qualifizierte Studierende aus.
Aus einer gemeinsamen Untersuchung einer Forschungs-
gruppe der Humboldt-Universität zu Berlin (HU) und des
Deutschen Zentrums für Hochschul- und Wissenschafts-
forschung (DZHW) (Kerst/Wolter 2022, i.E.) geht hervor,
dass sich hinsichtlich der Bildungsabschlüsse, die die El-
tern der Studierenden erworben haben, deutliche Unter-
schiede zwischen den Studienanfängerinnen und -an -
fängern nach Art des Hochschulzugangs zeigen. Etwa
drei Viertel der nicht-traditionellen Studierenden kom-
men aus einem Elternhaus, in dem kein Elternteil einen
Hochschulabschluss erworben hat. Dagegen kommt bei
der größten Gruppe, den Abiturientinnen und Abiturien-
ten, die ohne Berufsausbildung das Studium aufgenom-
men haben, gut die Hälfte aus einer akademisch gebilde-
ten Familie. Das Studium bedeutet also für etwa drei
Viertel der nicht-traditionellen Studierenden einen Bil-
dungsaufstieg und trägt damit – angesichts ihres geringen
Anteils an allen Studierenden wenigstens in bescheide-
nem Umfang – zur sozialen Öffnung der Hochschule bei. 
Die Frage der Studierfähigkeit ist der zentrale Prüfstein
für die Frage, ob eine Öffnung des Hochschulzugangs
eine potenzielle Risiko- und Problemgruppe in die Hoch-
schule bringt, welche den hohen akademischen Studien-
qualitätsansprüchen nicht gerecht wird. Studierfähigkeit
ist ein mehrdimensionales Konzept und kann empirisch
auf unterschiedliche Weise definiert werden. Das ge-
meinsame HU/DZHW-Forschungsprojekt hat diesen Be-
griff eher prozessorientiert über eine Vielzahl studienver-
laufs- und abschlussbezogener Kriterien operationali-
siert. Hier wird die erfolgreiche Bewältigung der Studi-
enanforderungen bis hin zum Studienabschluss zum zen-
tralen Indikator für Studierfähigkeit. Der Abschluss eines
Studiums ist wahrscheinlich das wichtigste Kriterium für
Erfolg oder Misserfolg im Studium. Aus der Vielzahl der
Untersuchungsergebnisse sollen zwei statistisch weitge-
hend objektivierbare Indikatoren ausgewählt werden, die
Studienabbruchshäufigkeit und die Abschlusszensuren. 
Für die untersuchten Studienanfängerjahrgänge 2003
bis 2015 fällt die Quote derjenigen, die sich ohne Ab-
schluss exmatrikuliert haben (Schwundquote), unter den
nicht-traditionellen Studierenden höher aus als unter
den Studierenden insgesamt. Die Differenz beträgt zwi-
schen fünf und 16 Prozentpunkte. Berechnet man die
Abbruchquoten für die anderen Teilgruppen, dann zei-
gen sich höhere Abschluss- und niedrigere Schwund-
quoten bei den Abiturienten und Abiturientinnen aus
dem Gymnasium, während sich die verschiedenen Grup-
pen beruflich Qualifizierter kaum unterscheiden. So
kommen nicht-traditionelle Studierende auf ähnliche

Abschluss- und Schwundquoten wie die Absolventinnen
und Absolventen einer Einrichtung des Zweiten Bil-
dungswegs (Dahm et al. 2019). Interessante Unterschie-
de sind in den Gründen des Studienabbruchs zu finden.
Deutlich wichtiger als bei Abiturientinnen und Abituri-
enten aus dem Gymnasium sind für nicht-traditionelle
Studierende die (zu hohen) Leistungs- und Prüfungsan-
forderungen im Studium und Probleme mit dem Zeitma-
nagement angesichts von Studium, weiterlaufender Er-
werbstätigkeit und Familie/Kindern. Zwei weitere Ursa-
chen sind finanzielle Gründe sowie interessante Arbeits-
platzangebote, die sie während des Studiums erhalten
haben. Diese Gründe deuten auf einen höheren Infor-
mations- und Beratungsbedarf vor Studienbeginn und
ein für das deutsche Hochschulsystem schon charakte -
ris tisches Defizit an flexiblen Studienangeboten, insbe-
sondere an Teilzeitstudienmöglichkeiten, hin.
Für eine Analyse der Examensnoten im Bachelorstudium
wurden aus dem Prüfungsjahrgang 2015 fünf Studien-
fächer mit mindestens 100 nicht-traditionellen Absolven-
ten und Absolventinnen ausgewählt (Dahm et al. 2019)4.
Da die Zensurengebung starken Unterschieden nach
Hochschulen und Studienfächern unterliegt, wurden die
Grunddaten so standardisiert, dass sie über Hochschulen
und Fächer hinweg vergleichbar sind. Die standardisier-
ten Unterschiede in allen fünf Fächern (Betriebswirt-
schaft, Sozialwesen, Maschinenbau, Erziehungswissen-
schaft, Gesundheitswissenschaften) sind äußerst gering.
Dabei ergibt sich im Zweiervergleich der verschiedenen
Absolventengruppen ein einheitliches Grundmuster. Die
Gymnasialabiturienten und -abiturientinnen schneiden
gegenüber den nicht-traditionellen Studierenden in allen
betrachteten Fächern leicht besser ab – um 0,5 Zehntel
bis 1,3 Zehntel eines Notenpunktes. Im Vergleich zu den
anderen beiden Gruppen mit einer Berufsbiografie (Zwei-
ter Bildungsweg, Abschluss der Fachoberschule) schnei-
den die nicht-traditionellen Studierenden durchgängig
besser ab, aber ebenfalls mit sehr geringen Notendiffe-
renzen zwischen 0,4 Zehntel und 1,4 Zehntel eines No-
tenpunktes. Der Leistungsvergleich ergibt somit keine
bedeutsamen Leistungsdefizite der nicht-traditionellen
Studierenden gegenüber den anderen Gruppen. Das Stu-
dienfach ist letztlich für den Studienabschluss von größe-
rer Bedeutung als der Zugangsweg zur Hochschule.

Duale Studiengänge
Unter dem Begriff „duales Studium“ wird eine Vielzahl
unterschiedlicher Studiengänge zusammengefasst, die
sich stark unterscheiden können, u.a. weil dieser Begriff
an manchen Hochschulen zu einem Marketinginstru-
ment geworden ist. Nach einer Bestandsaufnahme der
Vielfalt dualer Studiengänge hat der Wissenschaftsrat
(2013) eine inzwischen vielzitierte Typologie vorgeschla-
gen, die zum einen zwischen Aus- und Weiterbildung
und zum anderen zwischen den Arten der Verknüpfung
von Lernorten unterscheidet5. Duale Studiengänge sind
nach diesem Vorschlag nur solche, die zwei Kriterien er-

4 Die Daten wurden von Gunther Dahm noch mal aktualisiert (in: Kerst/
Wolter 2022, i.E.), zeigen aber keine Unterschiede.

5 Der Verfasser dieses Beitrags war Mitglied der Arbeitsgruppe des Wissen-
schaftsrats, die die Empfehlung zum dualen Studium vorbereitet hatte.
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füllen: Sie bieten (1) eine akademische Erstausbildung
an, und (2) sie verknüpfen systematisch (curricular, ver-
traglich oder auf andere Weise) die Lernorte Hochschule
und Betrieb (z. T. unter Einschluss einer Berufsschule). 
In einem dualen Studium können mehrere Studientypen
mit unterschiedlichen Abschlüssen unterschieden wer-
den: Erstens der sogenannte ausbildungsintegrierte Typ
mit zwei Abschlüssen, einem anerkannten Berufsab-
schluss und einem Hochschulabschluss; zweitens der so-
genannte praxisintegrierte Typ mit umfangreichen Pra-
xisphasen, der nur zu einem Hochschulabschluss führt;
sowie drittens in einigen wenigen Fällen ein Studium
mit drei Abschlüssen, einem beruflichen, einem akade-
mischen Abschluss und einem Fortbildungsabschluss
(gelegentlich als triales Studium bezeichnet). Alle Vari-
anten setzen die Immatrikulation in einen Studiengang
an der jeweiligen Hochschule und einen Vertrag (Ausbil-
dungs- oder Praktikumsvertrag o.ä.) mit einem Unter-
nehmen voraus. Studiengänge, die lediglich ein zeitli-
ches Nebeneinander von Studium und Beruf ohne curri-
culare oder sonstige Abstimmung ermöglichen, sollten
nicht als duale Studiengänge bezeichnet werden.
Duale Studiengänge haben in Deutschland bereits eine
längere Tradition, ursprünglich außerhalb des Hoch-
schulbereichs in Berufsakademien (Graf/Powell 2022).
Seit den 1980er Jahren hat dieses Ausbildungsmodell
unter verschiedenen Bezeichnungen Einzug in die Fach-
hochschulen gehalten. Nach der Wiedervereinigung
Deutschlands wurde das Berufsakademiekonzept in eini-
gen der neuen Bundesländer eingeführt und breitete
sich in Westdeutschland weiter aus, auch in Form priva-
ter Einrichtungen. In einigen Bundesländern wurden die
Berufsakademien in den letzten Jahren entweder in
Fachhochschulen integriert oder – wie in Baden-Würt-
temberg und in Bayern – in eine Duale Hochschule um-
gewandelt. Das Modell des dualen Studiums hat sich zu
einem Studienreformkonzept entwickelt und gilt trotz
einiger Probleme zwar nicht uneingeschränkt, aber weit-
hin als Erfolgsmodell (Krone/Mill 2014; Wolter et al.
2014; Hähn/Krone 2015; Faßhauer/Severing 2016; Stif-
terverband 2015). Es verspricht, zumindest in einigen
Studiengängen, eines der traditionellen Strukturproble-
me der Hochschulbildung in Deutschland, die Verbin-
dung von Theorie und Praxis, zu lösen. 
Nicht zuletzt aufgrund der Attraktivität solcher Ausbil-
dungsangebote für Studieninteressierte ist in den letzten
Jahren eine rasante Verbreitung dualer Studiengänge,
insbesondere im Verbund mit den Fachhochschulen, zu
beobachten. Sowohl bei der Zahl der dualen Studi-
engänge als auch bei der Zahl der eingeschriebenen Stu-
dierenden ist ein starker Wachstumstrend zu verzeich-
nen (BIBB 2020). Die Zahl der Studiengänge stieg von
512 (2004) auf 1.662 (2019), davon rund 1.420 an Fach-
hochschulen. Das sind 12,8% aller Studiengänge in
Deutschland mit 5,2% (2019; 2004: 0,4%) aller Studi-
enanfänger/-innen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf den
Ingenieur- und Wirtschaftswissenschaften. Rund 51%
aller dualen Studiengänge sind praxisintegriert und ca.
35% ausbildungsintegriert. Insgesamt ist dieses Format
jedoch noch ein eher schmales Element im deutschen
Hochschulsystem. Vor allem an den Universitäten sind
solche Studiengänge recht selten.

Duale Studiengänge weisen eine Reihe von Vorteilen so-
wohl für die Studierenden als auch für die beteiligten
Unternehmen auf. Das Interesse von Studienberechtig-
ten an dualen Studiengängen beruht vor allem auf der
Präferenz für ein praxis- und karriereorientiertes Modell,
das tendenziell eher wissenschaftsfern ist. Aus Sicht der
Studierenden haben duale Studiengänge drei Vorteile:
den betrieblichen Praxisbezug des Studiums, das eigene
Einkommen während des Studiums und die hohe Wahr-
scheinlichkeit, nach dem Abschluss über sichere Berufs-
aussichten zu verfügen. Die Auswahlentscheidung für
duale Studiengänge wird über die beteiligten Unterneh-
men getroffen. Krone und Mill (2014) sprechen hier von
der Gatekeeper-Funktion der Unternehmen. Ein/e Studi-
eninteressent/-in wird nur dann zum Studium zugelas-
sen, wenn er/sie einen Ausbildungs- oder Praxisvertrag
vorweisen kann. Die Bewerberauswahl ist Teil der be-
trieblichen Personalplanung und -entwicklung. Die Un-
ternehmen können die aus ihrer Sicht relativ leistungs-
stärksten Bewerber/-innen auswählen und so einen
Crea ming-Effekt erzeugen. Aus Sicht der am dualen Stu-
dium beteiligten Unternehmen bilden die Orientierung
am betrieblichen Qualifikationsbedarf (passgenaue Aus-
bildung), die längerfristige Bindung der Fachkräfte an
das Unternehmen und die frühe betriebliche Sozialisati-
on die wichtigsten Vorzüge des dualen Studiums. 
Duale Studiengänge werfen aber auch eine Reihe von
Schwierigkeiten auf, die vor allem damit zusammenhän-
gen, dass Theorie (als Kürzel für den wissenschaftlichen
Anteil) und Praxis nicht nur unterschiedliche Wissensty-
pen, sondern auch unterschiedliche didaktische Organi-
sationsformen mit jeweils eigenen institutionellen Logi-
ken repräsentieren. In einer Befragung von dual Studie-
renden in den MINT-Fächern (Wolter et al. 2014) gab
die Mehrzahl an, dass praktische Aktivitäten und Lehrin-
halte nicht ausreichend aufeinander abgestimmt sind.
Mehr als jeder zweite Befragte (56%) beklagte, dass der
Theorie-Praxis-Transfer kaum durch organisatorische Ab-
sprachen zwischen Hochschule und Betrieb hergestellt
wird, sondern individuell geleistet werden muss. Aus
Sicht der Studierenden scheint es häufig ein paralleles
Lernmuster zu geben und kein integratives Lernen. Auf-
grund der Kumulation von akademischen und prakti-
schen Anforderungen liegt ein zentrales Problem dualer
Studiengänge in ihrer „Studierbarkeit“. Unter den Hoch-
schulen ist die Sorge weit verbreitet, dass das duale Stu-
dium in erster Linie auf die Bedürfnisse der Unterneh-
men zugeschnitten ist und die akademische Qualität
vernachlässigt. Es ist daher verständlich, dass der Wis-
senschaftsrat (2013) die Gewährleistung der wissen-
schaftlichen Qualität in den Mittelpunkt stellt. Ein dua-
les Studium ist Teil des akademischen Systems, das seine
Abschlüsse vergibt, und muss dessen Qualitätsan-
sprüchen genügen. Das Interesse der Studierenden rich-
tet sich in erster Linie auf den Erwerb eines – praxisori-
entierten – Bachelors. Das duale Studium ist primär ein
Studienreformmodell, kein Modell zur Konsolidierung
der dualen Berufsausbildung.

Studienintegrierende Ausbildung
Das von Dieter Euler und Eckart Severing konzipierte
Modell einer studienintegrierenden Ausbildung (Euler/
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Severing 2016) verfolgt die Grundidee, ein breiter ange-
legtes, nicht von vornherein auf einen bestimmten Qua-
lifizierungsweg festgelegtes, integriertes Ausbildungs-
modell anzubieten, das mehrere Wege in die Berufsaus-
bildung oder das Hochschulstudium eröffnet. Mit die-
sem Modell soll eine Optimierung der Ausbildungsent-
scheidung und Berufswahl von jungen Erwachsenen er-
reicht werden. Dieses Ziel ergibt sich aus dem von der
Hochschulforschung und der Berufsbildungsforschung
immer wieder empirisch bestätigten Befund, dass ein
nicht unbeträchtlicher Anteil der Jugendlichen seine Be-
rufswahl und Studien-/Ausbildungsentscheidung unter
Bedingungen fehlender Information, großer Unsicher-
heit und erheblicher Orientierungsprobleme trifft und
diese Situation oft Fehlentscheidungen zur Folge hat,
die wiederum häufig zu einem Studienabbruch oder
einer Vertragsauflösung führen. 
Das Modell sieht zwei Stufen vor, eine Grundstufe (18
Monate) und eine zwei- bis dreijährigen Aufbaustufe.
Ziel der Grundstufe ist neben einer propädeutischen be-
ruflichen und akademischen Kompetenzvermittlung vor
allem eine fundierte Entscheidung über den weiteren
Qualifizierungsweg. Erst nach der Grundstufe sollen die
Teilnehmer/-innen eine der drei in der Aufbaustufe vor-
gesehenen Optionen Hochschulstudium (Abschluss mit
einem Bachelor), duales Studium in ausbildungsintegrie-
render Form (mit einem Doppelabschluss) oder Berufs-
ausbildung (mit Berufsabschluss) wählen. Die Grundstu-
fe wird auf die nachfolgende Stufe angerechnet. 
Dieses Konzept einer studienintegrierenden Ausbildung
wird gelegentlich mit einem dualen Studium verwech-
selt. Das Modell ist jedoch viel breiter angelegt und um-
fasst das duale Studium nur als eine Option. Und anders
als in dem in den 1970er-Jahren initiierten Kollegstufen-
modellversuch geht es bei der studienintegrierenden
Ausbildung nicht um eine doppelqualifizierende Ausbil-
dung, die den Erwerb einer Studienberechtigung neben
einem Ausbildungsabschluss einschließt, sondern um
ein postschulisches Qualifizierungsangebot. Eine solche
studienintegrierende Ausbildung ist unter anderem an
der 2020 in Hamburg gegründeten Beruflichen Hoch-
schule Hamburg (BHH) eingeführt worden (siehe dazu
das Interview mit Christian Scherf, i.d.H.).  

5. Schlussfolgerungen
Dieser Beitrag soll zeigen, wie sich das Verhältnis zwi-
schen beruflicher und hochschulischer Bildung in
Deutschland in den letzten Jahren bzw. Jahrzehnten ver-
ändert und geöffnet hat – mit Maßnahmen, neuen Insti-
tutionen und Angeboten, denen gemeinsam ist, dass sie
jenseits der Logik des traditionellen Bildungsdualismus
liegen. Die historisch etablierte institutionelle Segmen-
tierung zwischen den beiden Sektoren des nachschuli-
schen Qualifizierungssystems ist eines der folgenschwer-
sten Hindernisse für eine Bildungsstrukturreform im Be-
reich der Sekundarstufe II bzw. – soweit das Hochschul-
studium einbezogen ist – im Verhältnis von beruflicher
und akademischer Bildung. Das herkömmliche Bildungs-
schisma ist durch diese Entwicklungen noch keineswegs
aufgehoben worden, aber partiell und vor allem paradig-
matisch aufgebrochen worden, indem neue Passagen

der Durchlässigkeit und Modelle der Verknüpfung er-
möglicht wurden. Der Dualismus bestimmt auch heute
noch die Grundstrukturen des deutschen Bildungs- und
Qualifizierungssystems. Eine grundlegende Neuordnung
des Verhältnisses von beruflicher und allgemeiner bzw.
akademischer Bildung bleibt ein Desiderat.
Wenn langfristig weit mehr als die Hälfte, möglicherwei-
se zwei Drittel der Jugendlichen das Schulsystem mit
einer Hochschulzugangsberechtigung verlassen (oder
diese nachträglich erwerben), wird das Verhältnis von
beruflicher Bildung und Hochschulbildung von dieser
Entwicklung nicht unberührt bleiben. Nicht nur der
Wandel der Bildungsbeteiligung, sondern auch verän-
derte Qualifikationsanforderungen des Arbeitsmarktes
und Beschäftigungssystems weisen in diese Richtung.
Nicht zuletzt verstärkt ein Leitmotiv der europäischen
Bildungspolitik, die gesellschaftspolitische Idee einer
größeren Durchlässigkeit im postschulischen Qualifizie-
rungssystem, insbesondere zwischen Berufs- und Hoch-
schulbildung, diesen Wandel. Insgesamt steht Deutsch-
land aber wohl erst am Anfang einer Entwicklung, in der
sich berufliche Bildung und Hochschulbildung aufeinan-
der zubewegen. Als eines der Haupthindernisse erwei-
sen sich oft die konfligierenden Governance- und Inte -
ressensstrukturen in beiden Bildungssektoren – im staat-
lich normierten Hochschulsektor mit einem Selbstver-
waltungsmanagement und im korporatistisch geprägten
Berufsbildungssektor.
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I. Einführung 

In die Beziehungen zwischen allgemeiner und berufli-
cher Bildung ist seit einigen Jahren wieder erhebliche
bildungspolitische Bewegung gekommen. Auslöser sind
zu einem wesentlichen Teil Steigerungen in den Anfor-
derungen im Berufsalltag (Digitalisierung als Beispiel,
elektronische Steuerungen in vielen Prozessen usw.) und
die sinkende Attraktivität der praktischen Berufsausbil-
dung im Vergleich zu akademischen Abschlüssen und
dort offen stehenden Berufen oder vermeintlichen
Chancen (vgl. dazu den Beitrag von Andrä Wolter in die-
ser Ausgabe). In den vergangenen 120 Jahren (seit Be-
ginn des 20. Jh.) war ein ständiger Anstieg des Besuchs
des Gymnasiums, der Abiturientenquote und der Über-
gangsquoten in ein Studium zu beobachten. Diese
Wahlentscheidungen zwischen unterschiedlichen Be-
rufskarrieren wurden auf einer völlig unzureichenden In-
formationsbasis über Berufsprofile und deren Verhältnis
zu eigenen Interessen getroffen (Spangenberg/Willich
2013; Blaich 2021). Immerhin: Über Jahrzehnte hatten
Hochschulabsolvent*innen die niedrigste Arbeitslosen-
quote aller Berufsgruppen, es handelte sich um white-
collar-Berufe, und die Handlungsspielräume am Arbeits-
platz galten als wesentlich höher als in „praktischen Be-
rufen“. Inzwischen ist bei letzteren aus diesen und wei-
teren Gründen ein Arbeitskräftemangel eingetreten. Auf
Seiten der Studierenden zeigte sich vielfach, dass eigene
Interessen und Lerngewohnheiten einerseits und die
Auseinandersetzung mit einer Wissenschaftsdisziplin
und die Art der Organisation von Lehre und Studium an-
dererseits nur schlecht zusammen passten. Die Studien-
abbrecherquoten stiegen innerhalb der ersten beiden
Semester aufgrund von Informationsirrtümern ständig
an (Heublein/Richter/Schmelzer 2020); Neugebauer/
Heublein/Daniel 2019; Isleib/Heublein 2017). Bei bes-
serer Diagnose und Beratung sowie einer späteren Bil-
dungsentscheidung könnten solche Verläufe stark redu-
ziert werden.

Auf der anderen Seite versuchen zahlreiche Initiativen,
die Attraktivität praktischer Berufe zu steigern. Dazu
gehört auch die Durchlässigkeit aus einer praktischen
Berufsausbildung hin zu einer akademischen Fortset-
zung. Mit dem Modell des trialen Studiums (Ausbil-
dung, Studium, Meister) gibt es insbesondere im Hand-
werk schon seit längerer Zeit ein solches Modell, das
u.a. auch von der Hochschule Niederrhein angeboten
wird und sogar drei Abschlüsse in 4,5 Jahren vorsieht.
Außerdem bietet heute eine FH im Regelfall praxis- oder
ausbildungsintegrierende Studiengänge an. Von daher
wird aus dem Kreis der HAW’s in Richtung des Landes
Hamburg die Frage gestellt, welche als gravierend einge-
stuften, durch Reformen nicht zu behebenden Defizite
der HAW Hamburg eine Neugründung in Hamburg not-
wendig gemacht haben.
Das Land Hamburg hat hier jedenfalls mit der Gründung
der Beruflichen Hochschule Hamburg (BHH) einen Weg
eingeschlagen, der Chancen, aber auch erhebliche Risi-
ken für diesen Weg aufweist. Daher muss die Entwick-
lung mit großer Umsicht vorangetrieben werden – schon
aus Verantwortung für die Lernenden, die sich diesem
Modell anvertrauen. In den Gründungstexten formu-
liert, handelt es sich – mit dieser Akzentsetzung – um
die Integration der ersten Stufe eines akademischen Stu-
diums in eine praktische Berufsausbildung – und nicht
umgekehrt. Warum diese Akzentsetzung notwendig ist
und welche Vorteile sie gegenüber der umgekehrten Va-
riante hat – der Integration einer praktischen Berufsaus-
bildung in ein akademisches Studium – wird weiter zu
klären sein. Anders als die in den letzten Jahren ver-
mehrt diskutierten Öffnungsstrategien, die – ausgehend
von beruflichen Abschlüssen – ohne Abitur hinein in ein
Studium führen, das dann eher traditionell konzipiert
ist, wird hier (mit einer Studienberechtigung bereits als
Voraussetzung) an den Anfang einer Berufsausbildung
zurückgegangen. In einem Verzahnungsmodell wird
dann ein Bachelor-Studium in eine (zeitgleich in vollem
Umfang weiter stattfindende) duale Berufsausbildung
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integriert. Das findet auch an anderen Orten bereits
statt – nicht nur an der Hochschule Niederrhein. Die be-
stehende HAW Hamburg ermöglicht (fast) in allen Studi-
engängen eine duale Variante. In den Gründungsdoku-
menten der BHH wäre eine Abgrenzung zu den bereits
bestehenden Modellen nützlich gewesen, um den
neuen Ansatz klarer herauszustellen. Zu vermuten ist,
dass die organisierte Verzahnung verbessert und in
einen neuen Rahmen gestellt werden soll. In dem vorlie-
genden Artikel wird also eine neu gegründete Hoch-
schule vorgestellt, die diese Muster weiterentwickeln
möchte. Mit ihrem Konzept wird bildungspolitisches
Gelände betreten, das reichlich mit (z.T. historisch weit
zurückreichenden) gesellschaftspolitischen Interessen
besetzt ist. Daher geht es nicht nur um Alltagskonzepte
der Ausbildung, sondern auch um das gesellschaftspoli-
tische Umfeld. Um eine solche umfassende Konzeption
differenziert einschätzen zu können, müssen viele
Aspekte betrachtet werden, die Hochschulen ausma-
chen. Das führt zu einem größeren Umfang des Textes.
Das Hamburger Modell der Verbindung von allgemeiner
und beruflicher Bildung enthält neue Akzente, sodass
sowohl das Modell selbst, als auch die Details seiner
Umsetzung lohnen, genauer betrachtet zu werden. Dort
wird schnell deutlich, dass sich diese Gründung ein an-
spruchsvolles Programm vorgenommen hat (s.u.). Insge-
samt ist den auch andernorts bereits entwickelten Lö-
sungen weitere Verbreitung zu wünschen.
Nähere Beachtung verdient auch der Aspekt, wie eine
Hochschule, die diese Merkmale aufweist, von Seiten
der anderen Hochschulen betrachtet und als Hochschule
mit ihren Abschlüssen akzeptiert wird. Ergeben sich Ko-
operationsmöglichkeiten auf gleicher Höhe? Welchen
Status haben die Professor*innen dieser Hochschule in
der Scientific Community? Die 50-jährige Geschichte
der Fachhochschulen in Deutschland ist voll von Diskri-
minierungen. Es ging um Statusdifferenzen institutionel-
ler Art, um die Verteidigung von (z.T. vermeintlichen)
Privilegien – nicht um die Frage, wie die Universitäten
mit ihren eigenen Doktorand*innen umgingen, wenn sie
zu Fachhochschulprofessor*innen berufen worden wa -
ren. Was genau heißt im Gründungskonzept: „die
Durchlässigkeit zur akademischen Qualifizierung verbes-
sert“? Und weiter: Welche Möglichkeiten haben die Ab-
solvent*innen dieser Hochschule? Diesen Fragen kann
im Rahmen eines Artikels nur teilweise nachgegangen
werden. Aber darauf aufmerksam zu machen bildet
einen ersten Schritt.
Der vorliegende Artikel sieht es nicht als seine Aufgabe
an, über die Gründung der BHH lediglich zu berichten.
Er möchte an den durchaus nachvollziehbaren Prozessen
zunächst einmal Skepsis, Analyse und Bewertung ent-
wickeln und auf Lücken verweisen, um dann zu einer
abschließenden Einschätzung zu kommen. Da aus vielen
Gründen (die zumindest z.T. hier im Text herangezogen
werden) eine Zusammenführung von allgemeiner und
beruflicher Bildung überfällig ist, kann diese kritische
Prüfung das Konzept der BHH im Ergebnis nur positiv
fördern.

II. Etappen beim Zusammenrücken von 
allgemeiner und beruflicher Bildung

Teil 1: Fachhochschulen1

In welche Situation hinein ist die BHH gegründet wor-
den? Hier ist an einige Zusammenhänge zu erinnern.
Die BHH wird als eine weitere Variante der Fachhoch-
schulen bezeichnet. Sie wird das Spektrum dieser Hoch-
schulart wesentlich erweitern. Zur Erinnerung: Die nach
1968 einsetzende, vor allem 1970/71 stattfindende
Gründung von Fachhochschulen (zunächst) unterhalb
von Universitäten, bei denen eine Studienaufnahme mit
Berufsschulabschluss und Berufsausbildung ohne Abitur
möglich war, wurde zunächst zum Bindeglied zwischen
dem Berufsschulsektor und den Universitäten. Der FH-
Abschluss berechtigte zum Studienbeginn an Universitä-
ten. Dies schien eine Brücke zu schlagen zwischen allge-
meiner und beruflicher Bildung und eröffnete den Uni-
versitätszugang aus der beruflichen Bildung heraus. Aber
dann entschlossen sich die Fachhochschulen zu einem
Aufhol- und Anerkennungswettbewerb mit den Univer-
sitäten, weil deren Leistungs- und sonstige Anerken-
nungskriterien für die Statuszuweisung traditionell und
exklusiv blieben. Das Abitur wurde zum Regelzugang zur
FH auch dort, dann folgten immer umfangreichere Aner-
kennungen des FH-Abschlusses bei einem Wechsel in
ein Universitätsstudium. Zunächst noch als Vordiplom,
dann als Vorleistungen für einen Studienabschluss aner-
kannt, schließlich als alternativer Abschluss zum univer-
sitären Bachelor – zunächst noch mit, dann ohne diskri-
minierend gedachten Zusatz „(FH)“ – und als vorläufiger
Abschluss der Entwicklung: dem FH-Angebot von Mas -
ter-Studien und -Abschlüssen.2
Nicht Flexibilität und Durchlässigkeit, sondern Versäu-
lung waren zu beobachten – anders als z.B. im Hoch-
schulsystem der USA. Selbst bei der Profilbildung von
Universitäten (eine Deckbezeichnung dafür, dass weitere
Hochschulen als Volluniversitäten von öffentlichen Trä-
gern nicht mehr finanziert werden konnten oder sollten)
kam es nur zu wenigen engeren Annäherungen zwischen
Universitäten und Fachhochschulen – etwa in gemeinsa-
men Studiengängen.3 Allerdings zeichnet sich – ähnlich
wie bis 1986 in Großbritannien mit seinen ehemaligen
Polytechnics und jetzigen New Universities – eine Ent-
wicklung ab, die eher zu einer Ausdifferenzierung von
Hochschulen auf einem Kontinuum als zu einer Fortset-
zung der Zwei-Lager-Mentalität neigt. Die Einführung
dualer Studiengänge an den Fachhochschulen (und ver-
einzelt auch an Universitäten) reduzierte zwar die Di-

1 In diesem Text wird auf historische Zusammenhänge verwiesen, weil im
Diskurs immer wieder deutlich wird, dass solche Entwicklungen Zeitzeu-
gen geläufig, Jüngeren aber nicht mehr präsent sind. Ihre Kenntnis hilft je-
doch, gegenwärtige Erscheinungsformen und verbliebene Probleme zu er-
klären.

2 Wer nochmal einen genaueren Eindruck von den Widerständen auf Seiten
der Universitäten gegen eine „drohende“ Gleichberechtigung der FH als
tertiäre Bildungseinrichtung mit eigenem Profil bekommen will, muss sich
nur die Auseinandersetzungen anschauen, die es um Grundsatz und Art
der Aufnahme der Fachhochschulen in die Hochschulrektorenkonferenz
gegeben hat...

3 Das früheste Beispiel bildete 1972 die Medizintechnik als Universitätsdi-
plom zwischen der Medizinischen Fakultät der Universität Heidelberg und
der gerade gegründeten FH Heilbronn – mit voller Anerkennung der FH-
Studienanteile und partnerschaftlichem Prüfungsrecht auf Augenhöhe.
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stanz zur traditionellen Berufsbildung im dualen System,
aber bei den meisten stieg sie im Wettbewerb mit den
Universitäten eher an, als sie zu mindern. Die Entwick-
lung ist weiter im Fluss. Die Summe der Individual- und
institutionellen Interessen scheint die Entwicklung zu
bestimmen. Eine bildungstheoretisch und wissenschafts-
theoretisch überzeugende Neuinterpretation des Ver-
hältnisses von Theorie und Praxis, die breiten Eingang in
den Hochschulalltag gefunden hätte, lässt weiter auf
sich warten, obwohl dies gerade heute in der Entwick-
lung der Gegenwart eine zentrale Aufgabe der Hoch-
schulen wäre. 
Die Fachhochschulen waren mit ihrem Studium schon
deutlich näher dran an der Berufspraxis, vor allem als sie
in immer größerem Umfang curricular nicht Universitäts-
studiengänge nachbildeten, sondern in einer neuartigen
Kombination duale Studiengänge einführten. Auch
davon bildeten sich in kurzer Zeit unterschiedliche For-
men heraus. In der ursprünglichen Form, die zunächst
von den privaten Fachhochschulen der Wirtschaft
(FHDW) entwickelt wurde (gegründet in Verbindung mit
der Heinz Nixdorf-Stiftung Paderborn, mit ersten Filial-
gründungen in Bergisch-Gladbach und Hannover –
https://www.fhdw.de/), bemühten sich die Studienan-
wärter*innen um einen Arbeitsvertrag in einem Betrieb
mit einer von ihnen gewünschten Berufsrichtung. Hier
mussten sie ein Auswahl- und Einstellungsverfahren
durchlaufen. Dieser Betrieb schickte sie dann zum Studi-
um in die FHDW und übernahm auch die Studienge-
bühren. Wie in der dualen Berufsausbildung mit ihrem
Wechsel zwischen Betrieb und zwei Tagen Berufsschule
waren die Anwärter im Betrieb und zwei Tage in der
Woche in der Hochschule. Diese Verknüpfung führte zu
einer hohen Studienmotivation und in der FHDW zu
traumhaften Studienerfolgsquoten von 93%. Ein wichti-
ger Teil der Erklärung bestand im Auswahl- und Einstel-
lungsprozess durch die Betriebe. Damit hatten die spä-
ter Studierenden schon eine Selektionsschleuse passiert
und wurden dann zum Studium geschickt. Bei Studien-
abbruch oder Scheitern wurde der Arbeitsvertrag aufge-
löst. Dieser Erfolg hatte – ohne Berücksichtigung dieser
Konstellation – zunächst erhebliche Vorbehalte von
staatlicher Seite zur Folge, die erst nach Vorlage um-
fangreicher externer Evaluationsergebnisse entkräftet
worden waren.4 Da die extrem hohe Studienerfolgsquo-
te auch in den staatlichen Fachhochschulen große Skep-
sis hervorrief, lud der Verfasser in seinem Evaluations-
projekt Kolleg*innen aus diesen Einrichtungen dazu ein,
Examensarbeiten der FHDW (im ganzen Notenspek-
trum) zu sichten und bei mündlichen Prüfungen zu hos-
pitieren. Diese Einladung wurde angenommen. Ergeb-
nis: Bewunderung für das erreichte Niveau! Eine wesent-
liche Erklärung für den ungewöhnlichen Studienerfolg
bestand darin, dass die Studierenden durch ihr Lernen
ihren Arbeitsvertrag verteidigten – eine völlig andere
Motivation als der Regeleintritt ins Studium nach dem
Abitur. Ein anderer Faktor kam hinzu: Die Studierenden
kamen laufend mit ihren Praxisproblemen ins Studium
und entwickelten Fragen. Ihre praxiserfahrenen Do-
zent*innen (typisch für Fachhochschulen) gingen auf die
Fragen ein, zogen sie aber – als eine besondere Heraus-
forderung für Lehrende – aus ihrem Alltagsereignis- bzw.

Situationsbezug in den größeren Kontext des Faches.
Frühe Formen des problembasierten Lernens entstan-
den. Ein großer Teil der Lehrenden hatte Teilzeitprofes-
suren übernommen und übte seine ursprüngliche Be -
rufs tätigkeit als Wirtschaftsprüfer oder in Steuerbera-
tungsagenturen, Versicherungsagenturen und Anwalts-
kanzleien weiter aus. Die enge, wechselseitige Verknüp-
fung von Theorie und Anwendung/Anwendung und
Theorie ließ die sonst im Studium bekannten Sinnfragen
und Transferprobleme bei den Studierenden kaum auf-
kommen. In der Summe aus externer und interner Moti-
vation ergaben sich hohe Wirkungen.5
In der weiteren Entwicklung bildeten sich – außerhalb
der Universitäten mit deren Formen – insgesamt drei
Formen der Kombination von Theorie und Praxis in Stu-
diengängen heraus. A) die eben dargestellte Form der
Praxisintegration. B) eine Form, in der berufliche Tätig-
keit (die bereits an anderer Stelle gelernt wurde) mit
Studium verbunden wird. Und C) Eine ausbildungsinte-
grierende Form, in der drei Abschlüsse – zwei berufliche
und der akademische – in einem kombinierten Prozess
erworben werden. Diese Formen der Studiengänge or-
ganisieren ihr Lernen in dualen Modellen an zwei bzw.
in trialen Modellen an drei Lernorten – so auch in der
BHH (s.u.).

Teil 2: Die Duale Hochschule Baden-Württemberg
(DHBW)
Die Berufsakademien hatten ebenfalls eine wichtige
Etappe im Zusammenrücken von allgemeiner und beruf-
licher Bildung markiert. Sie wurden in Baden-Württem-
berg zur Dualen Hochschule weiterentwickelt, die dann
ihrerseits eine interessante Brückenfunktion einnahm
und sich beschreibt wie folgt:
„Die Duale Hochschule Baden-Württemberg (DHBW) ist
die erste staatliche duale, d.h. praxisintegrierende Hoch-
schule in Deutschland. Sie wurde am 1. März 2009 ge-
gründet und führt das seit über 40 Jahren erfolgreiche
duale Modell der früheren Berufsakademie Baden-Würt-
temberg fort. Bundesweit einzigartig ist die Organisati-
onsstruktur der DHBW mit zentraler und dezentraler
Ebene. An ihren neun Standorten und drei Campus bie-
tet die DHBW in Kooperation mit rund 9.000 ausge-
wählten Unternehmen und sozialen Einrichtungen eine
Vielzahl von national und international akkreditierten
Bachelor-Studiengängen in den Bereichen Wirtschaft,
Technik, Sozialwesen und Gesundheit an. Auch berufsin-
tegrierende und berufsbegleitende Master-Studiengän-
ge gehören zum Angebot der DHBW. Mit derzeit rund
33.500 Studierenden und über 200.000 Alumni ist die
DHBW die größte Hochschule in Baden-Württemberg.
Das zentrale Merkmal der DHBW ist ihr duales Studien-
konzept mit den wechselnden Theorie- und Praxispha-
sen sowie der engen Kooperation zwischen der Hoch-
schule und ihren Dualen Partnern. Diese wählen die Stu-
dierenden selbst aus, schließen mit ihnen einen drei-

4 Der Verfasser hat diese Evaluationen in Paderborn, Bergisch-Gladbach und
Hannover konzipiert und geleitet. Das Verfahren und seine Ergebnisse
führten dann zur unbefristeten staatlichen Anerkennung.

5 Solche Effekte waren auch im Lehramtsstudium aus Schulpraktika in der 1.
Phase der Lehrerausbildung bekannt.
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jährigen Vertrag und bieten ihnen über die gesamte Stu-
diendauer hinweg eine monatliche, fortlaufende Vergü-
tung. Durch den Wechsel zwischen Theorie- und Praxis-
phasen im dreimonatigen Rhythmus erwerben die Stu-
dierenden neben fachlichem und methodischem Wissen
praktisches Erfahrungswissen sowie die im Berufsalltag
erforderliche Handlungs- und Sozialkompetenz. Theo-
rie- und Praxisinhalte sind dabei eng aufeinander abge-
stimmt und beziehen aktuelle Entwicklungen in Wirt-
schaft, Technik und Gesellschaft in die Lehrpläne mit
ein. Die in den Praxisphasen erbrachten Leistungen sind
integrativer Bestandteil des Studiums, weshalb sämtli-
che Studiengänge der DHBW als Intensivstudiengänge
anerkannt und mit 210 ECTS-Punkten bewertet sind.“6

III. Eine neue Variante: Die Berufliche 
Hochschule Hamburg (BHH)

1. Die Gründung – Anlass, Ziele und Verfahren
In der bestehenden bildungspolitischen Situation (Ver-
säulung, Distanz zwischen allgemeiner und beruflicher
Bildung, mangelnde Durchlässigkeit, Orientierungspro-
bleme u.ä.) sind alle Initiativen willkommen, die die all-
gemeine und berufliche Bildung näher zusammen füh -
ren. Eine solche Initiative wurde in Hamburg ergriffen.
Zunächst hatte der Senat der Freien und Hansestadt
Hamburg 2018 beschlossen,7 mit Wirkung zum
01.01.2020 eine Hochschule neuen Typs in staatlicher
Trägerschaft zu gründen: Die Berufliche Hochschule
Hamburg (BHH). Sie soll allgemeine und berufliche Bil-
dung auf Hochschulebene miteinander verknüpfen,
indem sie ein Bachelor-Studium in eine praktische beruf-
liche Ausbildung integriert. Sie soll damit möglichst nah
dran bleiben an der Berufsbildung, aber als Hochschule
eingestuft werden. Dann ist die Bürgerschaft der Freien
und Hansestadt Hamburg am 20. November 2019 dieser
Vorlage gefolgt und hat ihrerseits beschlossen, nach
Maßgabe des Hamburgischen Hochschulgesetzes
(HmbHG) mit Wirkung zum 01.01.2020 diese neue
Hochschule zu gründen – die Berufliche Hochschule
Hamburg (Drucksache 21/17964). Sie hat als staatliche
Hochschule und Variante einer Fachhochschule ihren
Lehrbetrieb im Wintersemester 2021/22 aufgenommen.8
Diese spezifische Variante der Fachhochschule gibt es
bisher kaum in Deutschland – Grund genug, das Kon-
zept hinter diesem Namen BHH näher zu betrachten
und zu bewerten, denn Wege und Inhalt dieser Hoch-
schulgründung sind besonders. Das Programm lautete:
„Die Gründung der BHH ist ein wichtiger Schritt zur
Steigerung der Attraktivität der Berufsausbildung. Das
Gesamtvorhaben steht im Kontext der Reformaktivitä-
ten der Beruflichen Bildung“ (Drucksache 21/17964, S.
18). Im Zentrum steht also keine Hochschulreform, son-
dern eine der Berufsbildung – Steigerung der Atraktivität
praktischer Berufe heißt das Programm.
Die Außendarstellung formulierte: „Mit einem Kick-off
im September 2018 wurde die BHH als Projekt im Rah-
men des Hamburger Instituts für Berufliche Bildung
(HIBB) auf den Weg gebracht. Ziel war es, ein neues An-
gebot zu schaffen, bei dem Schulabsolventinnen und
Schulabsolventen mit Hochschulzugangsberechtigung
praxisnah im Betrieb lernen und zugleich im berufsschu-

lischen und hochschulischen Teil auf akademischem Ni-
veau studieren können. Unternehmen sollen praktisch
geschulte und breit qualifizierte Nachwuchskräfte ge-
winnen können. Die BHH stellt berufliche und akademi-
sche Bildung auf eine Stufe und leistet einen Beitrag,
den Fachkräftebedarf zu sichern.”9 Eine Verbreiterung
dieser Möglichkeiten ist sicherlich zu begrüßen. Wirklich
neu ist dieser Ansatz aber nicht, wie das triale Studium
an der Hochschule Niederrhein zeigt. Sind dessen Erfah-
rungen genutzt worden? Hier könnte die Gefahr von An-
fangsfehlern reduziert werden. Der Text ist im Übrigen
klar: Auf eine Stufe stellen (in anderen Textpassagen
wird die Gleichrangigkeit betont) heißt noch nicht
annähern oder gar integrieren. Außerdem wird durch-
gängig der Berufsbezug betont – nicht ein Praxisbezug
im erweiterten Sinne (s.u.). Die Studierenden an der
BHH werden – dem Konzept entsprechend – in diesen
Texten nicht als Studierende bezeichnet, sondern – auf
die Doppelung hinweisend – als Ausbildungsstudieren-
de. Die Lernenden können an der BHH zwei Abschlüsse
in nur vier Jahren erlangen: den Ausbildungsabschluss
und den Bachelor. Die berufliche Ausbildung erfolgt al-
lein in der Verantwortung der dualen Ausbildung aus
Schule und Betrieb, der Bachelor-Abschluss liegt in der
Verantwortung der BHH nach dem Hamburgischen
Hochschulgesetz. Die Verzahnung der Inhalte ermög-
licht ein Arbeitspensum, das sich an der klassischen
Fünf-Tage-Woche orientiert. An der BHH werden Leis -
tungen an drei Lernorten – Betrieb, Berufsschule und
Hochschule – gegenseitig anerkannt, sodass Doppelun-
gen reduziert werden. Diese gegenseitige Anerkennung
unterstreicht schon die getrennte Verantwortung.10

Die Kennzeichnung der BHH als „sichtbares Bindeglied
zwischen beruflicher und akademischer Bildung in Ham-
burg“ zeigt ihre Selbständigkeit. Die Gründung der BHH
stellt den Versuch dar, die Säule der Berufsbildung bis
zum Bachelorabschluss zu verlängern. Die Rede ist von
Anerkennungen, nicht aber von Integration. Die Wissen-
schaftsseite ist nicht beteiligt, es wird nur innerhalb des
für die Wissenschaft geltenden Rechtsrahmens gehan-
delt. Auf diese Weise werden die (Aus-)Bildungsprozesse
zumindest teilweise aus dem Schulrecht in den Autono-
miebereich der Hochschule verlegt, wobei die getrenn-
ten Anerkennungs- und Verantwortungsbereiche teilwei-
se traditionelle Zuständigkeiten festschreiben. Hier
würde sich ein rechtlicher Vergleich der Handlungsmög-
lichkeiten der Hochschule Niederrhein mit denen der
BHH lohnen.11 In der Ziel- und Leistungsvereinbarung
heißt es: „Das BHH Gründungspräsidium wird in enger
Abstimmung und mit Unterstützung der BSB die BHH als
neue Hochschule in Hamburg aufbauen.“ also mit der
Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB). 

6 https://www.dhbw.de/die-dhbw/wir-ueber-uns
7 https://hibb.hamburg.de/wp-content/uploads/sites/33/2019/08/21-17964.pdf
8 https://hibb.hamburg.de/schulentwicklung/berufliche-hochschule-hamburg/
9 https://bhh.hamburg.de/gruendung-der-bhh/
10 Hierzu ist aus dem Kreis der HAW’s als Kommentar zu hören: Hiermit

könnte natürlich ein Problem adressiert werden, dass in den bisherigen
Varianten eine gegenseitige Anrechnung der Kompetenzen nicht ausrei-
chend erfolgt. Allerdings ist es meist die Ausbildungsseite, die bis dato
hier restriktiver agierte. 

11 Das könnte eine lohnende Dissertation an einer HAW ergeben.
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Das Konzept der BHH bietet eine Chance, Brücken über
die Trennung zwischen beruflicher und allgemeiner Bil-
dung zu spannen. „Die profilbildenden Merkmale der
BHH sind:
• Möglichkeit zum Erwerb von zwei berufsqualifizieren-

den Abschlüssen 
• innovatives Lehr- und Unterstützungskonzept, das

Theorie und Praxis systematisch miteinander verknüpft
und damit sicherstellt, dass die individuellen Bildungs-
ziele erreicht werden können 

• durchgängiges Beratungs- und Coaching-Angebot für
Lernende zur Stärkung ihrer Bildungswegentscheidung 

• enge, vertraglich geregelte Kooperation zwischen den
Lernorten Betrieb, Berufsschule und Hochschule 

• konsequente Integration von akademischer und beruf-
licher Bildung in einem beide Sphären integrierenden
und dualen Studienmodell 

• Verankerung des Bildungsangebots in der hamburgi-
schen Hochschul- und Wirtschaftslandschaft und
damit die partnerschaftliche Kooperation von Wissen-
schaft und betrieblicher Praxis 

• curriculare Abstimmung und Verzahnung betrieblicher,
berufsschulischer und hochschulischer Bildungsphasen 

Diese profilbildenden Merkmale sollen es ermöglichen,
dass junge Menschen befähigt werden, an einer sich
ständig wandelnden Berufs-, Arbeits- und Lebenswelt
aktiv teilzuhaben.“ In dieser Aufzählung ist ein breiterer
Praxisbegriff erkennbar als nur die Berufsvorbereitung,
und hier wird auch der Anspruch der Integration ange-
meldet.
Dieser Versuch findet fast zeitgleich mit der Novellie-
rung des Berufsbildungsgesetzes statt, in der dem Deut-
schen Qualifikationsrahmen (DQR) entsprechend für
bisherige berufliche Abschlüsse ein Bachelor Professio-
nal und ein Master Professional eingeführt wird (die ers -
ten derartigen Abschlüsse sind am 24.12.2020 vergeben
worden).
Der Deutsche Qualifikationsrahmen (DQR) ordnet den
Meister dem Niveau 6 zu und bewertet den Abschluss
hinsichtlich seines Anspruchsniveaus als gleichwertig
zum Bachelor, die beiden Qualifikationen aber nicht als
gleichartig. Beide Qualifikationen wurden in unter-
schiedlichen Bildungsbereichen erworben und unter-
scheiden sich sowohl hinsichtlich ihrer Kompetenz- als
auch Aufgabenprofile; der DQR beseitigt diese Unter-
schiede nicht, vielmehr bleiben alle bisherigen Ab-
schluss- und Qualifizierungsarten erhalten. 

2. Erstes Zwischenfazit
Die Berufliche Hochschule Hamburg hat diese Möglich-
keiten noch einmal erweitert. Ihr duales (eigentlich tria-
les) Studium stellt eine Variante dar, in der zwei Ab-
schlüsse zeitlich parallel – wie erwähnt – an drei Lernor-
ten (Betrieb, Berufsschule, Hochschule) erworben wer-
den. Dabei wird auf Gleichrangigkeit geachtet. Das wäre
aufzunehmen, mit dem trialen Studium mit drei Ab-
schlüssen zu vergleichen und die Ergebnisse zu gewich-
ten. Hier ist nicht von der Integration von beruflicher
Ausbildung in ein Fachstudium die Rede, sondern von
dem Modell der studienintegrierenden Ausbildung –
also wird ein Studium in eine berufliche Ausbildung in-

tegriert. Auch diese Differenz verdient Aufmerksamkeit.
In einer Zeit, in der Universitäten von Exzellenz-Wettbe-
werben umgetrieben werden, die weitgehend aus -
schließ lich auf Forschungskriterien beruhen und Fach-
hochschulen zunehmend dazu tendieren, dem Univer-
sitätsmuster zu folgen und dessen Promotionsrecht an-
streben, versucht das Land Hamburg eine neue Bezie-
hung zwischen Theorie und Praxis, zwischen allgemeiner
und beruflicher Bildung auf Hochschulniveau zu ent-
wickeln. Eine sehr mutige Entscheidung, deren Details
nur gespannt erwartet werden können.
Strategisch-strukturell gesehen handelt es sich um das
Konzept, die berufliche Bildung durch Hinzunahme wis-
senschaftlicher Bestandteile bis zum Bachelor in den wei-
teren beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten wesentlich
anzureichern, indem sie in den Hochschulbereich hinein
verlängert wird. Ein interessanter Versuch. Dieser Ansatz
ist (mindestens mit der weiter bestehenden Station „Be-
rufsschule“) nicht identisch mit Konzept und Gründung
der Fachhochschulen. Um das Konzept aus dem Verdacht
herauszuholen, mit den Abschlussbezeichnungen ledig-
lich einen Prestigegewinn einfahren zu wollen, muss ge-
prüft werden, wie die Merkmale einer Hochschule in das
Ausbildungsprofil aufgenommen werden können. Hier ist
insbesondere zu prüfen, wodurch die Wissenschaftlich-
keit der Studienanteile sichergestellt wird (s.u. das Bei-
spiel der Gründung von Fachhochschulen nach deut-
schem Muster in Litauen, das der Verfasser begleitet hat).
Zu erinnern ist aber auch an den anderen, auf Hartmut
von Hentig zurückgehenden, parallel zu sehenden Ver-
such, aus dem allgemeinbildenden Schulwesen heraus
durch Wandlung und Verlängerung in den Hochschulbe-
reich hinein einen eigenen Weg in das weitere Studium
zu bahnen: Das Oberstufenkolleg an der Universität Bie-
lefeld. Es reichte von Klasse 10 der Oberstufe des Gym-
nasiums bis zum Vordiplom an der Universität und erin-
nerte an US-amerikanische Colleges (Jung-Paarmann
2020). Viele Schüler*innen, die zum traditionellen Zeit-
punkt des Abiturs diese Prüfung nicht bestanden hätten,
legten dann später ein Schlussexamen ab, das sie mit
Aussicht auf Erfolg zum (Weiter-)Studium berechtigte –
und vor allem befähigte.
In der Gründungsdrucksache der BHH (21/17964) heißt
es: „Der neue Bildungsgang stiftet einen hohen Nutzen
für Auszubildende und Betriebe. Die Schulabsolventin-
nen und Schulabsolventen erhalten mit der wissen-
schaftsbasierten Qualifizierung an der BHH eine Doppel-
qualifizierung in verkürzter Laufzeit und können in den
ersten eineinhalb Jahren eine erfahrungsbasierte und
begleitete Bildungswegentscheidung treffen (Doppelab-
schluss oder Berufsabschluss). Sie erhalten von Beginn
an eine Ausbildungsvergütung und brauchen keine Stu-
diengebühren zu entrichten. Zudem sind sie fest im Un-
ternehmen integriert und erreichen eine größere Sicher-
heit in und mit dem Berufseinstieg. Diese Aspekte
entlas ten auch die Eltern bei der Finanzierung dieses Bil-
dungs- und Lebensabschnitts ihres Nachwuchses. Die
Betriebe entscheiden gemeinsam mit den Auszubilden-
den über ein Studium an der BHH, da ein Zugang regel-
haft über einen Ausbildungsvertrag ermöglicht wird. Sie
müssen ebenfalls keine Studiengebühren an die BHH
entrichten, gewinnen leistungsstarke Auszubildende
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bzw. Studierende und können diese gleichzeitig an ihr
Unternehmen binden. Durch die enge Verzahnung mit
der Hochschule kann auch in kleineren Betrieben akade-
misches Know-how entstehen.“ (Drucksache S. 18)
Hier ist nachzufragen, was die Formulierung „wissen-
schaftsbasierte Qualifizierung“ bedeutet. Denn generell
sollten alle Unterrichtsinhalte wissenschaftsbasiert gewon-
nen worden sein. Worin besteht die offensichtlich erwar-
tete Steigerung durch die BHH? Auch dies ist zu klären. 
Das Hauptmerkmal und Neue an dieser Beruflichen
Hochschule Hamburg besteht darin, dass die Lernenden
auf der Basis normaler Arbeitswochen und eines beruf-
lich üblichen Jahresurlaubs an der BHH zwei Abschlüsse
in nur vier Jahren erlangen können: den Abschluss einer
praktisch-beruflichen Ausbildung und den Bachelor als
Abschluss eines wissenschaftlichen, ebenfalls berufsvor-
bereitenden Studiums. Es handelt sich also um eine Eng-
führung, aber keine Verschmelzung von allgemeiner und
beruflicher Bildung. In der Gründungsphase sind vier Bil-
dungsgänge eingeführt worden. I: Ausbildung Industrie-
kauffrau/Industriekaufmann und Bachelor Betriebswirt-
schaftslehre. II: Ausbildung Bankkauffrau/Bankkaufmann
und Bachelor Betriebswirtschaftslehre. III: Ausbildung
Kauffrau/Kaufmann für Marketingkommunikation und
Bachelor Betriebswirtschaftslehre. IV: Ausbildung Fach -
informatikerin/Fachinformatiker und Bachelor Informa-
tik. Diese Studiengänge werden in der ersten Etappe des
Aufbaus von 15 Professor*innen, weiteren Lehrkräften
für besondere Aufgaben und Lehrbeauftragten ent-
wickelt, organisiert und angeboten.
Soweit das Konzept von Lehre und Studium. Wie steht
es um die Forschung? Das deutsche Hochschulsystem
geht nach wie vor von der Einheit von Forschung und
Lehre aus. Darauf wird durch Formulierungen, wie eine
„wissenschaftsbasierte Qualifizierung“, noch einmal auf-
merksam gemacht. Forschung als eine der Aufgaben der
Hochschule ist aber für die BHH zunächst zurück gestellt
worden. Geleitet wird die Hochschule von einem drei-
köpfigen Präsidium: einem Gründungspräsidenten/einer
-präsidentin, dem Vizepräsidenten für Studium und
Lehre sowie dem Gründungskanzler. Damit sind die Ak-
tionsfelder der Hochschule auch an der Zusammenset-
zung des Präsidiums ablesbar und liegen zunächst vor-
dringlich in Lehre und Studium. Die Bereiche Forschung,
Entwicklung, Transfer und Weiterbildung kommen erst
in Zukunft hinzu. In den Ziel- und Leistungsvereinbarun-
gen gibt es einen Abschnitt 3: Entwicklung konstitutiver
Handlungsfelder zur Grundlegung der BHH. Hiernach
sollen auch die „Voraussetzungen für Forschungsakti-
vitäten der Lehrenden sowie für die Entwicklung eines
Forschungsprofils durch die Hochschullehrenden“ ge-
schaffen werden. Im Unterabschnitt 3.3 Forschungsstra-
tegie heißt es dann: 
„• Konzepterstellung zum Vorgehen bei der Entwicklung

eines institutionellen Forschungsprofils zur Vorlage
im Hochschulsenat der BHH 

• Konzeption eines Anreizsystems zur Steuerung, Förde-
rung und Qualitätssicherung von Forschung

• Schaffung der Rahmenbedingungen für Forschungsak-
tivitäten der Hochschullehrenden. Initiierung von Un-
terstützungsstrukturen für Austausch und Kooperation
außerhalb des Wissenschaftssystems 

• Konzeption zu Strukturen, Ressourcen und Prozessen,
die das Miteinander und die gegenseitige Förderung
von Forschung und Lehre ermöglichen 

• Konzeption von Richtlinien zur Drittmittelforschung.“ 

Eine solche Rückstellung ist bei staatlichen Hochschul-
gründungen ungewöhnlich und könnte der informellen
Anerkennung der BHH innerhalb der Wissenschaft im
Wege stehen. Da ein solcher Aufgabenbereich im Präsidi-
um z.Z. fehlt, ist offensichtlich auch nicht an kurzfristige
Entwicklungen gedacht. Der Vorgang sendet ein fatales
Signal aus. Denn es geht bei dieser Neugründung nicht
um konventionelle Forschung, sondern um den Typ F&E,
der zu einem neuen Verhältnis von Theorie und Praxis in
der Lehre beitragen könnte. Zu glauben, die Studien- und
Unterrichtsinhalte könnten aus bewährten Beständen ab-
gerufen werden, unterschätzt die erforderliche Dynamik
auf fatale Weise (siehe Abschnitt IV.2 und VII.4).

3. Governance und staatliche Begleitung des Vorhabens
Es geht also um eine Berufsausbildung, in die ein wis-
senschaftliches (Bachelor-)Studium integriert ist. Ein sol-
ches Modell bedarf auch der (informellen) Anerkennung
durch die Wissenschaft selbst. Neben der Gruppe von
Professor*innen ist eine Beteiligung der staatlichen Wis-
senschaftsadministration zunächst nicht erkennbar. Der
externe Beobachter ist irritiert, wenn die Selbstbeschrei-
bung der Behörde für Wissenschaft, Forschung, Gleich-
stellung und Bezirke (BWFGB) lautet:12 „Die BWFGB
Hamburg ist die ministerielle Verwaltungsbehörde für
alle staatlichen bzw. öffentlich geförderten Einrichtun-
gen in Wissenschaft und Forschung. Zudem ist die
Behörde für die Verwaltung der Hamburger Bezirke zu-
ständig.“ Dieser Textvergleich zeigt, dass die BHH als
Bestandteil der Schulverwaltung gesehen wird und eine
Beteiligung der BWFGB nicht vorgesehen ist. Zumindest
wird dieser Eindruck erweckt. Der Normalfall ließe er-
warten, dass einer der beiden Behörden bei einem sol-
chen Brückenschlag die Federführung übertragen wird,
die andere aber eng beteiligt ist. Wie weit die Trennung
geht, zeigt die Formulierung in der Ziel- und Leistungs-
vereinbarung: „Die BSB schafft die notwendigen Voraus-
setzungen dafür, dass für Grundsatzfragen und Fragen
zum Hochschulrecht sowie an der Schnittstelle zwischen
der Behördenleitung der BSB und der BHH Ansprechper-
sonen zur Verfügung stehen.“ Als Fachhochschule, d.h.
wissenschaftliche Hochschule müsste sie der Wissen-
schaftsbehörde unterstehen. Dort läge auch der Anlauf-
punkt für Fragen des Hochschulrechts. Hier soll – so ist
anzunehmen – in diesem schwierigen Feld zunächst
gegen vermuteten, aufkommenden Widerstand ein Lö-
sungsmodell aufgebaut werden (auch haushaltsmäßig im
Schulbereich angesiedelt), bevor die Idee und das Kon-
zept in informelle Anerkennungsfragen mit den etablier-
ten Hochschulen hinein gerät. Hier besteht weiterer
Kommunikationsbedarf.
Zu dieser Konstellation passt auch, dass die Ziel- und
Leistungsvereinbarung für das erste Jahr der BHH,13 mit

12 https://www.hamburg.de/bwfgb/wer-wir-sind/
13 https://bhh.hamburg.de/wp-content/uploads/sites/772/2021/01/ZLV-

BHH-2020-2021_unterschrieben.pdf
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der Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) ge-
schlossen wurde. 
Darin steht: „Voraussetzung für die Aufnahme eines Stu-
diums an der BHH ist eine studienintegrierende drei-
jährige Ausbildung sowie ein weiteres duales Studien-
jahr bei einem Kooperationsunternehmen. Die BHH
wird durch das HIBB bei der Einwerbung von Kooperati-
onsunternehmen unterstützt und strebt die Zielgröße
von 250-300 Studienplätzen im ersten Studienjahr 2021
an. Die Formatierung der Studiengänge erfordert eine
detaillierte Abstimmung der zu erbringenden Leistungen
an den drei Lernorten. Die BHH wird diese Abstimmung
weiter vorantreiben und dabei durch das HIBB als ver-
antwortliche staatliche Institution für die Berufsschulen
unterstützt. Aufbauend auf den bestehenden Koopera-
tionen zwischen dem HIBB bzw. den einzelnen Berufs-
schulen und Unternehmen, strebt die BHH die curricula-
re Integration des Lernortes Unternehmen an. Hierzu
beabsichtigt die BHH eine enge Zusammenarbeit mit
den Kammern und den kooperierenden Unternehmens-
verbänden.“

IV. Bildungsstrategische Ziele der Gründung
der BHH

In der Ziel- und Leistungsvereinbarung für das erste Jahr
steht als zentrales Ziel: „Mit dieser sog. studienintegrie-
renden Ausbildung wird die Durchlässigkeit zur akade-
mischen Qualifizierung verbessert, die Attraktivität der
Berufsausbildung erhöht und ein Berufs- und Studienab-
schluss ermöglicht. Hochschule, Berufsschule und Aus-
bildungsunternehmen arbeiten dabei eng und verzahnt
zusammen. Mit diesem Modell soll auch ein Beitrag zur
Aufwertung der Berufsausbildung geleistet und die Zu-
gangsfähigkeit von Absolventinnen zum Arbeitsmarkt
verbessert“ (werden).
Wenn die Gründung keine weitere Universität oder
Fachhochschule darstellt, sind die Merkmale und Ziele
von besonderem Interesse. Sie sind den Gründungsdo-
kumenten zu entnehmen.
„1. Eckpunkte des Vorhabens14

Die Stärkung der dualen Berufsausbildung ist eines der
erklärten Ziele des Hamburger Senats. Es geht dabei
nicht nur um Durchlässigkeit der Bildungssysteme, um
Anerkennung und Anrechnung von beruflichen Qualifi-
kationen auf ein Hochschulstudium, sondern auch
darum, dass die Gleichrangigkeit von akademischer und
beruflicher Bildung verstärkt in den bildungspolitischen
Fokus tritt. Aktuell entscheiden sich Schulabsolventin-
nen und Schulabsolventen mit Hochschulzugangsbe-
rechtigung regelhaft entweder für ein Studium oder für
eine duale Berufsausbildung. Von den Auszubildenden
verfügen in Hamburg mehr als 40% über eine Hoch-
schulzugangsberechtigung. Diejenigen, die mit Abitur
eine duale Ausbildung absolvieren, verlassen die Unter-
nehmen häufig direkt nach dem Abschluss, um ein Stu-
dium aufzunehmen, das ohne Anrechnung oder curricu-
lare Bezüge zur Ausbildung konzipiert ist. Bisherige
kombinierte Bildungsangebote von Berufsausbildung
und Bachelor-Studium sind für die Lernenden15 sehr häu-
fig mit einem sehr verdichteten Arbeits- und Lernauf-
kommen sowie Studiengebühren verbunden. Die Curri-

cula stehen in der Regel additiv nebeneinander und
führen so zu Doppelungen und Redundanzen. Der Ham-
burger Senat begegnet dieser Entwicklung und unter-
breitet den Schulabsolventinnen und Schulabsolventen
mit der studienintegrierenden Ausbildung ein neues An-
gebot.“16 Dann wird erneut betont: „Innerhalb von vier
Jahren können über eine duale Ausbildung und ein Ba-
chelor-Studium zwei berufsqualifizierende Abschlüsse in
einem Bildungsgang erworben werden. Dabei werden
inhaltliche Doppelungen reduziert und Leistungen an
drei Lernorten (Betrieb, Berufsschule und Hochschule)
gegenseitig anerkannt. Damit wird die Qualifizierungs-
dauer gegenüber anderen Modellen verkürzt. Zudem
entstehen weder Studierenden noch Unternehmen Stu-
diengebühren.17 Die Doppelqualifizierung bietet jungen
Menschen neue Karrierechancen. Sie erhalten für die
Zukunft Perspektiven auf ausgezeichnete Beschäfti-
gungsmöglichkeiten und eine umfassende Persönlich-
keitsbildung.“ Letzteres zu erreichen ist als offizielles
Studienziel ungewöhnlich und verdient konzeptionell
große Aufmerksamkeit. Gemeint sein könnte das zweite
Ziel von Bologna-Studiengängen: „citizenship“. Aber
bis her sind kaum Konzepte bekannt geworden, in wel-
chen Lernsituationen dies im Studium erworben werden
könnte (Webler 2017).
„Unternehmen haben die Chance, leistungsstarke Aus-
zubildende bzw. Studierende zu gewinnen und als dau-
erhafte, breit qualifizierte Fachkräfte an sich zu binden.
Dieses Angebot wird an der neu zu gründenden Berufli-
chen Hochschule Hamburg (BHH) etabliert. Der Lehrbe-
trieb wird mit einem klar strukturierten Angebot starten:
drei kaufmännische Ausbildungsberufe (Bankkaufleute,
Industriekaufleute und Kaufleute für Marketingkommu-
nikation) werden mit einem betriebswirtschaftlichen
Studium kombiniert und der Ausbildungsberuf zur Fach -
informatikerin bzw. zum Fachinformatiker mit einem In-
formatikstudium verzahnt. Die Aufnahme weiterer Aus-
bildungs- und Studienkombinationen, insbesondere in
Zusammenhang mit gewerblich-technischen und hand-
werklichen Ausbildungen, ist während des Aufwachsens
in den Regelbetrieb vorgesehen. 
Die Hochschule wird nach Maßgabe des Hamburgischen
Hochschulgesetzes (HmbHG) gegründet. Die BHH wird
das Know-how der beruflichen Bildung systematisch
nutzen und Kooperationen mit anderen hochschuli-
schen Einrichtungen pflegen. Auf diese Weise ist die
BHH ein sichtbares Bindeglied zwischen beruflicher und
akademischer Bildung in Hamburg. ...“

14 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 21. Wahlperiode,
Drucksache 21/17964, S. 2.

15 Der Begriff „Lernende“ wurde gewählt, weil es sich bei den Teilnehmen-
den sowohl um Auszubildende, als auch um Berufsschülerinnen und Be-
rufsschüler sowie Studierende handelt. Aus den gleichen Überlegungen
wird im Rahmen dieser Drucksache der Begriff „Bildungsgang“ als Über-
begriff gewählt, weil es hier um ein Studium- und Ausbildungsinhalte in-
tegrierendes Curriculum geht.

16 Vgl. Regierungserklärung des Ersten Bürgermeisters der Freien und Han-
sestadt Hamburg vom 11. April 2018: „Ab 2020 schaffen wir die Mög-
lichkeit, zeitgleich einen Berufs- und einen Bachelorabschluss zu erwer-
ben. Dafür entsteht eine neue berufliche Hochschule.“ https://www.
hamburg.de/buergermeisterreden-2018-2/10903724/regierungserklaerung
-tschentscher/ (08.03.2019).

17 Nach § 6a HmbHG erheben die staatlichen Hochschulen einen Verwal-
tungskostenbeitrag. Dieser beträgt 50 Euro für jedes Semester. 
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V. Konzeptionelle Antwort der Beruflichen
Hochschule Hamburg auf Defizite 

1. Entscheidungsdimensionen
Entscheidungen für die BHH fielen auf struktureller und
auf curricular-didaktischer Ebene. Strukturell deshalb,
weil der neue Hochschultyp aus den gewohnten Zuord-
nungen herausfällt. Daher muss sein Platz erst einmal er-
mittelt werden. Und auf curricular-didaktischer Ebene,
weil die gewünschte Verzahnung von Unternehmen-
spraxis, Berufsschule und Studium als enge Verbindung
von Theorie und Praxis sehr unterschiedlich konzipiert
sein kann und dementsprechend mehr oder weniger ge-
lingt. Dies als wissenschaftliches Studium zu konzipie-
ren, wie es das Bachelor-Studium in Deutschland vor-
sieht, ist besonders herausfordernd. Während der Bei-
trag von Wolter (in dieser Ausgabe) die eher strategisch-
politische Seite der Entwicklung sichtbar gemacht hat,
bewegt sich der vorliegende Artikel am Hamburger Bei-
spiel eher auf der operativen Ebene.
Aktuell kann dem hinzugefügt werden, dass hier – auf-
bauend auf dem EQR und DQR-Niveau 6 und 7 (s.u.) –
auch eine neue Verbindung von Wissenschaft und Praxis
entwickelt werden muss, ähnlich wie dies im „Bachelor
Professional“ und „Master Professional“ versucht wird.
Es geht um wesentlich mehr, als Meistern und Meiste-
rinnen einen neuen Abschlusstitel zu verleihen. Die Pro-
teste dagegen von Hochschulseite lassen ahnen, welche
Widerstände solchen engeren Verbindungen entgegen-
stehen.18

2. Wissenschaftliche Lehre im Spannungsfeld zwischen
Wissenschaft und Praxis – Die curricular-didaktische Ein-
ordnung 
Dem Gründungstext der Bürgerschaft nach handelt es
sich um ein additives Konzept. 
„Aufbauend auf den bestehenden Kooperationen zwi-
schen dem HIBB bzw. den einzelnen Berufsschulen und
Unternehmen, strebt die BHH die curriculare Integration
des Lernortes Unternehmen an. Hierzu beabsichtigt die
BHH eine enge Zusammenarbeit mit den Kammern und
den kooperierenden Unternehmensverbänden. Die BSB
unterstützt diesen Prozess.“19

Wie dargestellt, besteht das Ziel des „Ausbildungsstudi-
ums“ für die Studierenden darin, nach vier Jahren über
zwei Abschlüsse zu verfügen: über den Abschluss in
einem anerkannten Ausbildungsberuf nach dem Berufs-
bildungsgesetz (BBiG) bzw. der Handwerksordnung
(HwO) und über einen Bachelorabschluss. Dieses Vorha-
ben ist ausgesprochen ambitioniert, wie eine dreijährige
Berufsausbildung und ein dreijähriges Bachelor-Studium
als gleichgewichtige Ausbildungen zu insgesamt 4 Jah-
ren Dauer zusammengefasst werden können. Das wäre
auf der Ebene einer strikten Beschränkung auf Kompe-
tenzerwerb (Fachinhalte „am Beispiel von ...“) mit Trans-
ferübungen und nicht von umfangreichen Stoffkatalogen
möglich, mit einer anspruchsvollen Curriculum-Entwick-
lung verbunden, die im Normalbetrieb einer so komple-
xen Kooperation zwischen drei Partnern wenig wahr-
scheinlich erscheint. Wegen dieses Anspruchs liegt hier
der Hauptakzent der Neugründung, und deshalb wird
darauf detaillierter eingegangen. 

Das Ganze soll jeweils an den drei Lernorten stattfinden.
Bei dem angestrebten Zeitgewinn geht es nicht nur um
die Addition bisheriger Ausbildungsroutinen, sondern
um Verzahnungen, die eine enge Abstimmung erfor-
dern. Das wiederum birgt die Gefahr umfangreicher, eng
koordinierter Vereinbarungen als Rahmenvorgaben, die
zu einer engen Verschulung tendieren können und
einem freien Studium dann eher im Wege stehen. Je we-
niger Gelegenheit, ja Notwendigkeit für die Studieren-
den besteht, Alternativen zu erarbeiten und selbständig
abzuwägen und zu Auswahlentscheidungen zu kom-
men, desto unwahrscheinlicher ist diese Selbstständig-
keit anschließend im Beruf zu erwarten. Ein wesentlicher
Teil der Studienziele wäre verfehlt.
Lösbar ist das alles – setzt aber Souveränität des Um-
gangs mit den Mitteln zur Zielerreichung voraus. Die
Wirklichkeit der Curricula in Deutschland mit Modul-
handbüchern, in denen die Module nicht (wie es ange-
messen wäre) durch Kompetenzziele strukturiert festge-
schrieben werden, sondern Module in Stoffkatalogen
beschrieben werden, macht skeptisch, ob diese An-
sprüche erfüllt werden. Zur Erinnerung: Anderson & Krath -
wohl haben 2001 eine „Taxonomy for Learning, Tea-
ching, and Assessing” als leichte Revision der ursprüngli-
chen Taxonomie (1956) von Benjamin Bloom publiziert.
An Leistungsdimensionen werden unterschieden: 1.
Wissen (remember), 2. verstehen (understand), 3. an-
wenden (apply), 4. analysieren (analyze), 5. evaluieren
(beurteilen, bewerten = evaluate), 6. erschaffen (create)
(Anderson et al. 2001). Um verantwortlich handeln zu
können, müssen Analysen und Bewertungen vorausge-
hen, bevor Lösungen auf Ebene 6 entwickelt werden
können. Die o.g. Ziele bewegen sich also auf den Ebe-
nen 4-6. Aus hunderten Beispielen von Klausuren, die
dem Verfasser im Rahmen seiner Weiterbildungen zur
Prüfungskompetenz an deutschen Hochschulen zugäng-
lich waren, geht hervor, dass viele Klausuren nicht über
Ebene 1 hinausreichen, deutlich seltener auf Ebene 2
auch noch Verständnis bewiesen werden muss, selbst
einfache Anwendungen auf Ebene 3 als Anwendung ge-
lernter Lösungsstrategien auf neue, sehr ähnliche Sach-
verhalte außerhalb von Mathematik-Klausuren nur sel-
ten vorkommen und die Ebenen 4-6 Seltenheitswert
haben oder gar nicht vorkommen. Hier besteht sowieso
erheblicher didaktischer Entwicklungsbedarf, um Studie-
rende auf diese Ebenen klettern zu lassen. Das ist selbst-
verständlich erreichbar, bedarf aber einiger Anstrengun-
gen und didaktischer Weiterbildungen. Jeder neue An-
lauf enthält die Chance, hier nachhaltige Fortschritte zu
erzielen. Festzuhalten ist, dass in vielen Lehr-/Lernver-
anstaltungen an Universitäten und Fachhochschulen zu
bezweifeln ist, dass das Niveau wissenschaftlichen Stu-
diums erreicht wird. Der Verfasser bezieht sich bei die-
sem scharfen Urteil auf seine umfangreichen Evaluatio-
nen in 84 Fachbereichen beider Hochschultypen und auf

18 Hier wäre auch der Brückenschlag zu einem aktuell anstehenden, eng be-
nachbarten Thema naheliegend: Promotionsrecht für HAW’s ohne Preis-
gabe der Merkmale der HAW’s. Ähnliche Debatten gab es übrigens auch
im Laufe des 19. Jh. für das Fach Chemie als universitäres Fach.

19 Ziel- und Leistungsvereinbarungen, Abschnitt 1. https://bhh.hamburg.
de/wp-content/uploads/sites/772/2021/01/ZLV-BHH-2020-2021_unter
schrieben.pdf
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zahlreiche, von ihm moderierte Weiterbildungen zur
Prüfungskompetenz, in der regelmäßig real geschriebe-
ne Klausuren der Teilnehmer*innen einbezogen und me-
thodisch ausgewertet wurden.
Inhaltlich werden in den Selbstdarstellungen als Ziele
angegeben: „Die BHH bildet qualifizierte Fachkräfte aus,
die anspruchsvolle betriebliche Problemstellungen auf
der Grundlage beruflicher und akademischer Handlungs-
kompetenzen bewältigen können.
Die Lernenden sollen sich zu gesellschaftlich verantwor-
tungsvoll handelnden Persönlichkeiten entwickeln, die
durch integratives Denken in der Lage sind, sowohl
komplexe praktische Probleme strukturiert zu lösen und
deren Ergebnisse zu kommunizieren, als auch über so-
ziales und kulturelles Orientierungs- und Gestaltungs-
vermögen verfügen.“ 
Hier ist es angesichts der äußerst ambitionierten Ziele
zweifellos interessant, die curricularen und didaktischen
Zusammenhänge kennen zu lernen, die dieses an-
spruchsvolle Programm einlösen sollen. Im DQR Ebene
6 stehen sie nicht. Gesellschaftlich verantwortungsvoll
handelnde Persönlichkeiten entwickeln – das setzt ge-
sellschaftliche Kenntnisse und Urteilsfähigkeit voraus. In
die gleiche Richtung geht soziales und kulturelles Orien-
tierungs- und Gestaltungsvermögen. Hier geht es um
Wissensbestände, Einstellungen, Haltungen und Denk-
vermögen – und zwar in den obersten drei von insge-
samt 6 Stufen: 4. analysieren (analyze), 5. evaluieren
(beurteilen, bewerten = evaluate), 6. erschaffen (create).
In den Rahmenregelungen gibt es eine Passage, die die
vorgenannten Bedenken bestätigt bzw. verstärkt:
„Die Gesamtqualifikation erfolgt an drei Lernorten: im
Ausbildungsbetrieb, in der Berufsschule und in der
Hochschule. Während die Anforderungen an die duale
Ausbildung bzw. an die Lernorte Betrieb und Berufs-
schule verbindlich geregelt sind, bestehen für die Ge-
staltung der Anforderungen eines Studiums höhere Frei-
heitsgrade. Aufgabe ist es daher, die Curricula der studi-
enintegrierenden Ausbildung im Spannungsfeld von Re-
gulierung der Ausbildung und Freiheit der Lehre zu ge-
stalten.“20 An dieser Textpassage fallen mehrere Details
auf, die hoffentlich nur Schwächen der Textdarstellung
anzeigen. Es müsste bekannt sein, dass auch die akade-
mische Lehre und das entsprechende Studium vielfältig
reguliert sind. Das beginnt mit den Details der Bologna-
Reform (Gliederung, Zeitumfang der Module, Inhalte in
den Modulhandbüchern, Umfang der Leistungspunkte,
studienbegleitende Prüfungen statt Blockprüfungen
usw.), setzt sich fort mit dem EQR/DQR und mündet in
die Details des Modulhandbuches sowie sonstige Vor-
aussetzungen der Akkreditierung der Studiengänge. Die
Freiheit der Lehre reduziert sich nur noch auf den Kern-
bestand der Lehre, die Methodik und den Kernbestand
der Inhalte. Und selbst hier muss noch mit häufig auftre-
tenden Missverständnissen gekämpft werden. Um es zu
wiederholen: Module könnten in Lehrzielen – vor allem
Kompetenzen – beschrieben werden. Stattdessen wer-
den sie ganz überwiegend in Stoffdetails festgelegt und
schränken Lehrfreiheit ein.
Es geht aber keinesfalls nur um die Freiheit der Lehre,
sondern ebenso um die Freiheit des selbstverantworte-
ten Studiums! Sie kommt in dem o.g. Text gar nicht erst

vor. Das oft für die Lehrfreiheit herangezogene sog.
Hochschulurteil des BVerfG von 1973 hat ausdrücklich
festgestellt, dass die Studierenden selbst schon Träger
der Wissenschaftsfreiheit sind. Die Zusammensetzung
des Beirats in der Planungsphase der neuen Hochschule
weist eine hohe Expertise in Fragen der beruflichen Bil-
dung auf. Studierende gehörten dem Beirat nicht an. Bei
Fragen des Studiums wird im Wesentlichen auf Texte
verwiesen, die zu beachten seien – die schwächste der
denkbaren Referenzen. So jedenfalls sieht die Außendar-
stellung der BHH aus. Das lässt sich natürlich ändern,
wenn die Inhalte bzw. Überzeugungen der Gründer*in -
nen das hergeben.
Wenn es sich nicht nur um ein Problem unglücklicher
Darstellung handelt, dann reicht das nicht. Die Komple-
xität der Aufgaben wird offensichtlich unterschätzt. Es
geht um nicht weniger als eine anspruchsvolle, hoch-
schulgerechte Lösung der Verbindung von Theorie und
Praxis als Lernzusammenhang. Die ist nicht ausreichend
zu sehen. Die Muster gibt es aber andernorts bereits.
Noch ist Zeit, hier deutlich nachzubessern. Es wäre sehr
zu bedauern, wenn dieses mutige Reformkonzept dann
in der Umsetzung seine Ziele verfehlen würde.

3. Zweite Zwischenbilanz
Anlass und Ziele der Gründung sind deutlich geworden.
Bundesweite Rahmenbedingungen kommen dazu – für
den beruflichen Abschluss ebenso wie für den Bachelor-
Studiengang. Damit sind auch die Anforderungen klar,
denen die BHH genügen muss. Wie genügt sie dem bis-
her – soweit konzeptionell erkennbar?
Schon der Name BHH löst Fragen aus: Haben traditio-
nelle Universitäten keinen Auftrag zur beruflichen Aus-
bildung? Wie steht es mit den Jurist*innen, Medi -
ziner*innen, Theolog*innen, Ingenieur*innen? Und wie
sind die zahlreichen Lehramtsstudiengänge einzuord-
nen? Der Name BHH ist nur als besonders markantes
Programm zu verstehen.
In den Ziel- und Leistungsvereinbarungen zwischen der
BHH und der Behörde für Schule und Berufsbildung
(BSB) vom Dezember 2020 findet sich die landesrechtli-
che Variante der §§ 7+8 HRG: Dort heißt es: „Strategi-
sche Weiterentwicklung der BHH. Im Zusammenwirken
mit der BSB als zuständige staatliche Stelle hat die BHH
die ständige Aufgabe, Inhalte und Formen des Studien-
angebotes unter Berücksichtigung der Entwicklungen in
der Wissenschaft, den Bedürfnissen der beruflichen
Praxis und den Veränderungen in der Berufswelt zu
überprüfen und weiterzuentwickeln. In der Aufbaupha-
se ist die BHH gehalten, eine Vision für die zukünftige
Entwicklung aufzuzeigen. Auf der Grundlage der Erfah-
rungen aus der Gründungsphase und insbesondere auf
Basis der Analyse von Anforderungen der Unternehmen
sowie der Erwartungen der Studieninteressenten sind
Entwicklungsmöglichkeiten der BHH zu generieren. Die
Verzahnung von dualer Berufsausbildung und Hoch-
schulstudium soll im Hinblick auf potentielle Bedarfe
der Unternehmen und auf Basis der berufsbildungspoli-
tischen Diskussion systematisch untersucht, und eine

20 Drucksache 21/17964, S. 8; Bürgerschaft der Freien und Hansestadt
Hamburg – 21. Wahlperiode 
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Strategie zur Weiterentwicklung des Studienangebotes
der BHH formatiert werden.“ Das stellt einen an-
spruchsvollen, umfangreichen Auftrag dar. Dabei geht
es insbesondere darum, dass keine bloße Abbildung
geäußerter Bedürfnisse beruflicher Praxis, sondern eine
wissenschaftliche Analyse stattfindet. Insofern ist hier
auch keine „Abbildungsdidaktik” gefordert etwa derart:
Die Hochschulen fragen die berufliche Praxis, fragen Ar-
beitgeberverbände, IHK und Gewerkschaften nach
ihren Bedürfnissen und passen Inhalte und Formen des
Studiums daran an... Das entspricht nicht dem Auftrag
und dem Selbstverständnis der Hochschulen, kritische
Instanzen in der Gesellschaft zu sein. Viele Betriebe for-
dern den sofort einsetzbaren Spezialisten, weil dieser
die geringsten in nerbetrieblichen Einarbeitungskosten
verursacht. In dieser Spezialisierung fehlt es dann aber
an beruflicher Flexibilität. Solche Fragen stellen sich
den Hochschulen heute verstärkt angesichts der vielen
spezialisierten Bachelor- und besonders Master-Pro-
gramme. Die Arbeitsmarktchancen ihrer Absolvent*in -
nen spielen bei den Entscheidungen offensichtlich
kaum eine Rolle und werden auch in den Akkreditie-
rungsverfahren von den Gutachter*innen oft zu wenig
ins Kalkül gezogen. 
Gerade bei der Zielgruppe der KMU ist darauf zu achten,
dass als Ziel der Ausbildung nicht nur die schnelle Ein-
setzbarkeit als kostensparende Variante leitend wird,
sondern insbesondere das Interesse der Studierenden an
einer generalistischen Ausbildung, die ihnen erlaubt,
sich lange in den Dynamiken sich ändernder beruflicher
Anforderungen zu halten, ohne Opfer struktureller Ar-
beitslosigkeit zu werden. Hochschulen haben das Man-
dat, die Interessen der Studierenden zu wahren – einer
Gruppe, die mangels Erfahrung im Leben und im Beruf
in ihren Interessen geschützt werden muss. 
Wenn die Hochschulen also auch Anwalt der Interessen
ihrer Studierenden sind, dann schließt das Studium eine
Beschränkung auf berufliche Tätigkeitsfelder (Berufsbe-
fähigung) aus. Denn nicht ein, sondern drei Tätigkeits-
felder sind von den Bürgern zu bewältigen: ihre priva-
ten, beruflichen und öffentlichen Aufgaben (als Bild vom
mündigen, urteilsfähigen Bürger), oft zusammengefasst
in dem Konzept einer Persönlichkeitsentwicklung, die
im Studium vorangetrieben werden müsse, also mehr als
ein enges Verständnis von employability. Und selbst in-
nerhalb der Berufsbefähigung führt die Verantwortung
der Hochschulen dazu, die Studierenden mit einem fle-
xiblen, generalistischen Profil auszustatten, das ihnen er-
laubt, sich im Arbeitsmarkt möglichst lange zu halten,
also sich wechselnden beruflichen Anforderungen opti-
mal gewachsen zu sehen. 
Insofern wurde schon bei den Auseinandersetzungen
um den Referentenentwurf des HRG seinerzeit kein Be-
rufsbezug, sondern ein (viel breiter verstandener) Praxis-
bezug gefordert (vgl. Herz 1975). Die Vorbereitung auf
private Praxis kann natürlich nicht als konkrete Lebens-
hilfe, sondern nur auf einer relativ abstrakten Ebene
konzipiert werden (z.B. Verständnis der Differenz zwi-
schen pluralen Lebensstilen, die in einer demokratischen
Gesellschaft vielfältig ausfallen können, und der Geltung
der Grundwerte dieser Gesellschaft, niedergelegt im GG,
die keiner privaten Disposition zugänglich sind.) 

VI. Die weitere bildungspolitische Einordnung

1. Inhaltliche Ziele der Bologna-Reform – employability
und citizenship
Wie bekannt, diente die Bologna-Reform im Rahmen
einer Intensivierung internationalen Austausches auch
von Studierenden der Erleichterung gegenseitiger Aner-
kennung von Studiengängen und Abschlüssen durch die
Neugliederung in Bachelor und Master. Weitere Einzel-
heiten dieser Reform (Ursachen, Ziele und ihr Prozess)
sind inzwischen so oft dargestellt und analysiert worden,
dass dies hier unterbleiben kann. Näheres ist aufzufin-
den unter: https://de.wikipedia.org/wiki/Bologna-Prozess;
https://www.bpb.de/themen/bildung/dossier-bildung/
204059/bologna-vom-politischen-prozess-in-europa-
zur-studienreform-in-deutschland/.
Aber bemerkenswert ist es, dass sich die Beteiligten als
europaweites Ziel (nicht im Rahmen der EU, sondern
des Europarates und damit auch Nichtmitglieder der EU,
wie Russland umfassend) von den zwei konsensfähigen
Zielen des Studiums zunächst nur auf employability eini-
gen konnten. Citizenship folgte erst 7 Jahre später. Die
Debatte um die unglückliche Wahl des Begriffs „em-
ployability = Beschäftigungsfähigkeit“ können wir hier
beiseitelassen. Aber erneut: Die einseitige Orientierung
eines Studiums am Erwerb einer Berufsbefähigung und
seiner Eignung für den Arbeitsmarkt löste wieder heftige
Proteste aus. Ein wissenschaftliches Studium musste
mehr sein, als dieses Ziel zu erreichen (s.u.). Die Kontro-
versen ließen erst dann etwas nach, als ab 2009 auch
„citizenship“ zum zweiten, gleichberechtigten Studien-
ziel aller Fächer erklärt wurde. Allerdings blieb in vielen
Fächern unklar, was dies in der jeweiligen Studienrich-
tung bedeuten sollte und wie deren Studieninhalte aus-
sehen könnten. Auf die knappste Formel gebracht, sollte
Studium dazu führen, selbständiges Denken zu ent-
wickeln und Urteilsfähigkeit zu erwerben. Das beinhal-
tet natürlich Sachkenntnis, Kritikfähigkeit und das wie-
derum eine Werteorientierung. Am leichtesten fällt es,
Studierende auf Zusammenhänge zwischen dem studier-
ten Fach und gesellschaftlichen oder ökologischen Fol-
gen aufmerksam zu machen, sie also zu sensibilisieren.
Daher lohnt es, sich mit der citizenship und ihrer Anbah-
nung im Studium aller Fächer zu beschäftigen (vgl. Web -
ler 2017).

2. Der Deutsche Qualifikationsrahmen für lebenslanges
Lernen (DQR) als weitere Orientierung für die Curricula
Der Deutsche Qualifikationsrahmen ist ein Instrument
zur Einordnung der Qualifikationen des deutschen Bil-
dungssystems. Er soll zum einen die Orientierung im
deutschen Bildungssystem erleichtern und zum anderen
zur Vergleichbarkeit deutscher Qualifikationen in Europa
beitragen. Ziel ist es, im DQR alle schulischen, akademi-
schen und beruflichen, aber auch auf anderen Wegen er-
worbene Qualifikationen abzubilden und so einen Rah-
men für das lebenslange Lernen zu entwickeln. Der DQR
definiert acht Niveaus, die den acht Niveaus des Eu-
ropäischen Qualifikationsrahmens (EQR) zugeordnet
werden können.“ 
Das Bachelor-Studium entspricht dem Niveau 6 des
DQR. Dieses Niveau lautet: „Niveau 6 beschreibt Kom-
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petenzen zur Planung, Bearbeitung und Auswertung von
umfassenden fachlichen Aufgaben- und Problemstellun-
gen sowie zur eigenverantwortlichen Steuerung von
Prozessen in Teilbereichen eines wissenschaftlichen Fa-
ches oder in einem beruflichen Tätigkeitsfeld. Die Anfor-
derungsstruktur ist durch Komplexität und häufige Ver-
änderungen gekennzeichnet.“
Aspekte der citizenship sind hier nicht erkennbar. Der
Text bewegt sich auf der Ebene der employability.
Der DQR müsste mit den Zielen der Bologna-Reform ab-
gestimmt sein. Das ist nur in Teilen der Fall. Dabei ist zu
beachten, dass die Bologna-Reform vom Europa-Rat
entwickelt und von den Bildungsministern der dortigen
Mitgliedsländer verabschiedet wurde, der EQR von der
EU-Kommission und der DQR in einem gemeinsamen
Beschluss von vier deutschen Ministerien bzw. der
KMK.21 Schließlich hat – wie erwähnt – der Deutsche
Bundestag auch noch förmlich beschlossen, dass es sich
beim Bachelor-Studium um ein wissenschaftliches Studi-
um handelt. Die Merkmale eines wissenschaftlichen
Studiums sind aber weder im Niveau 6 des EQR, noch
des DQR beschrieben. Zu bestimmen, was Wissenschaft
und ihr Studium inhaltlich bedeutet, fällt unter die Defi-
nitionsmacht der Wissenschaftler*innen selbst und ist
durch Art. 5(3) GG bestimmt. Die Politik kann Rahmen-
vorgaben beschließen (z.B. Dauer des Studiums, Rang
des Abschlusses), aber nicht entscheiden, dass z.B. for-
schendes Lernen im Bachelor-Studium nicht eingesetzt
werden dürfe. Zurück zur BBH: Hier können äußerst er-
giebige Formen des Praxisbezuges eingesetzt und neue
entwickelt werden, einschließlich der Verbindung von
Forschung und Praxis in unterschiedlichen Formen. Zu-
sammen mit der Erwartung der Wirtschaft und Politik an
die Wissenschaft, sich intensiver mit der Transformation
wissenschaftlicher Ergebnisse in die Praxis zu befassen,
liegt hier eine große Chance für die BBH, schon mittel -
fris tig hierin Schrittmacher zu werden. Ihre Brückenfunk-
tion im Hochschulsystem macht sie dafür sehr geeignet.
Selbst auf dem Niveau 7 (Master-Studiengänge) des DQR
werden noch keine eindeutigen Merkmale eines wissen-
schaftlichen Studiums erkennbar. Das geschieht erst auf
dem Niveau 8, also der Promotion. Nach den Ergebnis-
sen der Hochschuldidaktik in ihrem Teil als empirische
Lehr-/Lernforschung ist das eindeutig zu spät. Da die
Lehrenden selbst verpflichtet sind, wissenschaftlich zu
handeln, werden sie diese Phase der Bildung der Studie-
renden entsprechend weiter entwickeln, um Wissen-
schaft und Praxis sich besser durchdringen und ergänzen
zu lassen – jedenfalls besteht die Chance dazu.

3. Bachelor-Studium als wissenschaftliches Studium
Unterschiede zwischen Schule und Hochschule – Und:
Was heißt „wissenschaftliches Studium“? 
In der Drucksache 21/17964 werden die Ziele des Studi-
ums an mehreren Stellen erwähnt:
„Für die Module werden entsprechende Kompetenz-
und Qualifikationsziele festgelegt. Diese sollen über die
Dimension Persönlichkeitsbildung auch die künftige zi-
vilgesellschaftliche, politische und kulturelle Rolle der
Absolventinnen und Absolventen umfassen.“ Solche
Ziele sind in Beschreibungen von Studiengängen unter-
schiedlicher Hochschulen immer wieder formuliert wor-

den, ohne dass erkennbar würde, in welchen real ange-
botenen Lernzusammenhängen solche Kompetenzen er-
worben werden könnten. Auf die einschlägigen Studien-
angebote der BHH mit dieser intendierten Wirkung darf
die Öffentlichkeit daher besonders gespannt sein. Nun
ist das Bachelor-Studium aller Fachrichtungen als wis-
senschaftliches Studium anzulegen, wie der Deutsche
Bundestag förmlich festgestellt hat – auf Zweifel aus der
Professor*innenschaft reagierend. Aber was heißt das?
Nur, dass die Studieninhalte wissenschaftlich gewonne-
ne Inhalte sind? Das würde nicht reichen. Welche Merk-
male müssen die Studiengänge in ihrer Realisierung auf-
weisen? Die Gründungsdrucksache geht darauf ausführ-
lich ein: Neben anderen „Gestaltungsprinzipien sind im
curricularen und organisatorischen Profil der BHH drei
weitere Prinzipien zu gewährleisten:
• Wissenschaftsorientierung: Die Studienangebote ba-

sieren zum einen auf den für das jeweilige Fach aktuel-
len wissenschaftlichen Erkenntnissen. Zum anderen ist
neben der Vermittlung von wissenschaftlichen Ergeb-
nissen die Entwicklung wissenschaftlich-methodischen
Denkens ein wesentliches Ziel der Studienprogramme
an der BHH. Die Unternehmenspraxis soll von den Ler-
nenden nicht nur verstanden werden, wie sie ist, son-
dern sie soll auch daraufhin gedacht werden, wie sie
weiterentwickelt werden könnte.

• Transferorientierung: Ausgehend von dem Anspruch
einer breit angelegten Berufsbildung soll auch das Stu-
dienangebot nicht auf eine enge Spezialisierung ausge-
richtet werden. Dies entspricht weitgehend auch den
Zielen der Bologna-Reform, nach der insbesondere Ba-
chelor-Studiengänge die Studierenden breit und gene-
ralistisch und weniger auf eng definierte Praxisfelder
vorbereiten sollen. Lernende an der BHH sollen daher
exemplarisch an praktischen Problemstellungen ler-
nen, wie diese Probleme bewältigt und auf andere
Kontexte transferiert werden können.

• Bildungsorientierung: Das Studium an der BHH bietet
für die Lernenden nicht nur eine Vorbereitung auf eine
qualifizierte Berufstätigkeit, sondern u.a. über obliga-
torische fachübergreifende Studienmodule auch einen
Rahmen zur Entwicklung von Selbst- und Sozialkom-
petenzen.“ (S. 5)

Diese Hinweise sind wichtig, reichen aber nicht aus. Stu-
dierende müssen verstehen können, wie neues Wissen
gewonnen wird, sie müssen die Relativität einzelner Er-
kenntnisse und den Nutzen von Perspektivenwechseln
verstehen, dass in wissenschaftlicher Forschung zwar
neue Erkenntnisse, aber nie endgültige Wahrheiten er-
zeugt werden können, dass die Erkenntnissuche von
These und Gegenthese, von bewusstem Perspektiven-
wechsel lebt. Insofern geht es auch um einige Grundla-
gen der Erkenntnistheorie, die im Studium erworben
werden können. Das Zitat von Gerhard Vollmer „Wir
irren uns empor“ ist in vollem Umfang gültig. Irrtum und
Fehler als Erkenntnisschritte zu akzeptieren, wird selten
in Schulen unterrichtet. Die Öffentlichkeit hat einen ein-

21 Der Gemeinsame Beschluss zum DQR wurde am 01.05.2013 unterzeich-
net durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), das
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi), die Kultus-
ministerkonferenz (KMK) und die Wirtschaftsministerkonferenz (WMK). 
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drücklichen (und sie zunächst irritierenden) Prozess wis-
senschaftlicher Erkenntnissuche zu Beginn der Corona-
Pandemie erlebt: Studie um Studie korrigierte den je-
weiligen Erkenntnisstand und stimmte bei weiten Teilen
nicht mit deren bisherigem Bild von Wissenschaft übe-
rein. Diese Zusammenhänge waren in der Schule nicht
gelernt worden.
Die Anweisungen in dem Dokument gehen weiter: „Die
Inhalte in den Modulen sind so zu bemessen, dass sie in
der Regel innerhalb von maximal zwei aufeinanderfol-
genden Semestern vermittelt werden können.“ In dieser
Formulierung zeigt sich erneut ein gravierendes Missver-
ständnis bzgl. der Rolle und Aktivitäten der Studieren-
den. Für nachhaltigen Lernerfolg müssen die Studieren-
den die zentralen Akteure sein. Von daher werden Kom-
petenzen in aller Regel aktiv erworben, nicht vermittelt
(S. 11) – Studium ist lernzentriert zu denken, nicht lehr-
zentriert.

4. Anforderungen an die Lehrenden einer solchen Hoch-
schule 
Welche Lehrenden können ein solches Konzept einlö-
sen? Dazu informiert die Hochschule zunächst selbst im
Internet:22

Der Rahmen für eine Einstellung und Tätigkeit als Pro-
fessorin bzw. Professor an der BHH ergibt sich insbeson-
dere aus §§ 12 bis 16 HmbHG sowie aus der jeweiligen
Stellenausschreibung. Die Besoldung ergibt sich aus §§
31ff. HmbBesG.
Explizit hinzuweisen ist auf die Regelung des § 12 Abs. 7
Satz 2 HmbHG. Aus den empirischen Studien des Verfas-
sers in 35 FH-Fachbereichen zur Berufung der Profes-
sor*innen und deren Vorbereitung auf ihre Lehre ergab
sich immer wieder, dass es schwer fiel, aus den alltägli-
chen praktischen Berufserfahrungen, die eine der Vor-
aussetzungen für die Berufung waren, durch Systemati-
sierung und Abstraktion Lerninhalte zu gewinnen, ohne
den praktischen Handlungsbezug zu verlieren. Episoden
aus der Praxis zu erzählen macht manche Abstraktion
durch Illustration praktisch verständlich. Aber die Trans-
ferfähigkeit leidet, weil die Verläufe als Unikat erlebt
werden. Durchaus von dieser Erfahrungsebene ausge-
hend, müssten dann per induktiver Theoriebildung die
Übertragbarkeit und ihre Regeln geübt werden.
Das ist selten Gegenstand des eigenen Studiums gewe-
sen. Diese Fähigkeit nach der Berufung zu entwickeln,
erfordert Zeit und manchmal anleitende Weiterbildung,
die nach der Berufung in aller Regel beide nicht gewährt
werden. Das ist der Hintergrund für die immer wieder
erhobene Forderung, nach der Berufung ein Freisemes -
ter zu gewähren, um ein Lehrangebot zu entwickeln, das
18 SWS auf dem gewünschten Niveau abdeckt. Die
Neuberufenen unmittelbar mit diesem Deputat ins erste
Semester zu schicken, ist eine massive strukturelle
Schwächung des Lehrangebots. Viele von uns in den
Studien interviewten Lehrenden haben im Schutz der
Anonymität erklärt, dass sie in ihrer Verlegenheit doch
wieder zu den alten Skripten aus ihrer universitären
Lehre gegriffen haben... So kann jedem konzeptionellen
Neuansatz durch die Rahmenbedingungen schon im All-
tag schwerer Schaden zugefügt werden, weil die Grund -
idee der Fachhochschule von den für die Rahmenbedin-

gungen Verantwortlichen nicht verstanden worden ist
oder nicht realisiert werden soll.
Anspruch und Schwierigkeitsgrad einer solchen Lehre
sind universitärer Lehre in keiner Weise nachgeordnet –
entspricht nur nicht den Denkgewohnheiten. Dass die
Besoldungsstufe W 3 eher nur als Ausnahme an FH vor-
kommt, kann dann allenfalls mit den Forschungsleistun-
gen legitimiert werden. Dieser Logik folgend wird an FH
durch Besoldungszuschläge in Projektphasen eine ge-
wisse Kompensation zu erzielen versucht – manchmal
auch nur durch befristete Deputatssenkungen. 
Aus dem Kreis der etablierten HAW’s sind naheliegen-
derweise die Profile aller Professor*innen angesehen
worden. Das ist Teil der schon erwähnten, zu erwarten-
den Akzeptanzprozesse in der Community, die übrigens
auch eine wesentliche Rolle dafür spielen, wer zur An-
nahme eines Rufes an die BHH bereit ist. Wenn es ge-
lingt, die neue Aufgabe als Herausforderung in den Vor-
dergrund zu stellen, könnte dies mitentscheidend sein.
Das bei der Durchsicht der Profile des Kollegiums aus
dem Kreis der etablierten HAW’s formulierte Ergebnis
lässt es noch dringender erscheinen, diesem bisher be-
rufenen Kollegium die Umstellung auf die neue und
neuartige Aufgabe zu erleichtern: der Entwicklung der
dem Auftrag der BHH entsprechenden Angebote durch
gezielte Weiterbildung. Das aus diesem Kreis formulier-
te Fazit: Forschung spielt eine sehr untergeordnete Rolle
und wenn es Publikationen gibt, dann in fast allen Fällen
nicht mit einem direkten Bezug zur Fachwissenschaft-
lichkeit. Auch aus diesem Kreis wird betont, dass es
darum gehe, praxisbezogene wissenschaftliche Texte zu
verstehen, um sie dann in den Lehr-Lernkontext zu
überführen. Dann – so wird betont – wäre auch nach-
vollziehbar, warum die BSB die wichtige Behörde ist. 

VII. Zusammenfassung 
1. Die BHH in die deutsche Bildungs-/Ausbildungsland-

schaft hinein zu konzipieren ist mutig und zukunfts -
orientiert. Die Chancen sind gewahrt, wenn es ge-
lingt, eine neue, überzeugende Kombination von
Theorie und Praxis, wissenschaftlicher Grundlegung
und breiter Handlungskompetenz zu entwickeln. 

2. Dazu muss ein Lehrkörper gewonnen werden, der sel-
ber starkes Interesse daran hat, hier dazuzulernen und
im Bereich anwendungsorientierter Wissenschaft eine
eigene Linie zu entwickeln. Die dafür notwendige
Zeitinvestition muss sich mit entsprechenden Anrech-
nungen (aufgrund von Belegen) im Lehrdeputat wie-
derfinden.

3. Die Entwicklung sollte von einer unabhängigen Grup-
pe außerhalb Hamburgs empirisch begleitet werden,
um lokale Rechtfertigungserwartungen (sei es aus der
Politik, sei es von der Hochschule selbst) zu neutrali-
sieren.

4. In dem stark interessenbesetzten Aktionsfeld zwi-
schen Beruf und Hochschule ist es nicht einfach, sich
zu bewegen. Von außen betrachtet, müssen jedoch
einige Minimalia gewährleistet sein. Im Mittelpunkt
stehen dabei die Lernenden und ihre Zukunft.

22 https://bhh.hamburg.de/stellenangebote/
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5. Die Absolvent*innen müssen über Kompetenzen ver-
fügen, die sie zu attraktiven Bewerber*innen auf dem
Arbeitsmarkt machen – und zwar für Betriebe, die den
Wert der Kombination aus fachlicher Kompetenz und
kritischer Analysefähigkeit (bei voller Loyalität) zu
schätzen wissen.

6. Von ihren Rahmenbedingungen her müssen die Pro-
fessor*innen der Hochschule im Kontext der Fachge-
meinschaft eine hohe Reputation aufbauen können.
Nur so sind entsprechende Entwicklungsleistungen
gewährleistet – nur so ist gesichert, in den Berufun-
gen Spitzenkräfte in diesen neuen Feldern gewinnen
zu können.

7. Aus der Geschichte der Fachhochschulen genügend
bekannt, müssen Vorkehrungen getroffen werden,
dass die eigene Praxiserfahrung der Professor*innen
aus der Zeit vor ihrer Berufung nicht nur aufgefrischt
werden kann, sondern sie selber die Chance haben, an
führenden Entwicklungen beteiligt zu sein. Das zu-
sammen mit Bachelor-Absolvent*innen zu leisten, ist
nicht ganz einfach – aber spezifische Formen können
entwickelt werden. Sobald die BHH aber über Master-
Studiengänge verfügt, sollten zumindest Transferpro-
jekte (z.B. auch im Zusammenhang mit Ausgründun-
gen) durchgeführt werden.

8. Genauso muss gewährleistet sein, dass die BHH als
Institution im Kreis der Hochschulen möglichst
schnell Akzeptanz gewinnen können. Gerät sie –
durch welche Einflüsse auch immer – ans Ende einer
Rangreihe von Hochschulen (denkbare Kritik: „halb
noch Schule“, „unter der Fuchtel der Schulverwal-
tung“, „total bestimmt von den Interessen der Arbeit-
geber“, „wissenschaftlich äußerst schwach auf der
Brust“) dann wird das Modell weit unter seinen Mög-
lichkeiten bleiben. Statt vorauszugehen und Modell
für andere Entwicklungen zu werden, könnte die BHH
dann ans Ende der Karawane geraten. Ihrer Idee,
ihren Mitgliedern, insbesondere ihren Studierenden
wäre ein Bärendienst erwiesen.

9. Daher kommt es zentral darauf an, ihr den Hand-
lungsspielraum zu gewähren, den ihre Gründungsidee
verdient hat – genau in dieser Linie aber auch die Ziel-
und Leistungsvereinbarungen auszurichten und ein
realistisches Verhältnis zwischen Leistungserwartun-
gen und zugestandenen Ressourcen herzustellen.
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Wolff-Dietrich Webler (W.W.): Lieber Herr Scherf, nach 5
Jahren Tätigkeit als Administrativer Direktor des Euro -
pean Molecular Biology Laboratory (EMBL) in Heidelberg
und vorher vielen Jahren als Kaufmännischer Direktor am
Deutschen Elektronen-Synchrotron DESY in Hamburg
sind Sie nach Hamburg zurückgekehrt. Seit Juli 2020 sind
Sie Gründungskanzler der Beruflichen Hochschule Ham-
burg (BHH). Sie haben mir geschrieben: Ich trete nach
langer Tätigkeit im Wissenschaftsbereich nunmehr voll-
ends ein in die Hochschulwelt. Ich freue mich, dass Sie
sich zu einem Gespräch über Ihre jetzigen Aufgaben be-
reiterklärt haben. Vieles ist aus den Gründungstexten zu
entnehmen, aber Einiges auch nicht; da bedarf es der In-
nensicht, um es zu verstehen. Insofern bin ich dankbar,
dass wir diese Perspektive nutzen können.
Fangen wir mit Ihren persönlichen Motiven und Aufga-
ben an.

I. Persönliche Motive und Aufgaben
Was hat Sie zu diesem Wechsel veranlasst und was er-
warten Sie persönlich künftig von diesem Schritt? (Auf
die bildungspolitische Reichweite kommen wir noch).

Christian Scherf (C.S.): Zuerst einmal sind dies persönli-
che Gründe gewesen, da ich in der wichtigen Phase mei-
ner heranwachsenden Kinder wieder in Hamburg leben
konnte. Beruflich ist der Aufbau einer neuen Hochschule
eine reizvolle Herausforderung. Es geht darum, mit der
BHH als Brücke zwischen zwei Grundpfeilern des deut-
schen Bildungssystems, der Schul- und der Hochschul-
bildung, eine neue öffentliche Institution auf der grünen
Wiese aufzubauen.

W.W.: Der Wechsel des Kontextes der Arbeit von einer
großen außeruniversitären Forschungseinrichtung auf
Bundesebene zu einer staatlichen Hochschule in einem
der Bundesländer kann ein großer Schritt sein. Wo wür-
den Sie die Hauptunterschiede Ihrer Tätigkeit festma-
chen – sowohl in der Art der Tätigkeit, wie auch in den
Freiheitsgraden?

C.S.: Management im Wissenschaftskontext ist zuneh-
mend geprägt durch unternehmerisches Handeln und

Professionalisierung des Funktionierens großer, auch in-
ternationaler Verbünde. Zudem haben sie im außeruni-
versitären Kontext, vor allem aber im internationalen
Raum, wie dem EMBL oder bei CERN, erhebliche Ge-
staltungsfreiheiten, die es leichter machen schnell und
wirkungsvoll auf neue Herausforderungen zu reagieren.
Im Hochschulkontext erleben wir die gleiche Erwartung
an Professionalität und Geschwindigkeit und bewegen
uns doch durch die organisatorischen Wirkungsmecha-
nismen und Beteiligungserfordernisse in einem Umfeld,
das zu Überkomplexität neigt und damit unter Effekti-
vitätsgesichtspunkten herausfordernder ist. Mit dem Be-
griff Freiheitsgrad kann ich aus meiner Perspektive gar
nicht so viel anfangen. Ich begreife mich als Unterstüt-
zer, oder besser im englischen „enabler“ „facilitator“, der
Dinge möglich macht, die gemeinsam entschieden wer-
den. Die Freiheit ist also immer die Freiheit der gesam-
ten Organisation. 

W.W.: Haben Sie zum Konzept der Hochschule auch auf-
grund Ihrer Biografie ein persönliches Verhältnis? Gibt es
ein besonderes Anliegen?

C.S.: Ich hatte in meinem beruflichen Werdegang die
große Chance, durch die Tätigkeit im Wissenschaftsrat
als Vertreter Hamburgs und in der damaligen GWK sehr
schnell ein vertieftes Systemverständnis der deutschen
und internationalen Hochschul- und Wissenschaftsland-
schaft zu bekommen. Beruflich habe ich mich vor allem
in nationalen und internationalen außeruniversitären
Organisationen sozialisiert. Der Einstieg in die Verant-
wortung für eine Hochschule im Aufbau hat mir daher
die Möglichkeit gegeben, mich auf die Funktionsmecha-
nismen einer Hochschule – und bei der BHH auch
gleichzeitig mit den Funktionsmechanismen des Berufs-
bildungsbereiches zu befassen. Ein persönliches Anlie-
gen ist mir dabei vor allem das Bauen von Brücken zwi-
schen unterschiedlichen Systemen, Personengruppen
und Interessenskonstellationen. Das ist im Rückblick
neben dem „facilitator“ auf jeden Fall auch eine meiner
Kernkompetenzen.  

W.W.: Was ist in diesen ersten 1 ½ Jahren Ihrer Amtszeit
auf Ihrem Sektor geschehen? Hatten Sie eine Prioritä-
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tenliste und sind Sie zügig vorangekommen – oder ha -
ben sich unerwartete Hindernisse gezeigt?

C.S.: Wo soll ich anfangen? Eine einfache Antwort wäre:
alles. Wir haben die Hochschule in rekordverdächtiger
Zeit etabliert. Nach Entscheidung des Senates die BHH
als öffentliche Körperschaft mit Wirkung zum 01.01.2020
zu gründen, haben wir den Studienstart in 18 Monaten
abgesichert, die Hochschulförmigkeit hergestellt und
einen Neubau auf den Weg gebracht. Es ist in einer sol-
chen start up Situation schwer zu priorisieren, was wich-
tiger ist als anderes, da Vieles parallel geschehen muss.
Ganz besonders freut mich, dass wir ein sagenhaft gutes
Team zusammengestellt haben und mit dem ersten Stu-
dienjahr erleben, wie begeistert unsere Studierenden
diese Bildungsinnovation selbstbewusst mit Leben füllen.

W.W.: Wie sahen denn Ihre ersten Schritte in dem
neuen Amt aus? Gab es erste Personen, die für diese
neue Hochschule tätig waren? Gab es schon weitere
Mitglieder der Hochschulleitung?

C.S.: Es gab das BHH Vorlaufprojekt mit Personen, die
zum Teil wieder zurück in die hamburgische Verwaltung
gegangen sind und zum Teil in der BHH übernommen
wurden. Ich selber bin mit der Abteilungsleiterin Perso-
nal, die ich bereits im Vorlauf mit auswählen konnte, der
erste Mitarbeiter der BHH gewesen.

II. Gründungsidee der Hochschule – Brücke
zwischen beruflicher und wissenschaftlicher
Orientierung

W.W.: Die Gründung der Beruflichen Hochschule Ham-
burg verfolgt eine Reihe von Zielen, die seit langem als
überfällige Reformen betrachtet werden. Das gilt für die
Annäherung, zumindest Brücke zwischen beruflicher
und allgemeiner Bildung. Das gilt aber auch für das Ver-
hältnis von Theorie und Praxis.

C.S.: Wir tendieren in Deutschland – und nicht nur hier –
zu einer Versäulung von Strukturen. Das haben wir seit
langem in der außeruniversitären Forschung themati-
siert, es ist aber auch den Hochschulen nicht unbekannt.
Versäulung behindert die erforderliche Durchlässigkeit
im System, sowohl die berufliche, als auch die qualitati-
ve. Die großen Herausforderungen unserer Zeit können
nur miteinander und in Kooperation und Arbeitsteilung
erfolgreich gelöst werden. Dazu zähle ich auch die
Durchlässigkeit von Bildungschancen. Wir haben einen
so hohen Bedarf an gut ausgebildeten und qualifizierten
Menschen, dass wir Bildungswege öffnen müssen. Wir
müssen Zugänge schaffen für die komplexen Arbeitswel-
ten von Morgen –  für alle Geschlechter und alle Men-
schen, egal mit welcher sozialen Herkunft.
Die BHH ist eine Innovation, die die Durchlässigkeit zwi-
schen beruflicher und akademischer Bildung deutlich er-
höhen will. Das Angebot richtet sich dabei in erster Linie
an junge Menschen, die noch nicht genau wissen, ob
entweder das eine oder das andere der richtige Weg für
sie ist. Wir bieten an, beides – Berufsabschluss und den

Bachelor – in drei Jahren zu absolvieren. Dabei werden
alle Studierenden eng begleitet, damit sie sich in den
ers ten Studienjahren versichern können, ob beides noch
der richtige Weg ist, oder ob sie nur die Ausbildung
oder nur das Studium fortsetzen wollen. Wir wollen
damit auch einen neuen und wichtigen Beitrag zur Mini-
mierung der viel zu hohen Studien-, aber auch Ausbil-
dungsabbrecherquote leisten.

W.W.: Zum Konzept der Beruflichen Hochschule Ham-
burg gehört eine große Nähe zur beruflichen Praxis. Das
gilt für die Studieninhalte ebenso wie für institutionelle
Kooperationen. Auf der einen Seite sollen Theorie und
Praxis auch curricular überbrückt, auf der anderen Seite
die Wissenschaftlichkeit als Hochschule akzentuiert sein.
Das ist eine sehr anspruchsvolle Aufgabe, wenn sie gut
gelingen soll. Ist das Problem als solches auf der Agenda?

C.S.: Wir wollen die Attraktivität der dualen Ausbildung
stärken, damit junge Menschen sich nicht von ihr ab-
wenden müssen, um sofort studieren zu können. Gleich-
zeitig wollen wir aber auch das Studium stärken. Der Ba-
chelor als Berufseinstieg wird besser, wenn er eng ver-
zahnt ist mit der Praxis in einem Unternehmen. Beide
gewinnen.

W.W.: Der Weg von einem Gründungspapier der Bürger-
schaft (Drucksache 21/17964 vom 06.08.2019) zu einer
lebendigen Hochschule ist weit, kann aber überaus reiz-
voll sein. Es gibt zwar einen rechtlichen Rahmen, aber
auch große Gestaltungsspielräume. Was genau ist Ihr
Auftrag als Gründungskanzler?

C.S.: Ich bin dafür da, die Gründung der BHH rechtlich,
wirtschaftlich und organisatorisch solide aufzubauen
und dabei den atemberaubenden Zeitplan, den der Se -
nat uns gegeben hat, mit hoher Qualität umzusetzen.
Zudem bin ich sehr darum bemüht, diese neue Hoch-
schule gut in der Hamburgischen Hochschullandschaft
zu vernetzen.

W.W.: Je weiter ich mich in die Gründungsabläufe einlas
und einen Überblick gewann über die dort Beteiligten,
desto mehr drängte sich aus den Texten der Eindruck
auf, dass hier eine Initiative aus der Berufsbildung heraus
vorliegt. Dazu passt auch die Beschränkung auf Bache-
lor-Studiengänge. Für meine Vermutung spricht im
Gründungsprozess dieser Hochschule eine starke – man
könnte sogar sagen überwiegende – Vertretung der Be-
rufsschulseite.

C.S.: Der Wissenschaftsrat hat in vier wichtigen Stellung -
nahmen die Bedeutung der Durchlässigkeit von berufli-
cher Bildung und Akademisierung behandelt. Die Hoch-
schulen sind aufgefordert, sich zu öffnen und duale Kon-
zepte der Verzahnung von Theorie und Praxis verstärkt
anzubieten. (hier könnten wir die Fundstellen der Gut-
achten nennen).
Wenn wir aber die Entwicklung der vergangenen Jahre
betrachten, fehlt die erwünschte Dynamik. Das hat viele
Gründe. Einer davon ist das begrenzte Interesse vieler
Professor:innen an klassischen HAW’s, sich auf die Rah-
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menbedingungen der Berufsqualifizierung in Unterneh-
men oder im berufsbildenden Sektor einzulassen. Wir
sehen daher vor allem private Duale Angebote in
Deutschland.
Die BHH geht einen großen Schritt auf die Unternehmen
und den berufsbildenden Sektor zu. Dass dies in Ham-
burg vor allem aus dem Schulbereich vorangetrieben
wird, liegt m.E. daran, dass der Bedarf eines diversifizier-
ten Angebotes – Berufsbildung und Studium – vor allem
in der Berufsbildung unmittelbar sichtbar ist und –
natürlich – am Geld. Die für die BHH erforderlichen
Haushaltsmittel kommen in der Aufbauphase aus dem
Berufsbildungsetat. Damit verhindern wir in dieser
wichtigen Startphase, dass es zu sachfremden Rivalitäten
im Hochschulbereich um die Verteilung der im Einzel-
plan der BWFGB chronisch knappen Mittel kommt.

W.W.: Aus manchen Formulierungen könnte sogar ge-
schlossen werden, dass die Urheber*innen latent be-
fürchten, dass die Ausbildung nach einiger Zeit wieder
in akademischen Abstraktionen verschwinden könnte –
und das müsse verhindert werden.

C.S.: Es geht darum, über Institutsgrenzen hinweg das
Beste aus drei Welten im Interesse der Studierenden zu
generieren: aus der Praxis im Unternehmen, aus der vor-
handenen sehr guten Abstimmung in der Dualen Ausbil-
dung und Bildungserfahrung an Berufsschulen, und aus
der theoriegeleiteten, methodisch anspruchsvollen Leh -
re an der Hochschule mit dem Zugang zur Forschung.
Wir gehen hier aufeinander zu und verharren nicht in
den klassischen Bildern des jeweiligen Bildungsortes. Im
Unternehmen helfen wir, interessierten jungen Men-
schen mit anspruchsvollen Fragestellungen einen Mehr-
wert durch ihre Zugehörigkeit in einem Unternehmen zu
schaffen. Das wird bereits im ersten Studienjahr sichtbar,
wenn z.B. Bankkaufleute sich die Aufgabe stellen, für ihr
Unternehmen in der BHH neue Produkte für Menschen
ihrer eigenen Generation zu entwickeln. Die Berufsschu-
le qualifiziert auf erhöhtem DQR 6 Niveau und leistet
damit unmittelbar und qualitätsgesichert durch die
BHH, ECTS für das Studium. An der BHH sichern wir die
theoretischen und methodischen Grundlagen und schaf-
fen anschlussfähige und übertragbare akademische Leis -
tungsnachweise.

W.W.: Könnte es sein, dass hier ein neuer Typ College
entstehen soll, der eine Brücke bildet zwischen dem
Schulbereich und dem Abschluss des Bachelor-Studi-
ums? Durch den Verzicht auf Master-Studiengänge und
Promotion wird dieser Eindruck noch unterstrichen.

C.S.: Ich finde die Parallelen zu akademischen Colleges
interessant, sehe aber noch sehr wenig vergleichende
Untersuchungen, wie das BHH Modell der studieninte-
grierenden Ausbildung international verortet werden
kann. Wir wollen uns in jedem Fall abgrenzen von den
reinen Akademien. Die BHH sichert die Anschlussfähig-
keit des Abschlusses in einen akademischen Master. So
hat eine BHH Absolventin oder Absolvent die Wahl, ob
danach die Arbeit im Betrieb, eine Meisterqualifikation,
oder der Master an einer (noch) anderen Hochschule

stehen soll. Die BHH selber wird sich jetzt auf den Auf-
und Ausbau des gegenwärtigen Angebotes konzentrie-
ren. Ob wir dann auch einen – natürlich dualen – Mas -
ter-Studiengang anbieten, wird die Zukunft zeigen.

W.W.: Die Kammern und Berufsverbände betrachten alle
Aspekte der beruflichen Bildung als ihr ureigenes Gebiet,
an dessen Gestaltung sie andere Kräfte mit ihren Interes-
sen nur ungern – jedenfalls mit Skepsis – mitwirken las-
sen. Das ist schon bei den bisherigen dualen Studiengän-
gen sehr spürbar. Wieviel mehr zeigt sich dieser Einfluss
beim Konzept der BHH mit drei Ausbildungsorten?

C.S.: Auch die Kammern haben ein großes Interesse da -
ran, dass das Modell der BHH erfolgreich ist. Die duale
Ausbildung bleibt in ihrer Formatierung erhalten und
kann durch die enge Verzahnung mit dem Studium ge-
meinsam weiter entwickelt werden. Wir erleben da her,
dass die Kammern dieses Modell tatkräftig unterstützen.
Die BHH muss die Qualität des Hochschulabschlusses
garantieren und hat dafür die Verantwortung zu tragen.
Dennoch ist das Kooperationsmodell der BHH eine Ko-
operation auf Augenhöhe und die einvernehmliche Be-
teiligung und Entscheidungsfindung ein wichtiges Er-
folgskriterium.

W.W.: Aufgrund der Bologna-Reform und der jüngsten
Änderung des Berufsbildungsgesetzes könnten Kam-
mern ihrerseits Ausbildungsgänge anbieten, die mit dem
Bachelor enden. Damit hätten sie maximalen Einfluss
auf die Ausbildungsinhalte, aber auch die Kosten. So ge-
sehen, ist eine staatliche Hochschule als Ort natürlich
günstiger, wenn es aus Sicht der Berufspraxis gelingt, auf
die Ausbildungsinhalte nach wie vor großen Einfluss zu
nehmen. Das kann sich auf einer curricularen Ebene zei-
gen, aber auch schon bei den Berufungen beginnen. Ich
könnte mir vorstellen, dass der Gründungskanzler einer
Hochschule – bei aller Kooperationsbereitschaft mit der
beruflichen Praxis – der eigenen Unabhängigkeit als
Hochschule besondere Aufmerksamkeit zuwenden
muss, um Interessen auszubalancieren. Der Gründungs-
rat hatte ja schon ein starkes Gewicht bei der Berufspra-
xis bzw. dualen Ausbildung. Hat sich hier schon eine Lö-
sung ergeben – z.B. bei der Zusammensetzung des
Hochschulrates bzw. seiner Beratungspraxis?

C.S.: Die Curricula der Studiengänge werden mit den
Vertretern aller drei Bildungsorte eng abgestimmt. Das
geht auch gar nicht anders. Dabei liegt der intensivste
Teil dieser Arbeit im Verhältnis Berufsschulen und BHH.
Ich nehme nicht wahr, dass die Kammern, zumindest im
Norden, weiter am Aufbau eigener Angebote zum Er-
werb eines Bachelors arbeiten. Die Handwerkskammer
Hamburg hat die Berufsakademie des Handwerks mittler-
weile an die Stadt abgetreten, wo sie abgewickelt wird. 

W.W.: In den 50 Jahren ihres Bestehens haben die Fach-
hochschulen einen ähnlichen Kampf um Emanzipation
geleistet, wie es zwischen 1868 (dem Beginn der Um-
wandlung von Polytechnischen Lehranstalten zu Techni-
schen Hochschulen) und 1900 (der Verleihung des Pro-
motionsrechts durch Kaiser Wilhelm II.) die Technischen
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Hochschulen leisten mussten. Erwarten Sie, auf der Repu-
tationsskala für Hochschulen von Seiten der Universitäten
als Variante früherer Fachhochschulen eingestuft zu wer-
den, und machen Sie sich auf einen ähnlichen Emanzipa-
tionsprozess gefasst, oder spielt das bisher keine Rolle?

C.S.: Die historische Ausdifferenzierung des deutschen
Hochschulsystems ist ein spannendes Thema. Dabei ging
es immer auch um den Kampf, akademische Bildung für
alle sozialen Schichten der Gesellschaft zu öffnen. Wir
haben in Deutschland mit der dualen Ausbildung ge-
zeigt, wie Unternehmen in die Pflicht genommen wer-
den können und in Kooperation mit dem staatlichen Bil-
dungssystem hervorragend ausgebildeten, praxisnah
qua lifizierten Nachwuchs sicherstellen. Wie immer man
zur Notwendigkeit einer Akademisierung des Nach-
wuchses in Deutschland steht, um attraktiv zu bleiben,
muss die berufliche Bildung mit akademischer Qualifika-
tion zusammen gebracht werden. Auf der anderen Seite
müssen die öffentlichen Hochschulen handeln und neue
Lösungen finden, um dem erheblichen Bedarf an besse-
rer Praxisrelevanz des Studiums und an dualen Studi-
engängen gerecht zu werden. 

III. Organisations- und Personalstruktur
W.W.: Für die Professuren wird auf das Hamburgische
Hochschulgesetz verwiesen. Es handelt sich ja um W2-
Professuren im Profil der Fachhochschulen mit einem
Lehrdeputat von 18 SWS. Es gibt keine W3-besoldeten
Eckprofessuren. Trotzdem gibt es zahlreiche Vorausset-
zungen: Universitätsvergangenheit mit Promotion, min-
destens 5-jährige Berufspraxis, diese Praxiserfahrung
auch lehren können, auch weiterhin intensive Praxiskon-
takte unterhalten, fachbezogene Forschung betreiben,
Hochschulforschung betreiben … Schon viele Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften haben Probleme,
ihre Professuren bei einem solchen Kriterienspektrum
angemessen zu besetzen. Wie sieht es bei der BHH aus?

C.S.: Es ist uns an der BHH gelungen, die ersten Profes-
suren sehr gut und erfolgreich zu besetzen. Alle brennen
für die Innovation und den Auftrag, den der Senat dieser
neuen Hochschule mitgegeben hat. Ich hoffe, dass uns
das beim weiteren Aufbau auch weiterhin so gut gelin-
gen wird.
In den Aufbaujahren können wir mit reduzierten Depu-
taten arbeiten. Die Frage kann ich aber auch weiter ent-
wickeln: Verlangen wir zu viel von unseren Professorin-
nen und Professoren? Ich denke nicht. Wir wollen alles
daran setzen, Studium und Ausbildung zu vereinbaren
und die Studierbarkeit des Bachelors zu erhalten. Ge-
nauso wollen wir es ermöglichen, dass Lehre und For-
schung in diesem Modell vereinbar sind.

W.W.: Die Differenz zwischen dem Typus universitärer
Lehre und dem Typus anwendungsbezogener, wissen-
schaftlicher Lehre wird oft in ihrem Schwierigkeitsgrad
unterschätzt. Dieser zweite Typus müsste nach der Beru-
fung erst entwickelt werden. Frisch aus der beruflichen
Alltagspraxis berufen, stellt sich dies nicht ohne weiteres
ein. Wann und in welchem Umfang ist nach der Berufung

Gelegenheit, sich neu zu orientieren und das eigene Lehr-
angebot zu entwickeln? Wenn dazu nicht ausreichend
Gelegenheit besteht, wächst die Wahrscheinlichkeit, wie-
der in den Typus universitärer Lehre hineinzugleiten, was
laut Gründungsidee der BHH – so wie ich sie verstanden
habe – ausdrücklich vermieden werden soll.

C.S.: Das deutsche Hochschulsystem ist nur zukunftsfähig,
wenn es sich differenziert und damit den vielseitigen An-
forderungen der Gesellschaft gerecht wird. Grundlagen-
forschung auf hohem internationalen Niveau auf der ei -
nen und praxisnahe, angewandte Forschung, die auf ei -
nen frühen Transfer ausgerichtet ist, auf der andern. Die
Ausdifferenzierung sollte nicht als Konkurrenz, sondern
als komplementäre Aufgabenteilung verstanden werden.
Die BHH ist dabei angewiesen auf einen Typus Hochschul-
professor:in, der oder die mit Begeisterung lehrt, sich in-
teressiert für aktuelle Fragestellungen kooperierender Un-
ternehmen und seine/ihre Forschung ausrichtet an der
Transferierbarkeit in unserer organisatorischen Aufstel-
lung. Das geht nur mit viel Überzeugung und Identifikati-
on mit dem Modell, in dem die BHH wirkt. Wir haben
durch die Neugründung die Chance, dieses zu erreichen.

W.W.: Wie sind die Professuren ausgestattet? Gibt es
Stellen für wissenschaftliche und administrative Mit -
arbei ter*in nen und eine persönliche Ausstattung mit
Sachmitteln?

C.S.: In der Senatsdrucksache ist vorgesehen, dass die
BHH einen wissenschaftlichen Mittelbau errichtet. Das
ist ein ungewöhnliches Privileg. Die wissenschaftlichen
Mitarbeiter:innen werden nicht Professor:innen persön-
lich zugewiesen, sondern als Poollösung für gemeinsame
Projekte aufgebaut. Dies wird einhergehen mit der Ent-
wicklung einer Forschungsstrategie. Als Kanzler wünsch-
te ich mir natürlich deutlich mehr Ressourcen, vor allem
für den weiteren Aufbau von Forschung und Lehre. Wir
werden wichtige Teile dieser Aktivitäten durch Drittmit-
tel sicherstellen müssen.

W.W.: In dualen Studiengängen ist es normal, dass die
Studierenden aus dem betrieblichen Alltag kommen und
ihre Alltagserfahrungen, ihre Alltagsprozesse wissen-
schaftlich erklärt haben wollen. Sie wollen letztlich eine
wissenschaftsbasierte Handlungskompetenz erwerben.
Das ist schwieriger, als zunächst angenommen. Es setzt
vor allem entsprechende Verarbeitung und Wandlung
der praktischen Berufserfahrung ihrer Lehrenden voraus,
sodass diese Prozesse gelehrt werden können. Wenn
diese Anforderung von Interessent*innen vorhergesehen
wird, hält dieser Anspruch manche Interessent*innen
da von ab, sich auf solche Professuren zu bewerben.

C.S.: Das ist schwer festzustellen, da die Motive, sich
nicht als Professorin oder Professor an der BHH zu be-
werben, nur selten den Weg ins Präsidium machen. Wir
erkennen in der Praxis aber keine Überforderung bei der
Einbettung praktischer Fragestellungen in die aktuellen
wissenschaftlichen Erkenntnisse. Die Themen, die in
sog. Praxisvalidierungsarbeiten- oder Modulen in der
Hochschule bearbeitet werden, stellen eine sehr gute



32

HSW-Gespräch HSW

HSW 1+2/2022

Brücke zur Anwendung theoretischen Fachwissens und
aktueller wissenschaftlicher Erkenntnis dar. Themen wie
Nachhaltigkeit, Generationsverhalten, Produktverlage-
rungen und vieles mehr werden als aktuelle Herausfor-
derungen aus den Unternehmen und auch als Korrektiv
theoretischer Lösungsansätze genutzt. Die Studierenden
verifizieren dabei wissenschaftliche Erkenntnisse an
Ihren realen Problemen der Arbeitswelt. Das ist auch für
die Professorinnen und Professoren eine sehr spannende
Art der interaktiven und zuletzt wirkmächtigen Lehre.  

W.W.: Es besteht die Möglichkeit, dass Mitglieder von
Berufsschulen als Lehrkräfte für besondere Aufgaben an
die BHH wechseln können. Irgendwelche Vorbedingun-
gen werden nicht gestellt, absolvierte Weiterbildungen,
die sie auf die neue Aufgabe vorbereiten würden, sind
nicht vorgesehen. Dieser Typus von Lehrkraft ist ehemals
tatsächlich für besondere Aufgaben geschaffen worden,
nämlich Sprachkurse und Sportpraxis. Ungeachtet der
Debatte darum, ob das nicht eine gravierende Unter-
schätzung dieser Aufgaben darstellt – inzwischen wer-
den diese Kolleg*innen uneingeschränkt für Fachveran-
staltungen eingesetzt.
Und das mit einem Lehrdeputat von 24 SWS! Eine
schwer zu lösende Aufgabe, deren Alltag nicht im mudd-
ling through enden darf. Sind diese Lehrkräfte jemandem
unterstellt, der/die auch helfen kann?

C.S.: Das Modell der BHH integriert bereits zu einem
Anteil von 36 ECTS Lehr- und Prüfungsleistungen an den
Berufsschulen. Dies wird zumeist in Sonderklassen si-
chergestellt, in denen auf DQR 6 Niveau gelehrt wird.
Interessant, dass sich Studierende darüber beschweren,
schlechtere Noten zu bekommen als die Kolleg:innen an
parallelen Berufsschulklassen und dabei feststellen, dass
dort auf DQR 4 Niveau unterrichtet wird. Dies findet in
enger Abstimmung hinsichtlich der Inhalte und des er-
forderlichen Niveaus statt. Die Berufsschullehrer sind di-
daktisch hochqualifiziert. Es ist möglich, an der BHH
auch als Lehrkraft für besondere Aufgaben eingesetzt zu
werden. Dies wird aber eher die Ausnahme bleiben.

W.W.: Noch einmal: Das Studium an der BHH soll wis-
senschaftlich sein. Soweit die Veranstaltungen von den
Berufsschulen, oder an der BHH von Lehrkräften für be-
sondere Aufgaben übernommen werden, stellt sich die
Frage, wieso sie imstande sein sollen, plötzlich wissen-
schaftliche Lehre anzubieten, die mehr ist, als wissen-
schaftlich gewonnene Inhalte weiter zu geben. Sie sind
dafür nicht qualifiziert worden. Im Lehramtsstudium
zum Berufsschullehrer wird Forschen nicht gelernt. Sie
waren an keinen Forschungsprojekten beteiligt. Die Per-
sonen haben selbst i.d.R. keine Promotion als eigenes
Forschungsprojekt durchlaufen. Im Lehramtsstudium
teilt sich die Zeit in (meist) zwei Unterrichtsfächer als
Fachstudium, dazu kommt Fachdidaktik und das Ergän-
zungsstudium aus Pädagogik, Psychologie und Soziolo-
gie. Wie stellt die BHH bei diesen Anteilen des Studiums
wissenschaftliche Lehrveranstaltungen sicher?

C.S.: Diese Frage werden wir sicherlich auch in den jetzt
anlaufenden Akkreditierungen der BHH Studiengänge

gestellt bekommen. Wir sind für die Qualität des Studi-
ums an den für das Studium relevanten Lernorten ver-
antwortlich. Wenn wir sagen „das Beste aus drei Wel-
ten“, dann bedeutet das in diesem Sinne, theoretische
Absicherung von Praxisvalidierung (Unternehmen), star-
ke didaktische und praxisrelevante Wissensvermittlung
an den Berufsschulen auf erhöhtem Lernniveau und wis-
senschaftliches Arbeiten an der BHH. Hier sind wir
bemüht, eine hohe Quote der Lehrleistung durch Pro-
fessor:innen zu Lehrleistung des akademischen Mittel-
baus und externen Lehrbeauftragen im Verhältnis
60:20:20 sicher zu stellen.

IV. Administration
W.W.: Zwar soll Verwaltung staatlicher Einrichtungen
stabil, berechenbar und vergleichbar sein, aber Hoch-
schulen sind insofern etwas Besonderes, als dort zwei
Gruppen von Personen – die einen mit einer entspre-
chenden Verwaltungsausbildung und die anderen als
einflussreiche Personen ohne eine solche Ausbildung,
aber mit erheblichen Freiheitsgraden – die Professor*in -
nen (ich sage mal) zusammen kommen (und nicht auf-
einander treffen). An den Grenzen dieser beiden Grup-
pen können sich klassische Konflikte entwickeln. Beide
Seiten fühlen sich zeitweise völlig missverstanden, ja in
ihrer Aufgabe von der anderen Seite behindert und nicht
ernst genommen. Und Sie als Kanzler finden sich plötz-
lich mitten drin? Oder ist die BHH bisher von diesem en-
ergieverzehrenden Kräftemessen und Motivationsver-
schleiß verschont geblieben?

C.S.: Die öffentlichen Hochschulen in Deutschland ha -
ben einen vergleichbar hohen Autonomiegrad erreicht.
Die Freiheit von Forschung und Lehre ist ein hohes Gut
und – wie immer mit verfassungsmäßigen Rechten – be-
deutet ein hohes Maß an Verantwortung. Verantwor-
tung in der Wahl der Themen und in der Art und Weise,
wie diese Themen im Hochschulkontext umgesetzt wer-
den. Das Erfolgsmodell für Hochschulen ist das eng ab-
gestimmte Handeln aller verantwortlichen Personen in
Kenntnis der jeweiligen Handlungsmöglichkeiten und
der jeweiligen Handlungsrahmen.
Ich habe die Administration im Wissenschaftsbetrieb
immer als eine zentral integrierte Handlungseinheit – als
einen Teil des Maschinenraumes – verstanden, der je-
doch nur leistungsfähig sein kann, wenn die gesamte Or-
ganisation versteht, welcher Handlungsrahmen hier be-
achtet werden muss. Es ist für mich von strategischer
Relevanz, dass beide Seiten sich bei den wichtigen The-
men mitnehmen und Interesse füreinander zeigen. An
der BHH widmen wir uns mit viel Zeit diesem Thema des
übergreifenden Zusammenhaltes. Das geht bei kleinen
Einheiten besser, ist aber in Zeiten konstanter Überla-
stung auch eine große Herausforderung, der sich das
Präsidium stellt.

V. Trägerschaft
W.W.: Im Gründungsprozess der BHH gibt es einige Wei-
chenstellungen, die den externen Beobachter irritieren
und skeptisch stimmen. Es ist bei der Gründung einer
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Hochschule höchst ungewöhnlich, dass als zuständiger
Kontakt allein die Behörde für Schule und Berufsbildung
vorgesehen wird. Denn es handelt sich um eine Hoch-
schulgründung. Da müsste doch die Wissenschaftsbe -
hörde mindestens gleichberechtigt beteiligt sein.

C.S.: Die Gründung der BHH ist in enger Abstimmung
zwischen BSB und BWFGB möglich gemacht worden.
Wie bereits gesagt, ist die treibende Kraft dabei die Bil-
dungsseite. Es war zuvor nicht möglich, das BHH Modell
in den bestehenden organisatorischen Rahmenbedin-
gungen in Hamburg zu realisieren. Warum es schwer
fällt, in bestehenden Hochschulstrukturen duale oder
sogar triale Bildungsgänge zu etablieren, ist ein Kapitel
für sich. Die Begleitung der BHH durch die Wissen-
schaftsseite ist wichtige Voraussetzung für den Erfolg der
BHH in ihrem Verständnis, Brücken zu bauen zwischen
beruflicher und akademischer Bildung. Das ist auch in
Gesprächen mit Vertretern des Wissenschaftsrates deut-
lich geworden. Wir arbeiten an dieser Verknüpfung.

W.W.: Die Verwunderung wird noch verstärkt durch die
Ziel- und Leistungsvereinbarung mit der Behörde für
Schule und Berufsbildung (BSB), die die Gründungspha-
se im Zeitraum vom 01.12.2020 bis zum 31.12.2021 ab-
deckt.1 In der Ankündigung heißt es: In diesem Doku-
ment wird der verbindliche Rahmen vereinbart, inner-
halb dessen die Freie und Hansestadt Hamburg, vertre-
ten durch die BSB, ihre Träger- und Zuwendungsgeber-
verantwortung wahrnimmt und das Aufgabenspektrum
der BHH unter Beachtung der für Hochschulen vorgese-
henen Eigenständigkeit gemäß Artikel 5 Absatz 3 GG
dokumentiert. Alles, was dort nicht abgedeckt ist, un-
terliegt staatlicher Weisung durch die Schulbehörde.
Das betrifft nahezu alle Strukturen der Studiengänge,
der curricularen Inhalte – etwa in Modulhandbüchern –
und der Prüfungen, vermutlich sogar noch mehr. Das ist
durch Gerichtsurteile ausbuchstabiert und ergab weni-
ger Wissenschaftsfreiheit, als von den professoralen Klä-
gern angenommen.

C.S.: Die ZLV für die BHH regelt die gemeinsamen Ziele
beim Aufbau der BHH. Diese ergeben sich zu wesentli-
chen Teilen bereits aus der Senatsdrucksache zur Grün-
dung der BHH. Grundlage allen Handelns ist das Aner-
kenntnis der BHH als Hochschule nach dem HmbHG mit
allen Rechten und Pflichten, die auch verfassungsmäßig
über Art. 5 Absatz 3 GG verankert sind. Es ist nach mei-
ner Wahrnehmung keine Einschränkung der Hochschul-
autonomie, sich im Interesse von Studierenden eng zu
verzahnen mit dem berufsbildenden Bereich und Unter-
nehmen. Hochschulen und Universitäten sind seit lan-
gem nicht mehr zu reduzieren auf den Elfenbeinturm, in
dem Forschung und Lehre praxisfern ein Eigenleben
führen. Das Hochschulsystem ist so differenziert, dass
Praxisverzahnung integraler Bestandteil einer modernen
Hochschule sein sollte.
Die BHH hat sich vorgenommen, attraktive Bildungsgän-
ge zu ermöglichen, die sowohl im Regelungskontext des
Schulrechtes, als auch im Regelungskontext des Hoch-
schulrechtes möglich sind. Das ist ein rechtlich an-
spruchsvolles Vorhaben, aber auch und gerade eine Her-

ausforderung für die Menschen, die in diesen unter-
schiedlichen Systemen sozialisiert sind. Wir versuchen,
dem zu begegnen mit dem Leitbild „auf Augenhöhe
agieren“ und haben damit nach meiner Wahrnehmung
auch Erfolg. 

W.W.: In der Vereinbarung heißt es überdies: Die BHH
unterliegt der Rechtsaufsicht der Behörde für Schule und
Berufsbildung (BSB).

C.S.: Das ist allgemeines Hochschulrecht. Die Hochschu-
len in Hamburg sind autonom in ihrer internen Organi-
sation und insoweit unabhängig in der Gestaltung von
Studium und Lehre. Sie können dieses jedoch nur im
Rahmen des geltenden Rechts ausgestalten und unter-
liegen insoweit der Rechts- wohlgemerkt nicht der Fach-
aufsicht.

W.W.: Bis zum 31.12.2020 war die BHH wirtschaftlich
dem Hamburger Institut für Berufliche Bildung (HIBB)
als Organisationseinheit zugeordnet…

C.S.: Ich kenne keine Hochschule in Deutschland, die
von der politischen Entscheidung bis zur Aufnahme des
Betriebes 1 1/5 Jahre gebraucht hat. Ich spreche immer
davon, dass „Geschwindigkeit“ in die DNA der BHH ein-
gebaut ist. Wir können das was wir machen nur erfolg-
reich umsetzen, wenn wir dabei auch schnell sind. Das
Gründungsjahr 2020 wäre nicht erfolgreich gewesen,
wenn wir nicht wirtschaftlich im Wirtschaftsplan des
HIBB als Landesbetrieb geführt und dort abgesichert
worden wären. In diesem Jahr haben wir die eigene Ad-
ministration aufgebaut, unseren eigenen SAP Buchungs-
kreis geschaffen und alle notwendigen Verwaltungsab-
läufe etabliert. So konnten wir im Jahre 2021 unsere
Eröffnungsbilanz absichern und finalisieren Anfang 2022
den ersten Jahresabschluss. All diese Aktivitäten natür-
lich bei vollständiger Entscheidungsunabhängigkeit und
Verantwortung der Hochschule. Wir haben dabei zeit-
gleich die Akquise von Unternehmenspartnern und Stu-
dierenden, den Aufbau des Lehrpersonals und den Be-
ginn des Studiums abgesichert. Auf die Umsetzung die-
ser vielen Schritte sind wir schon etwas stolz.

W.W.: In der Selbstbeschreibung der Behörde für Wissen-
schaft, Forschung, Gleichstellung und Bezirke (BWFGB)
steht, sie sei die ministerielle Verwaltungsbehörde für alle
staatlichen bzw. öffentlich geförderten Einrichtungen in
Wissenschaft und Forschung. Das trifft offensichtlich nicht
(mehr) zu. Eine Federführung durch die Behörde für Schu-
le und Berufsbildung (BSB) in einer Partnerschaft mit der
BWFGB wäre denkbar – eine Unterstellung unter die BSB
bis hin zur Rechtsaufsicht scheint für eine Hochschule
aber zu weit zu gehen. Und eine gänzliche Nicht-Beteili-
gung der BWFGB – wie zurzeit geregelt – schwächt die
Neugründung als Hochschule unnötig.

C.S.: Die Rollenverteilung ist anspruchsvoll und funktio-
niert nur, wenn die Leitungsebene auf ministerieller
Ebene sich eng abstimmt und gemeinsame Ziele ver-

1 https://bhh.hamburg.de/gruendung-der-bhh/
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folgt. Das ist im Falle der BHH der Fall. So sehe ich kein
Problem damit, dass die BHH sich als öffentliche Hoch-
schule etabliert und im Aufbau durch die BSB hinsicht-
lich der Ressourcen, aber auch hinsichtlich der Weiter-
entwicklung der Hochschule unterstützt wird. Wir brau-
chen diese Unterstützung zur Absicherung der Rollen-
verteilung in der studienintegrierten Ausbildung. Wich-
tige Themen im Hochschulbereich erfordern auch die
Unterstützung und Begleitung durch die BWFGB. Dies
sind Themen der Novellierung des Hochschulrechts,
hochschulspezifische gesamtstaatliche Themen oder die
Vertretung der Anliegen der BHH im außerhamburgi-
schen Wissenschaftsumfeld. So eine durch den Senat
vorgenommene Aufgabenzuweisung funktioniert wahr-
scheinlich vor allem in einem Stadtstaat. Hier sind die
Wege und Abstimmungen kürzer. Themen werden auf
direktem Wege angesprochen und gelöst. 

VI. Lehre und Studium
W.W.: Die drei Lernorte Betrieb, Berufsschule und Hoch-
schule sollen sich curricular verzahnen. Das ist ein attrak-
tives Ziel. Wie sieht denn die Verzahnung aus? Die Hoch-
schule ist zumindest verantwortlich dafür, dass das Bache-
lor-Studium und der Bachelor-Abschluss wissenschaftli-
chen und praxisbezogenen Standards entsprechen.

C.S.: Wir erleben oft, dass im Laufe einer Bildungsbio-
graphie, gerade bei atypischen Verläufen, Themen dop-
pelt und dreifach abgefordert werden. Das beste Bei-
spiel ist der Fachabiturient, der Rechnungswesen in der
Schule, in der Ausbildung als Berufsschüler und dann
noch einmal als Student an einer Hochschule lernen
muss. Das ist plakativ formuliert, und natürlich gibt es
mittlerweile Anerkennungsverfahren. Dennoch steckt
ein tieferer Sinn hinter diesem Beispiel. Lernorte in einer
Bildungskarriere leiden oftmals an einer fehlenden Ab-
stimmung. Das führt zu Ressourcenverschwendung,
Zeitverlust und – m.E. ist das am schlimmsten – zu Frust
bei den Betroffenen. Die BHH will diesem Problem ent-
gegenwirken und arbeitsteilig an den drei Lernorten vor-
gehen. Um mit den Worten einer Studierenden an der
BHH zu reden: „Wir beginnen den Satz in der Berufs-
schule und beenden ihn an der Hochschule“.
Praktisch ist das eine große Herausforderung. Mit viel
Mü he stimmen wir daher die Curricula, die Zeiten und
die Orte, an denen gelehrt wird, miteinander ab und
sind be müht, dass jeder an der Vernetzung Beteiligte
profitiert.

W.W.: Die drei Lernorte Betrieb, Berufsschule und Hoch-
schule sollen ihre Leistungen gegenseitig anerkennen.
Was heißt das real? Wer ist verantwortlich für die drei
Lernorte Betrieb, Berufsschule und Hochschule? Es soll
ja ein gemeinsames Ergebnis erreicht werden. Oder gibt
es getrennte Verantwortlichkeiten? Sind die Lernorte
wechselseitig autonom? Ist die Anerkennung wechsel-
seitig automatisch gegeben oder wird sie gesondert fest-
gestellt? Sind beide Seiten zu einvernehmlichen Lösun-
gen verpflichtet, haben also faktisch ein wechselseitiges
Vetorecht? Was passiert, wenn z.B. die Hochschulseite
zu dem Schluss kommt, dass die Beiträge der Berufs-

schule zu einem Hochschulstudium nicht ausreichen?
Oder werden diese Beiträge der Berufsschule nur auf der
Seite der beruflichen Ausbildung mit ihrem Abschluss
verrechnet?

C.S.: Wir sprechen im klassischen Modell der studienin-
tegrierten Ausbildung nicht von Anerkennung. Viel-
mehr wird die Lehr- und Prüfungsleistung von dem je-
weiligen Lernort erbracht. Die BHH hat dabei die Ge-
samtverantwortung und ist vor allem zuständig für die
Qualitätssicherung. Sonst würden die Studiengänge
nicht akkreditiert werden. Im Extremfall bedeutet dies,
dass die BHH eine Teilleistung an einer Berufsschule
nicht akzeptieren kann und in unserem Kooperations-
verhältnis Lösungen gefunden werden müssen, damit
diesem Umstand abgeholfen wird. Diese Situation wer-
den wir m.E. bereits dadurch vermeiden, dass wir uns
im Vorfeld eng abstimmen und dabei sicherstellen, dass
das erforderliche Niveau der Lehre und der Prüfungs -
leis tungen sichergestellt ist.
Es ist uns gelungen, bei der Vernetzung von Lehrleistun-
gen auch in die andere Richtung zu arbeiten. Die durch
die BHH erbrachte Lehrleistung wird in einigen Berei-
chen von den Berufsschulen – in diesem Falle aufgrund
des Schulrechtes – anerkannt. Sie können daran erken-
nen, dass wir durch Verzahnung auch die Studierbarkeit
der Studiengänge an der BHH sicherstellen wollen.

W.W.: Wie – und an welchen Merkmalen prüfbar – sichert
die Hochschule die Wissenschaftlichkeit des Studiums?

C.S.: Da sehe ich vor allem die interne Qualitätssiche-
rung und die Akkreditierung. Beides läuft an und beides
sind Eckpfeiler der Qualitätssicherung, dass die BHH ein
wissenschaftliches Studium anbietet.
Zudem sind wir sehr daran interessiert, dass die Bil-
dungsinnovation wissenschaftlich und empirisch beglei-
tet wird. Es stellen sich viele Fragen im Aufbau des BHH
Modells, dass wir über rein persönliche Evidenzen hin-
aus abgesicherte, faktenbasierte Untersuchungsergeb-
nisse brauchen. Daher wird der Aufbauprozess auch
durch ein wissenschaftliches Begleitprojekt, „triales
Qua litätsmanagement“ im InnoVET Projektrahmen des
BMBF drittmittelfinanziert begleitet.

W.W.: Wer ist für die Akkreditierung der BHH-Studi-
engänge zuständig?

C.S.: Wir haben den Ausschreibungsprozess abgeschlos-
sen und den ersten Durchlauf in drei Clusterakkreditie-
rungen an die evalag aus Baden-Württemberg vergeben.
Wir hoffen, die Begehungen Ende diesen oder Anfang
des kommenden Jahres möglich zu machen.

VII. Forschung und Entwicklung
W.W.: Wie an anderer Stelle schon angedeutet: Die
Hochschule müsste sichern, dass zumindest die Profes-
sor*innen – evtl. nach Jahren in der Berufspraxis frisch in
die Professur berufen – sich wieder in Forschung hinein-
finden können und umgekehrt forschungsbezogene
Lernprozesse bei den Studierenden zu organisieren. Das
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bedingt Weiterbildung und Zeit zum Lernen. Steht bei-
des zur Verfügung?

C.S.: Da bin ich als Kanzler gefragt, und da würde ich
gerne das Füllhorn von Deputatsentlastungen und Aus-
stattungsmitteln öffnen können. Leider kann ich da ge-
genwärtig nur sehr beschränkt Hoffnung machen. Wir
sind in der Aufbauphase für den Aufbau der Hochschule
mit hinreichenden Deputatsentlastungen ausgestattet.
Die weitere Entwicklung der BHH wird zeigen, inwie-
weit wir auch nach der Aufbauphase hinreichend Res-
sourcen für Forschungsaktivitäten zur Verfügung stellen
können. Das ist nicht nur von der Grund- sondern auch
und vor allem von der Drittmittelförderung abhängig.
Dies wird für uns als Hochschule Angewandter Wissen-
schaften und der damit verbundenen hohen Deputats-
last nicht leicht fallen.

W.W.: Der Aufbau einer Hochschulverwaltungseinheit
als Science Support Center kann perspektivisch die For-
schung professionalisieren. Eine solche Einheit sollte
Kompetenzen in den Bereichen Marketing, Datenma -
nagement, Forschungsrecht (u.a. Forschungsvertrags -
management, Drittmittelanzeigen, Steuerfragen in Auf-
trags- und Drittmittelforschung) und Forschungsförde-
rung einschließlich einer leistungsbezogenen und dritt-
mittelorientierten internen Auftrags- und Mittelvergabe
be rücksichtigen. (S. 14)

C.S.: Ich bin sehr froh, dass es uns gelungen ist, eine
leis tungsfähige Administration aufzubauen. Ohne die
Menschen, die sich auf diesen Aufbau eingelassen ha -
ben, wäre das, was geschaffen wurde, nicht möglich ge-
wesen. Dabei müssen wir realistisch bleiben. Es bleibt
eine kleine Administration. Wir werden dem breiten
Spektrum der Anforderungen nur gerecht werden, wenn
wir uns bei komplexen Themen zusammenschließen.
Das ist schnell gesagt und viel schwerer umgesetzt. In
der Personalnot an allen Hochschulen ist es nicht ein-
fach, gemeinsame Ansätze des „shared service“ umzu-
setzen. Wir suchen uns dafür die passenden Partner.
Diese können in den Hochschulen, in der Schul- oder
allgemeinen Verwaltung liegen, oder auch gemeinsam
mit Kooperationsunternehmen umgesetzt werden. Ein
schönes Beispiel dafür ist die Bibliothek. Wir erreichten
diese in Kooperation mit der SUB in Hamburg und schaf-
fen damit eine Kooperation über Behördengrenzen hin-
weg, die dann auch noch der Berufsschulwelt am Stand -
ort zugutekommt.

VIII. Resümee?
W.W.: Man könnte zu dem Schluss kommen, dass das
Ziel dieser Hochschulgründung darin besteht, eine hoch-
wertige Berufsausbildung mit dem Bachelorgrad zu been-
den und die Ausbildungsstätte nicht bei den Kammern
anzusiedeln, sondern an einer staatlichen Hochschule.
Diese Hochschule endet mit dem Bachelor. Master-Studi-
engänge und Promotionsrecht sind nicht vorgesehen.
Ihre Lehrenden haben das Recht zur Forschung. Aber die
Lehrbelastung ist hoch. Bei einem Lehrdeputat von 18
SWS, das allenfalls während der Laufzeit von FuE-Pro-

jekten abgesenkt werden kann (üblich sind dann 16, 14,
12 SWS), bleiben immer noch mindestens 6 doppelstün-
dige Veranstaltungen pro Woche. Dazu kommt, pro Ver-
anstaltung eine Klausur zu stellen und sie zu bewerten,
dann die Betreuung und vor allem Bewertung der Ba-
chelor-Abschlussarbeiten sowie die Abnahme der
mündlichen Examina. Im Ergebnis bleibt nur minimal
Zeit für eigene FuE-Aktivitäten. Gibt es da Lösungen?

C.S.: Das ist nicht so einfach. Die BHH will explizit nicht
eine berufschulische Ausbildung durch einen staatlichen
Hochschulabschluss veredeln. Denken Sie etwas weiter
und fokussieren Sie nicht nur auf die üblichen Kampf -
themen: Deputatsausstattung an HAWs vs. Unis und
Ressourcen der Grundfinanzierung für FuE Aktivitäten.
Das sind wichtige Themen und sie werden im weiteren
Aufbau der BHH – auch im Hinblick auf die Entwicklung
der Studierendenzahlen – und dem Bedarf der Unter-
nehmen diskutiert und ggf. auch erstritten werden müs-
sen. Wir werden im Aufbau den gewollten Mittelbau
etablieren und Forschung auch personell unterstützen.
Ich möchte Sie aber mitnehmen auf eine andere Per-
spektive an dieses Modell und damit vielleicht etwas
heraus kommen aus den Schlachtformationen der ver-
gangenen Jahre bei dem Kampf um die Ausstattung
von HAWs.
Das Modell der studienintegrierten Ausbildung an der
BHH kann – auch aus der Studierendensicht – als eine
ideale Arbeitsteilung verstanden werden. Wir nehmen
die Ressourcen und Fähigkeiten aus der Ausbildung
(inkl. Ausbildungsvergütung), der vorhandenen Res-
sourcen der Berufsschulen und der jetzt neuen Ressour-
cen der BHH für einen integrierten Ansatz. Sie schaffen
den Zugang zu zwei Abschlüssen mit einer verhältnis-
mäßig angemessenen Menge an zusätzlichen Ressour-
cen. Dabei werten sie den Bachelor auf, da er praxisnah
erworben wird und stärken die Ausbildung, da sie at-
traktiv wird für junge Menschen mit Hochschulzugangs-
berechtigung.
Zum Abschluss möchte ich noch eine Lanze brechen für
Hochschul- oder Studienmodelle, die sich gezielt aus-
richten an den Bedarfen von jungen Menschen, die sich
praxisnah akademisch qualifizieren wollen und Unter-
nehmen, die ein Interesse haben, diese Studierenden
bei sich im Unternehmen zu integrieren. Es gibt durch-
aus Beispiele, wo eine gewollte Öffnung nicht erfolg-
reich gewesen ist. Nach dem ersten Weltkrieg hat der
Hamburgische Senat – erstmals mehrheitlich geführt von
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten – die Uni-
versität Hamburg gegründet. Damals sollte eine Bil-
dungsstätte geschaffen werden, die anders als die alte
Ordinarienuniversität sich öffnet für alle Schichten der
Gesellschaft. Das ist nach der Gründung umgehend
zurück gedreht worden und die UHH hat sich klassisch
formatiert. Heute geht es darum, die Hochschulen zu
öffnen für die Interessen der Studierenden an Praxisrele-
vanz und den Qualifizierungsinteressen der Unterneh-
men. Hochschulen müssen sich öffnen, um den immer
noch bestehenden schichtenspezifisch begrenzten Zu-
gang zu höherer Bildung mit attraktiven Kooperations-
modellen zu überwinden. Ich hoffe sehr, dass die BHH
mit der Brücke zwischen beruflicher Bildung und Hoch-
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schulbildung einen innovativen Beitrag für die weitere
Entwicklung der deutschen Hochschullandschaft in die-
sem Sinne leistet.

W.W.: Herr Scherf, ich freue mich, dass Sie sich dieser
schwierigen, aber äußerst reizvollen Aufgabe gestellt
haben. Ich wünsche Ihnen viel Erfolg! Und ich danke
Ihnen natürlich, dass Sie sich zu diesem ausgedehnten
Gespräch bereitgefunden haben.

Bestellung – E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 
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Im UVW erhältlich:

Die Studieneingangsphase gilt als beson-
ders kritisch: Der Peak der Studienabbruch-
zahlen findet sich in den ersten beiden
Hochschulse mes tern. Schon seit langem
werden zu hohe Abbruchquoten beklagt. 
Die sozial- und erziehungswissenschaftliche
sowie psychologische Forschung kann mit
einer soliden Bandbreite an Theorien und
empirischen Befunden zu Prädiktoren von
Studienerfolg und -abbruch aufwarten,
doch stehen diese meist disparat nebenei -
nander. 
Die vorliegende Arbeit hat sich daher über
den bloßen Vergleich der verschiedenen
Perspektiven hinaus deren Integration zu
einem Prozessmodell des Studieneinstiegs
zum Ziel gemacht, welches detaillierte Ein-
blicke auf Mikroebene bietet. Wie das em-
pirisch bewährte Erlebens-Orientierte-Stu-
dieneinstiegs-Modell (EOS-Modell) die
präventive Förderdiagnostik an Hochschu-
len inspirieren kann und welche prakti-
schen Implikationen es für die Betreuung
Studierender bietet, wird nicht nur disku-
tiert, sondern anhand einer Pilotstudie pla-
stisch veranschaulicht.

Pascale Stephanie Petri

Neue Erkenntnisse zu Studienerfolg und Studienabbruch
Einblicke in die Studieneingangsphase

ISBN 978-3-946017-23-3, Bielefeld 2021, 
272 Seiten, 43.90 Euro zzgl. Versand
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„Das Hochschulwesen“ stellt eine ganz besondere, refe-
rierte Fachzeitschrift dar, die Theorie, Empirie, Program-
matik, Entwicklung und alltägliche Praxis um Hochschu-
len und Wissenschaftsentwicklung als Gegenstand ver-
eint. Der Untertitel „Forum für Hochschulforschung, 
-praxis und -politik“ kennzeichnet das einzulösende und
seit Jahrzehnten regelmäßig eingelöste Programm. 1953
in Berlin (Ost) gegründet, spiegelt eine solche Zeitschrift
in dieser Zeitspanne die wechselvolle deutsche Nach-
kriegsgeschichte in ihrem Themenfeld. Darauf wird
nachfolgend auch näher eingegangen. 
In dieser Zeit hat sie sich mit ihrem (seit 1991) zweimo-
natlichen Erscheinen als verlässliches Dialogfeld der mit
„Hochschulforschung, -praxis und -politik“ Befassten er-
wiesen. Das generelle Ziel solcher Fachzeitschriften
(auch der übrigen des UVW) besteht nicht nur darin, Er-
kenntnisfortschritt wiederzugeben, sondern in ihrer Er-
weiterung hinein in Praxis und Politik auch den prakti-
schen Fortschritt im eigenen Themenfeld, also wissen-
schaftsbasierte Reformen zu befördern. Die Jahrgänge
spiegeln die Entwicklungsthemen wider. Die Erschei-
nungsweise erlaubt es, mit einem gewissen Abstand,
aber nach wie vor hoher Aktualität die Entwicklungen
reflektiert zu begleiten, manchmal auch direkt zu beein-
flussen. Sie bildet nicht nur einen Ort, „an dem man mal
publiziert haben muss“, sondern die Beiträge nehmen
aufeinander Bezug, soweit die Thematik dies hergibt.
Dies wird durch die Art ihrer Öffentlichkeit noch erleich-
tert: Als von „Open Access“ noch keine Rede war, hat
der Verlag bereits alle Ausgaben nach einer Frist offen
ins Internet gestellt. Das war umso leichter möglich, als
eine solche Zeitschrift wirtschaftlich auf ihren Abonne-
ments basiert und Einzelkäufe von Ausgaben eher die

Ausnahme bilden – denn kontinuierliche Information
macht in diesem Dialog besonders Sinn.

1. Gegenwart
Die Zeitschrift Das Hochschulwesen (ein etwas alter-
tümlicher, aber längst zum Markenzeichen gewordener
Titel) erscheint nun im 70. Jahrgang. Sie ist damit die äl-
teste existierende deutschsprachige wissenschaftliche
Fachzeitschrift über den Hochschulbereich, die sich kon-
tinuierlich und generalistisch mit Wissenschaft, mit
Hochschulen und deren Entwicklung befasst. In ihrer
wechselvollen Geschichte hat die Zeitschrift bisher vier
existentielle Krisen überwunden, jeweils gefolgt von
einem erfolgreichen Neuanfang (s.u.). 
Anders als eher magazinartig aufgemachte Medien mit
Kurzartikeln nimmt sie sich noch die Zeit, in sechs Heften
pro Jahr jeweils fünf Aufsätze von 6-10 Druckseiten zu
publizieren – ein Umfang, der einerseits auf der Seite der
Autorinnen und Autoren noch differenzierte Entfaltung
eines Themas und sorgfältige Information zulässt, ande-
rerseits auf der Seite der informationsüberfluteten und
zeitknappen Leserinnen und Leser ein noch gut bewältig-
bares Volumen anbietet. Die Aufsätze kommen nicht aus
zweiter oder dritter Hand – sie sind von den Akteuren
(Fachautor*innen) selbst geschrieben und gehen auf For-
schung bzw. breite Erfahrung zurück. Durch ein strenges
System doppelter Begutachtung und weitere, konstrukti-
ve Betreuung wird ein hohes Niveau der Beiträge ge-
währleistet. Eingereichte, substanzreiche Beiträge wer-
den mit dem Ziel beraten, sie publizieren zu können.
Wenn nötig und möglich, werden Beiträge an die be-
nachbarten Zeitschriften des UVW-Verlages verwiesen. 

Deutschlands älteste Hochschul-Fachzeitschrift
Das Hochschulwesen wird 70 Jahre jung!

Wie hat eine Fachzeitschrift in der heutigen Medienlandschaft 
so lange Bestand?

Das Hochschulwesen, (a German scholarly journal on subjects of higher education) is nearing its 70th anniversary.
Founded in 1953, in East Berlin, it served originally as the East German (DDR's), Ministry of Education and 
Science's instrument.
The following article seeks to illustrate the conditions in which the journal survived these seven decades of 
change in German history (reunification, internationalization of business relations), and to highlight the special
merits of this publication to secure its survival. After four new starts, eventually a new home was found with the
UniversitaetsVerlagWebler.

Ju b i l äum HSW
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Dieses Informationsangebot wird von unserer Leserschaft
– zahlreichen Hochschulleitungen, Wissenschaftsminis -
terien, Wissenschafts(förder)organisationen, Wissen-
schaftsausschüssen der Landtage, Hochschulbibliothe-
ken, in vielen Fachbereichen und von vielen individuellen
Hochschullehrer*innen, Mittelbau-Angehörigen und Stu-
dierenden-Vertretungen sowie ausländischen Kolleg*in -
nen außerordentlich geschätzt, wie Umfragen in der Le-
serschaft ergeben haben. Selbst vielbeschäftigte Rekto-
ren bzw. Präsident*innen geben an, in jedem Heft 2-4
Aufsätze lesen zu wollen und 1-3 tatsächlich zu lesen. In
Norwegen ist das HSW eine offiziell akkreditierte Zeit-
schrift, in der Autor*innen durch Beiträge „credits” für
Einkommen und Karriere erwerben können. Insofern ist
sie als Fachzeitschrift, die üblicherweise nur von einem
sehr eingeschränkten Kreis von Fachleuten gelesen wird,
in ihren Bezugsgruppen hervorragend platziert.

2. Geschichte
2.1 Wichtige 37 Jahre in der DDR
Begonnen hat die Geschichte der Zeitschrift 1953 in der
DDR. „Das Hochschulwesen (HSW)“ war das offiziöse
Organ des DDR-Ministeriums für Hoch- und Fachschul-
wesen (vor der Vereinigung dann: des Ministeriums für
Bildung und Wissenschaft der Deutschen Demokrati-
schen Republik) und erschien dort im Deutschen Verlag
der Wissenschaften, (Ost-)Berlin, Friedrichstraße. Sie
wurde durch ein verhältnismäßig unabhängig agierendes
9-köpfiges Redaktionskollegium des Verlags gestaltet
(Stand 1990). Ihm gehörten zu jener Zeit an: Klaus Däu-
michen, Max Heidler (Vorsitzender), Eberhard Hoyer,
Annelore Klose-Berger, Siegfried Kiel, Karl Knopke,
Franz Lichtenecker, Gerhard Roger, Hans-Jürgen Schulz.
Das Hochschulwesen informierte als Monatsschrift sehr
sachbezogen über Entwicklungen im Bildungswesen der
DDR sowie – und das machte sie auch im westlichen
Ausland bekannt und besonders interessant – in vielen
gut informierten Beiträgen über Hochschulentwicklun-
gen in den sozialistischen „Bruderstaaten“ der DDR. Das
waren wertvolle Horizonterweiterungen für westliche
Hochschulforscher und -planer. Der spätere geschäfts-
führende Herausgeber und heutige Verleger hatte mit
dieser Zeitschrift im Rahmen von Forschung und Pla-
nung schon seit 1972 an der Universität Heidelberg ge-
arbeitet. Besonders für westliche Hochschuldidaktiker
reizvoll war darüber hinaus eine regelmäßige Sparte
bzw. Einlage in die Zeitschrift „Aus Theorie und Praxis
der Hochschulpädagogik“ mit sehr qualifizierten Beiträ-
gen. So etwas wäre zu jener Zeit in der alten Bundesre-
publik mangels Identifikation mit dem Thema in einer
staatsnahen, auflagenstarken Zeitschrift mit hoher Ver-
breitung in den Hochschulen noch undenkbar gewesen.
Hierunter fielen Beiträge zur Didaktik der Lehre ebenso
wie zu curricularen Entwicklungen, aber auch allgemei-
ne bildungssoziologische und speziell die Studierenden
betreffende Forschungen. 
Nach 1989 spiegelten die Themen der Artikel (wenig
überraschend) den informationellen Nachholbedarf der
Leserschaft in der DDR und in den weiteren Staaten des
Ostens über die Verhältnisse in den westlichen Hoch-
schulsystemen, vor allem der alten Bundesrepublik –

Beiträge, die lange Zeit so umfassend informiert (insbe-
sondere von westlichen Autoren geschrieben) nicht er-
scheinen konnten. Weiter berichteten sie über Entwick-
lungen, die in dieser Form an den DDR-Hochschulen un-
bekannt gewesen waren (z.B. studentische Tutoren) sowie
typische Themen einer Vereinigung z.T. sehr differenter
Hochschulsysteme. Beispiele: „Grundsätze zur Vergabe
eines Hochschulgrades in der BRD und Berlin (West)”
oder „Zum Zusammenwachsen deutscher Hochschulen
im Rahmen der deutschen Einigung”. Es war auch auffal-
lend, wie stark bereits direkt nach der Grenzöffnung west-
liche Autor*innen zu Beiträgen eingeladen wurden und
sich in dieser Zeitschrift zu engagieren begannen.
Bis 1990 wurde „Das Hochschulwesen“ mit etwa 1.000
Exemplaren an den Hochschulen der DDR gelesen und
mit weiteren etwa 1.000 Exemplaren in die sozialisti-
schen Staaten exportiert. Mit dem Zusammenbruch der
traditionellen Verteilungsstrukturen in diesen Staaten
war diese Verbreitung abrupt beendet, denn dort gab es
für diese Zwecke nur eine einzige Kontaktstelle nach
außen. Von dort wurde die Binnenverteilung vorgenom-
men – der Verlag hatte keine Kenntnis der jeweiligen
weiteren inländischen Verteilung bzw. der Empfänger.

2.2 Wendezeit und gesamtdeutsche Funktionen
2.2.1 Deutsche Vereinigung: Inhaltliche Brücke mit ge-
samtdeutscher Funktion
In diesen Jahren spiegeln die Aufsätze natürlich die neue
Situation. An ihnen lassen sich die Entwicklungsstadien
der Vereinigung der Wissenschaftssysteme ablesen –
Prozesse, die sich vielfach überlagern: a) Kennenlernen
neuer Rahmenbedingungen, b) Überprüfung der existie-
renden Strukturen und des Bestandes mit den vier alter-
nativen Konsequenzen: Entweder Bestätigung oder
Wandlung oder Abwickelung und Neuaufbau, c) Be-
schreibung und Einordnung der neuen Entwicklungspro-
zesse, d) Beginn der Aufarbeitung der Vergangenheit, e)
kritische Analyse und Begleitung des Übergangsprozes-
ses. Das Hochschulwesen widmete Anfang 1994 zwei
seiner Ausgaben explizit der Frage „Abbrüche und
Neuanfänge – Vertane Chancen für die Wissenschaft bei
der deutschen Einigung?”
Die Themen der einzelnen Aufsätze zeigen, was in jenen
Jahren die Hochschulpolitik und Hochschulmitglieder
umtreibt. Das Hochschulwesen (HSW) hat auf diese
Weise den deutschen Vereinigungsprozess mit zahlrei-
chen Artikeln aus West- und Ostsicht intensiv dokumen-
tiert, analysiert, kommentiert, kritisiert.

2.2.2 Wirtschaftliches Überleben und variiertes Konzept
Der zweite Neuanfang wurde nötig, als nach der deut-
schen Vereinigung mit der Bildung der fünf neuen Bun-
desländer das zentrale Ministerium der DDR Ende 1990
aufgelöst wurde und damit Anlass, Herausgeber und
Subvention der Zeitschrift entfielen. Die bisherige wirt-
schaftliche Basis der Zeitschrift existierte nicht mehr. Der
westdeutsche Hermann Luchterhand Verlag, Neuwied
erwarb die Rechte (zusammen mit einem Bündel ande-
rer Zeitschriften in ähnlicher Lage), übernahm (!) die von
Max Heidler geleitete (nur wenig verkleinerte) Kernre-
daktion in (Ost-)Berlin, stellte auf 2-monatiges Erschei-
nen um und war Anfang 1991 mit der Klärung der Per-
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spektiven und eines Konzepts beschäftigt. Da wandte
sich Wolff-Dietrich Webler, als Hochschulforscher und
Bundesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft für Hoch-
schuldidaktik e.V. (AHD) von Hochschulpädagogen der
DDR auf das Problem aufmerksam gemacht, an den
Luchterhand Verlag und unterbreitete ein inhaltliches
und organisatorisches Konzept zur Fortführung sowie
zusätzlich einen Vorschlag zur Kooperation mit der
AHD. Diese Verbindung bot sich an, denn die AHD
suchte für ihre Mitgliederzeitschrift „Hochschulausbil-
dung. Zeitschrift für Hochschulforschung und Hoch-
schuldidaktik” einen neuen Verlag. Gleichzeitig ging es
noch darum, einen internen Konflikt in der AHD zu
lösen. Der Vorsitzende vertrat ein anderes Konzept als
ein Teil seiner Vorgänger: Der Titel: Zeitschrift für Hoch-
schulforschung und Hochschuldidaktik signalisierte eine
Trennung von beiden Gebieten, während die jetzt ver-
tretene Position die Hochschuldidaktik in Theorie und
Empirie als Teil der Hochschulforschung sah.
Nach wenigen Verhandlungsrunden zwischen Webler
und dem Verlagsleiter Holger Knudsen war ein Ergebnis
erzielt. Nach dem schon für das IZHD Bielefeld ent-
wickelten Konzept sollten hochschuldidaktische Themen
bei der Verknüpfung von Hochschulforschung und Hoch-
schulpraxis in die übrigen Themen der Hochschulent-
wicklung eingebettet werden. Dadurch wurden sie zwar
relativiert, aber ihnen sollte auf diese Weise – gerichtet
auf neue Adressatengruppen – auch der ihnen gebühren-
de Platz im Alltag der Hochschulentwicklung zugewiesen
werden. Die Hochschuldidaktik sollte aus ihrer Isolierung
befreit – insbesondere Fragen der Lehre und des Studi-
ums sollten mit anderen Hochschulthemen gleichberech-
tigt behandelt werden. Ein Untertitel sollte das Konzept
signalisieren: „Forum für Hochschulforschung, -praxis
und -politik”. Die Zeitschrift wollte diesen Bogen von der
wissenschaftlichen Erforschung über die „best practice“
im Alltag bis zur politischen, konzeptionellen Gestaltung
dieses Feldes in ihren Beiträgen behandeln. Dabei wurde
„Politik“ in ihrem ursprünglichen Sinne als Gestaltung in
einem öffentlichen Feld, hier der „Hochschulen“ verstan-
den, nicht beschränkt auf Hochschulpolitik von Seiten
des Staates. Soweit Ergebnisse der Hochschulforschung
für die Praxis und die Hochschulpolitik zugänglich ge-
macht werden sollten, handelte es sich um keine Ein-
bahnstraße. Auch umgekehrt sollten reflektierte Praxiser-
fahrungen sowie Erfahrungen und Sichtweisen der Politik
allen drei Bezugsgruppen präsentiert werden, sollten die
Hochschulforschung „erden” und dort neue Forschungs-
fragen anregen. Dies wurde auch den AHD-Mitgliedern
als Kooperationskonzept vorgeschlagen und dort ange-
nommen. Das im Heft 4-1991 (S. 145) veröffentlichte
und bis heute gültige Konzept lautete:
„...Es soll eine Zeitschrift für das neue vereinigte Hoch-
schulwesen in den Bundesländern entstehen und zu-
gleich eine Zeitschrift, die die internationale Verflech-
tung der Hochschulentwicklung beobachtet und kom-
mentiert. 
Beide Seiten schlossen einen Kooperationsvertrag ab. ...
um gemeinsam folgende Konzeption zu realisieren: 
„Das Hochschulwesen” publiziert Beiträge
● zur deutschen und internationalen Entwicklung der

Hochschulen

● zu Geschichte, Politik, Planung, Recht und Verwaltung
ihrer institutionellen Organisation und ihrer Mitglieder

● zu Lehre und Forschung
● zu den Beziehungen zwischen Hochschule und Gesell-

schaft, Staat, Schule und Beruf 
● zu sozialer Herkunft, Berufsverlauf und Sozialisation

der Hochschulmitglieder.

Die Zeitschrift veröffentlicht wissenschaftliche Aufsätze
aus der Hochschulforschung (Forschung über Hochschu-
len) im weiteren Sinne, größere Essays und Übersichts-
berichte ... Kommentare, ... Kontroversen, Interviews,
Porträts, Rezensionen, Literaturhinweise. ...
Spezielle Aufmerksamkeit wird dem Zusammenwachsen
des Hochschulwesens in den neuen und alten Bundes-
ländern gewidmet ... ohne den übrigen internationalen
Zusammenhang zu vernachlässigen.
Die Zeitschrift ist ... als informatives, meinungsfreudiges,
unabhängiges, kritisch beobachtendes und analysieren-
des Forum angelegt ...
... drei Informationskomplexe (werden) für gleich dring-
lich gehalten: Informationen zu
● Lehre und Lernen
● Beruf, Arbeitsplatz, Dienstverhältnis
● Wissenschaftsförderung (insbesondere Einwerbung

von Drittmitteln), Forschungsmanagement.

Dem folgt das Interesse an Informationen
● über Rahmenbedingungen der Entwicklung in For-

schung, Lehre, Studium und Beruf
● zu Selbstverwaltung, Fakultätsmanagement und Per-

sonalführung ...”

Die Zeitschrift sollte – thematisch wie bisher der ganzen
Hochschulentwicklung verpflichtet – öffentliche Zeit-
schrift mit freien Abonnenten sein, aber gleichzeitig
auch als Mitgliederzeitschrift der AHD fungieren. Sie
sollte redaktionell unabhängig sein, aber das inhaltliche
Anliegen der gemeinnützigen AHD aufgreifen und die
Hochschuldidaktik in Theorie und Praxis fördern (d.h.
die Beobachtung und positive Veränderung aller auf
Lehre und Studium einwirkender Einflussfaktoren). Die
Themenfelder sollten durch Personen in dem neuge-
schaffenen Herausgeberkreis repräsentiert werden. 
Der Luchterhand Verlag sowie die AHD-Mitgliederver-
sammlung stimmten diesem Konzept und der Koopera-
tion zu. In einer Zusammensetzung des Herausgeber-
kreises, die in den Herkunftsdisziplinen und fachlichen
Funktionen dem Konzept entsprechend variierte, über-
nahm Dr. soz. wiss. Wolff-Dietrich Webler, Universität
Bielefeld (Bildungssoziologe, Hochschulforscher, Schwer -
 punkte Studium und Lehre/Hochschuldidaktik) die Auf-
gaben eines ständigen, geschäftsführenden Herausge-
bers (Schriftleitung). Die weiteren Herausgeber bestan-
den aus: Dr. jur. Peter Dallinger, MinDirektor a.D. (früher
im BMBW), Bonn (staatliches Hochschulrecht); Prof. Dr.
phil. Ludwig Huber, wiss. Leiter des Oberstufenkollegs,
Universität Bielefeld; Prof. Dr. sc. päd. Karlheinz Jackstel,
Professor für Hochschulpädagogik, Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg; Dr. jur. Jürgen Lüthje, Präsi-
dent der Universität Hamburg und Prof. Dr. phil. Ulrich
Teichler, (Bildungssoziologe, seinerzeit Schwerpunkt
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Hochschule und Arbeitsmarkt), Gesamthochschule Kas-
sel-Universität.
„Das Hochschulwesen” wurde daraufhin im gleichen
Jahr 1991 durch Fusion mit der ihrerseits seit 1982 be-
stehenden AHD-Zeitschrift „Hochschulausbildung. Zeit-
schrift für Hochschulforschung und Hochschuldidaktik”
gleichzeitig zur AHD-Mitgliederzeitschrift. In der Folge-
zeit kam es zu einer sehr produktiven Zusammenarbeit
zwischen dem Hermann Luchterhand Verlag, den Her-
ausgebern und der AHD. Besonders gefördert wurde
dies auf Seiten des Luchterhand Verlages (nach dem al-
tersbedingten Ausscheiden von Max Heidler) durch des-
sen Nachfolger in der verlagsseitigen Betreuung der
Zeitschrift, Rolf Ederer. 
Auch über den Titel der Zeitschrift wurde nachgedacht.
In der Ausgabe 3/1993 erschien folgender Text:

Aufruf 
Neuer Zeitschriftentitel gesucht 

Liebe Leserinnen und Leser,

der Titel unserer Zeitschrift hat zwar nach 40 Jahren
schon fast den Rang eines Markenzeichens, aber eben
wegen dieser Jahrzehnte entspricht der Titelbestandteil
„-wesen“ nach Meinung vieler, auch der Herausgeber
und des Verlages, nicht mehr dem heutigen Sprachemp-
finden. Das ist keine Frage Ost- oder Westdeutschlands,
denn zur Zeit der Gründung in den 50er Jahren ent-
sprach ein solcher Titel aufgrund der gemeinsamen Tra-
dition durchaus noch gesamtdeutschen Vorstellungen.
Heute hat er für neue Leserinnen und Leser die für einen
Zeitschriftentitel erforderliche Signalwirkung weitge-
hend eingebüßt – wird nicht mehr unmittelbar als Indi-
kator für die in der Zeitschrift vertretenen Ansätze und
Sichtweisen verstanden. Wenn er auch lediglich die Ge-
samtheit dessen meint, was mit der Hochschule zu tun
hat (vgl. Gemeinwesen, Militärwesen, aber auch Unwe-
sen), so gerät der Titel doch in die Nähe philosophischer,
vor allem mit dem Namen Heidegger verbundenen As-
soziationen, die besser gemieden werden sollten.
Daher bitten wir (Herausgeber, Redaktion und Verlag)
unsere Leserinnen und Leser (nicht „Leserschar“, nicht
„Lesergemeinde“) um Mithilfe bei der Formulierung
eines zeitgemäßen Titels, unter dem die Zeitschrift ab
Jahrgang 1994 erscheinen soll. Wie wär’s zum Beispiel
mit „Hochschulen. Forum für ...“; „Hochschule und Ge-
sellschaft“; „Hochschulen heute“; „Forschung, Lehre,
Studium“; „Wissenschaft, Studium, Beruf...“?
Wie würden Sie formulieren? Der bisherige Untertitel
kann bleiben oder ebenfalls geändert werden. Was
würde Ihrer Meinung nach am besten das Redaktions-
programm (vgl. HSW 4/91) repräsentieren?
Zuschriften richten Sie bitte bis 26. Juli 1993 an die Her-
ausgeber oder die Redaktion.

Es gab nicht nur (wenige) neue Vorschläge, es wurde
auch dafür plädiert, den Traditionsnamen beizubehal-
ten. Diese Sicht – die Kontinuität zu unterstreichen –

setzte sich durch, und es blieb beim „Hochschulwesen“.
Die Absicht, hochschuldidaktische Themen in die allge-
meine Hochschulforschung und in den Alltag der Hoch-
schulentwicklung einzubetten, gelang großenteils in den
Folgejahren. Zielgruppen wurden erreicht, die vorher
hochschuldidaktische Publikationen nicht zur Kenntnis
genommen hätten. Aber auch für die AHD-Mitglieder
wurde „Das Hochschulwesen” mit seiner Themenspanne
für mehr als 10 Jahre unentbehrlich. Die Zusammenar-
beit wurde erst durch eine verlegerische Entscheidung
der Konzernmutter des Verlages, Wolters & Kluwer in
Amsterdam beendet. Sie entschied, sich aus allen Hoch-
schulthemen zurückzuziehen und „Das Hochschulwe-
sen“ nach 10 Jahren zum 31.12.2001 auslaufen zu las-
sen. Der Beschluss, diese lebendige, einflussreiche und
gut platzierte Zeitschrift einzustellen, erschreckte die
Fachwelt. Der bisherige geschäftsführende Herausgeber
suchte nach Alternativen bzw. Chancen zur Weiter-
führung und erfuhr, dass der Verlag bereit war, die Rech-
te an der Zeitschrift für eine Fortsetzung auf ihn zu über-
tragen. Daraufhin gründete er als Auffanggesellschaft
mit 62 Jahren eigens den „UniversitätsVerlagWebler
(UVW)”. Das Konzept blieb das alte (wobei das „Hoch-
schulwesen“ nicht auf Weiterentwicklung verzichtete)
und die die Zeitschrift bisher betreuenden Herausgeber
waren alle zur Fortsetzung unter den neuen Rahmenbe-
dingungen bereit. Die entscheidende Frage war, wie sich
die Abonnent*innen angesichts dieses Wechsels des
„Trägers” von einem renommierten Verlag zu einem (je-
denfalls zunächst) Nobody entscheiden würden. Sie
hielten (mit geringen Ausnahmen) ihre Abonnements
aufrecht. Damit war die Zeitschrift (trotz der voraus ge-
gangenen Entscheidung, sie einzustellen), nicht unterge-
gangen, sondern erlebte den dritten Neuanfang: Der
fachliche Ruf der Beteiligten war das tragende Moment.
„Das Hochschulwesen“ wurde als Zeitschrift mit großer
Tradition, dabei der kritischen Beobachtung, Analyse
und dem positiven Wandel verpflichtet, ausgerechnet
im 50. Jahrgang 2002 weiter verlegt – vielleicht ein
gutes Omen für die Kontinuität ebenso wie für einen
neuen Start. Hierzu passte auch, mit dem Medienhaus
Hans Gieselmann als Druckerei einen Partner in Bielefeld
zu finden, der den Neustart tatkräftig unterstützte. 
Dann allerdings entschied sich die AHD, auf eine eigene
Mitgliederzeitschrift zu verzichten, was den Verlust von
50% der Abonnenten bedeutete – wieder ein wirtschaft-
lich herber Rückschlag für das HSW. Zwar bezog eine
Gruppe AHD-Mitglieder das HSW als Privatbezieher
weiter, aber auch in der AHD machte sich die allgemeine
Altersstruktur bemerkbar. Mit ihrer Pensionierung ver-
zichteten viele Mitglieder auch auf das Abonnement.
Trotzdem gelang es ein viertes Mal, neue Bezieher zu ge-
winnen, die Zeitschrift in ihrem Bestand zu stabilisieren
und die herben Einbußen zu kompensieren.

3. Heutiges Konzept
3.1 Inhaltliche Attraktivität
Wir kommen auf die Frage zurück, warum eine Fachzeit-
schrift in der heutigen Medienlandschaft so lange Be-
stand haben kann? Hochschule und Weiterbildung zie-
hen nicht nur wegen des lebenslangen Lernens immer

Quelle: Das Hochschulwesen, 3/1993
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mehr Aufmerksamkeit auf sich, sondern auch wegen
ihrer Restriktionen und Defizite. Empirische Bildungsfor-
schung, wissenschaftlich erarbeitete Konzepte und de -
ren Praxiseinführung haben immer mehr an Bedeutung
gewonnen. Den gestiegenen Aktivitäten in diesem Be-
reich werden damit im „Hochschulwesen“ breitere Pu-
blikations- und infolgedessen Informationsmöglichkei-
ten zu Gunsten der jeweiligen Arbeitsebene geboten.
Neben Forschungsergebnissen werden auch konzeptio-
nell-programmatische, politische Aspekte und praxisbe-
währte Muster (best practice) in der Zeitschrift gespie-
gelt (s.u.). Nur tagesaktuelle Meldungen und Kommen-
tare entsprechen nicht dem Konzept einer 2-Monats-
zeitschrift.
Es gab bisher keinen Anlass, das 1991 entwickelte Kon-
zept zu ändern. Nur der Umschlag der Zeitschrift wurde
im Auftrag des Luchterhand Verlags von Ute Weber,
Graphik Design München neu gestaltet. Die Breite des
Themenspektrums und die Originalbeiträge haben sich
ebenso bewährt wie die Spannweite zwischen Theorie
und Praxis. Wenn sich gelegentlich Diskussionsbedarf
mit heute geltend gemachten Kriterien der impact-Erfas-
sung ergibt, stellt dies mehr diese Kriterien infrage, als
solche Konzepte (s. Anlage 3).
Gesucht sind regelmäßig Beiträge in einem weiten Spek-
trum von Theorie und Praxis: neue Ergebnisse der Hoch-
schulforschung; scharfsinnige Analysen; neue Ideen in
der Politik; Entwicklung und strukturelle Gestaltung von
Lösungen für Hochschulen und Wissenschaftseinrich-
tungen; wegweisende (Weiter-)Entwicklungen; Aspekte
an einem Thema, die bisher nicht gesehen wurden; gut
argumentierte theoretische und normative Weiterent-
wicklungen; originelle Thesen, ungewöhnliche, ausrei-
chend plausible Sichtweisen und Standpunkte, die zu
kontroverser Auseinandersetzung einladen; gute Über -
blicksartikel (state of the art-Berichte), die Vorhandenes
ordnen und gut strukturiert informieren; anregende Er-
fahrungen mit Modellen und Verfahren u.ä. 
Als generalistisch angelegte Zeitschrift beobachtet sie
die Universitäten, Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften (Fachhochschulen) und Spezialhochschulen
und bildet deren Entwicklung in Beiträgen ab. Sie bieten
sowohl Hintergrundwissen aus der Hochschulforschung
als auch gründliche Orientierung in Tagesthemen. Dort
werden Überblicke und Analysen der Entwicklung vor-
gelegt, internationale Vergleiche gezogen und den
Abonnenten damit viele Ideen, Konzepte und Anregun-
gen zugänglich gemacht. Theoriebezogene oder empiri-
sche wissenschaftliche Aufsätze werden ebenso veröf-
fentlicht wie nachdenkliche, gut beobachtende, sorgfäl-
tig recherchierte Beiträge zur gestalterischen, zukunfts-
bezogenen Programmatik von Praxisfeldern der Hoch-
schulen oder ebensolchen Erfahrungsberichten, die zur
Weitergabe mit einem gewissen Modellcharakter geeig-
net sind. Die Zeitschrift wird nur durch Originalbeiträge
der jeweiligen Akteure, Expertinnen und Experten ge-
staltet. Die Artikel bieten eine hohe Informations- und
Erfahrungsdichte, an deren Optimierung die Redaktion
ständig arbeitet – von der scharfsinnigen, empirisch bzw.
theoretisch unterlegten Analyse bis zum anregenden,
handfesten, übertragbaren Praxisbericht. Das ist unser
Mar kenzeichen.

Das HSW publiziert in der Regel 5 Aufsätze je Heft als
Hauptbeiträge, die auf unterschiedlichen Arbeits- und
Erfahrungsfeldern angesiedelt sind. Äußeres Zeichen
dieses Spektrums sind die ständigen Sparten „Ergebnisse
der Hochschulforschung“ (der Forschung über Hoch-
schulen incl. Evaluationsmethoden und -ergebnisse),
„Hochschulentwicklung und -politik“, „Anregungen für
die Praxis/Erfahrungsberichte“ (diese bezogen auf das
ganze Themengebiet, in Lehre und Studium besonders
zur Didaktik und curricularen Entwicklung der Hoch-
schulen), „Meldungen“ (insbesondere zu Hochschulfor-
schung und -entwicklung) sowie „HSW-Gespräche”, ins-
besondere für die Rekonstruktion interessanter Hand-
lungskonzepte im Gespräch mit den jeweiligen Urhebe-
rinnen und Urhebern. Die Zeitschrift publiziert neben
den Artikeln in diesen Sparten auch Nachrichten, Essays,
Dokumentationen, (Gast-)Kommentare, (Tagungs-)Be-
richte, förmliche Kontroversen (auch in der Form als
„Meinungsforum“), Porträts, Rezensionen und Literatur-
hinweise. Bei aller Vielfalt sollen die wissenschaftlichen
Aufsätze das Erscheinungsbild der Zeitschrift prägen.
Das Echo der Leser*innen wie auch der Autor*innen auf
die Struktur der Sparten und auf die Qualität der Beiträ-
ge blieb stets positiv. 
Zusammengefasst spiegeln die Artikel ein Spektrum von
der empirisch bzw. theoretisch unterlegten Analyse über
Programmatik künftiger Hochschulentwicklung bis zum
übertragbaren Praxisbericht. Mit der Priorisierung und
Förderung bestimmter Themen wird natürlich auch Ein-
fluss genommen. Allerdings versteht sich die Zeitschrift
als plurales Forum. Trotz dieser Struktur beobachtet der
Verlag, beobachten die Herausgeber*innen die Entwick-
lung aufmerksam – bleibt die Zeitschrift in Bewegung.
Das betrifft z.B. die Stichworte Online-Zeitschrift oder
Open Access (s.u. Ziff. 6).
Die Zeitschrift ist kein Verlautbarungsorgan eines Ver-
bandes, sie versteht sich im Gegenteil auch als Forum
kontroversen Meinungsaustausches dort, wo Problem-
sichten, Interpretationsmöglichkeiten oder Lösungen
noch offen sind. In ihrer Eigenschaft als Forum der
Hochschulforschung allerdings ist die Zeitschrift rückge-
bunden an den Stand dieser Forschung. Daraus resultie-
ren dann klare Positionen, soweit Ergebnisse eindeutig
sind. Dies kann zur Ablehnung von Beiträgen führen, die
diesen Stand nicht berücksichtigen. Die Aufsätze unter-
liegen im Übrigen zur Sicherung ihrer Qualität einem
Verfahren doppelter Begutachtung, das selbstverständ-
lich ohne Abstriche auch im Herausgeberkreis unterein-
ander gepflegt wird, wenn Beiträge von dort kommen.
Ohne dies als Eigenwert anzustreben, kommt als Ergeb-
nis näherungsweise die Gauß‘sche Normalverteilung
heraus: 20% Ablehnungen, 60% Annahmen mit Überar-
beitungen, 20% spontane Annahmen. 

3.2 Umgang mit fachlichen Kontroversen 
Eine für möglichst viele verschiedene Autor*innen mit
durchaus auch pluralen Standpunkten attraktive Zeit-
schrift zu sein, ist ein zwischen Verlag und Herausgebern
konsensuales Ziel. Fachliche Kontroversen in den dafür
üblichen sachlichen Formen in den Heften auszutragen
ist ausdrücklich erwünscht. Beiträge, die sich mit Per-
son, Institution und Praxis der Institutionen beschäfti-
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gen, denen Herausgeber*innen angehören, werden wie
alle anderen Beiträge begutachtet und, wenn sie dem
Stil einer Fachzeitschrift entsprechen und belastbar re-
cherchiert sind, publiziert. Die Herausgeber*innen kön-
nen mit dem Mittel der fachlichen Kontroverse dann mit
weiteren Beiträgen eine Debatte im Rahmen der Zeit-
schrift führen. 
Erst vor einigen Jahren eingeführt wurden als Sparten
die „Love Letters to Higher Education“ und die „HSW-
Gespräche“. Hier der Kommentar zu diesen Reihen:

3.3 Konzept der ironisch-sarkastisch gemeinten „Love
Letters to Higher Education“
Es gibt Vorgänge im Alltag der Hochschulen und deren
Entwicklung, die zum Teil jenseits aller Selbstansprüche
und Selbstverständnisse der Hochschulen verlaufen. Ei-
gentlich sind sie nur mit schwarzem Humor zu ertragen.
Erstaunen über unfassbare Inkompetenz, über Kuriositä-
ten, über die chuzpe, mit der Eigeninteressen zum Scha-
den gemeinsamer Ziele verfolgt werden und evtl.
Empörung darüber münden spontan in eine erste Analy-
se und Bewertung und provozieren einen Kommentar.
Was wäre die angemessene Textform dafür?
Beginnend mit einem sachlichen Bericht über einen
handfesten Skandal oder andere Ereignisse kann sie über
alle Spielarten der Glosse, der Satire bis zu Ironie und
Sarkasmus reichen. Daher die „Love Letters to Higher
Education“. Sie sollen kritische Geister anziehen, denen
Einzelereignisse oder Entwicklungen aufstoßen, die
diese Vorgänge gegen den Strich bürsten und mit „spit-
zen“ Kommentaren bedenken wollen.
Bei genauerem Hinsehen ist die Hochschulentwicklung
reich an solchen „happenings“, die einem „die Haare zu
Berge stehen lassen“ und dringender Änderung bedür-
fen. Aber vielen Autorinnen und Autoren fehlt einfach
die Zeit, um die ihnen auffallenden Zustände darzustel-
len. Dabei reicht es viele Male aus, den „alltäglichen
Wahnsinn“ aufzugreifen, ohne sich des evtl. ungewohn-
ten Stils der Ironie, des Sarkasmus und des Kabaretts zu
bedienen. Oft nehmen die Ereignisse schon ganz unge-
wollt den Charakter einer Realsatire an.
An Änderung kann jedoch nur gedacht werden, wenn
Dinge publik werden. Sie darzustellen dauert vielleicht
doch nicht so lange wie befürchtet. Außerdem wirkt
Schreiben wie ein Ventil und trägt zur Berufszufrieden-
heit bei. Wir können Sie als kritisch Beobachtende also
nur ermutigen, solche Einzelvorgänge und Entwicklun-
gen im Bereich der Hochschulen aufzugreifen, einen
„Love Letter to Higher Education“ von 1-3 Seiten zu
schreiben und der Schriftleitung zuzusenden ...
Die Zeitschrift musste im Laufe der Zeit allerdings die
Erfahrung machen, dass Autor*innen – wenn auch sel-
ten – in diesem Genre Vorhaltungen ausgesetzt waren,
wenn sie solche Ereignisse publik machten, sodass sie
sogar (berechtigt oder nicht) berufliche Nachteile be-
fürchteten. Daher setzen wir bei erkennbarem Bedarf
das Pseudonym ein. Auch sonst wird der Text – wenn
nötig – aller lokalspezifischen Bezüge entledigt. Meist
verweisen die Ereignisse ohnehin auf Vorgänge, die –
leider – an vielen Hochschulen stattfinden könnten.
Nachteile für Au tor*in nen sind noch nirgendwo be-
kannt geworden.

3.4 Konzept der „HSW-Gespräche“
Diese Textsorte hat für die Leser*innen nicht etwa Un-
terhaltungscharakter, sondern erschließt Themen von
neuer Seite, z.B. als Rekonstruktion interessanter Hand-
lungskonzepte im Gespräch mit den jeweiligen Urhebe-
rinnen und Urhebern. Bei der Textform „Gespräche“
geht es darum, Erfahrungen und Sichtweisen äußerst
kenntnisreicher, i.d.R. sehr reflektierter Akteur*innen auf
den unterschiedlichsten Feldern (in der Wissenschaft
selbst, im Management, in der Förderung oder der Wis-
senschaftspolitik) als Impuls- und Perspektivengeber*in -
nen zu integrieren. Diesen Hintergrund zu erschließen
lohnt sich. Solche Einbettungen sind z.B. in empirischen
Projekten mit ihren ungleich schmaleren Fragestellun-
gen kaum zu erreichen. Natürlich könnten sehr breit an-
gelegte Befragungen stattfinden. Aber sie sind oft zu sta-
tisch. Die Fragen in üblichen empirischen Befragungen
sind vorbereitet, bewegen sich in dem für die For -
scher*innen vorab erschließbaren Horizont. Auf überra-
schende Antworten und damit eröffnete Perspektiven
können sie mangels Flexibilität in der Befragungssituati-
on nicht eingehen. Werden unerwartete Dimensionen
aus den Antworten im Nachhinein sichtbar, könnte die
befragte Person zwar auch dringend eingeladen werden,
selbst einen Artikel zu schreiben. Das wird aber sehr oft
abgelehnt oder auf einen fernen Zeitpunkt verschoben.
Denn gerade wegen ihrer Rolle als Akteur*innen, als
praktische Gestalter*innen fehlt ihnen die Zeit, diesen
Artikel selbst zu schreiben – verschärft noch, wenn sie
selbst schon lange keinen wissenschaftlichen Artikel
mehr geschrieben haben (und sich dafür jetzt auch keine
Zeit nehmen können). Ihre Aufgabe kann nicht sein, den
gerade aktuellen Forschungsstand zu ihrem Praxisfeld
erst noch aufwändig zu erschließen und zu integrieren.
Sie sind selber Quelle – nicht Autor*in, nicht Auswer-
tung. Die Einordnung könnten allenfalls die Gesprächs -
partner*innen von Seiten des HSW in einem Rahmen-
text leisten, in dem vielleicht auch die Wahl gerade die-
ser Gesprächspartner*in begründet wird. In traditionel-
len Formen wissenschaftlicher Kommunikation würden
diese Dimensionen von Erfahrungen und Sichtweisen
verloren gehen. Sie haben aber das Potenzial, zu neuen
Sichtweisen beizutragen, angeblich gesicherte Erkennt-
nisse in Frage zu stellen und u.U. sogar neue Forschun-
gen auszulösen.
Diese Textsorte besitzt weitere praktische Vorteile. Sie
erlaubt es, mit zentralen Akteur*innen aus Forschung
und Praxis trotz Zeitmangels ein Gespräch zu führen (in
Präsenz oder Distanz), sodass in relativ kurzer Zeit ein
Text mit zentralen Aussagen zu einem (u.U. aktuellen)
Vorgang zur Verfügung steht, der sonst kaum zu gewin-
nen wäre. Hier werden typischerweise Beobachtungen,
Erfahrungen aus der Praxis der unmittelbar Beteiligten,
reflektierte Handlungsabläufe – eben Expert*innenwis-
sen abgerufen, oder es handelt sich (dem Rang nach) um
gutachtliche Äußerungen. Dabei können Querbezüge zu
evtl. verfügbarer einschlägiger Literatur hergestellt,
müs sen aber nicht eingebracht werden, weil in dieser
Textsorte nur die beteiligten Expert*innen-Äußerungen
nachzuweisen sind. 
Anfänglich wurden solche Gespräche in Präsenz geführt.
Aus dieser mündlichen Form – meist auf einem Tonträ-
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ger aufgezeichnet – ergab sich oft erheblicher Überarbei-
tungsbedarf, bis der Text aus Gesprächsformulierungen
heraus publikationsreif war. Inzwischen erfolgen die Ge-
spräche schriftlich – mit einem Entwurf von Seiten der
Zeitschrift, der von den Gesprächspartner*innen ergänzt
bzw. variiert werden kann. Diesem Entwurf werden
dann die Gesprächsanteile der anderen Seite hinzuge-
fügt. Der Vorteil: Die Fassung ist sofort publikations-
fähig, weil in Schriftdeutsch verfasst. Die schriftliche
Form des Austauschs hat außerdem den Vorteil, dass ge-
rade bei Personen mit Terminproblemen ihre Seite des
Gesprächs zeitversetzt formuliert werden kann – gerade
dann, wenn dafür ein wenig Zeit zur Verfügung steht.
Die HSW-Gespräche heißen Gespräche, nicht Inter -
views, weil sich die fachkundige Zeitschriften-Seite (oft
von unmittelbaren Kolleg*innen ausgehend) nicht auf
knappe Fragen beschränkt, sondern Gesprächsbeiträge
liefert, also Einführungen redet, Position bezieht, eigene
Sichtweisen und Meinungen äußert und dann erst in
Fragen mündet usw. oder nicht einmal eine Frage stellt,
sondern einen Austausch einleitet, wie in vielen alltägli-
chen Gesprächen auch. Die geäußerten Positionen laden
zur Antwort ein – d.h. die Zeitschriften-Seite ist Ge-
sprächspartner*in ... Die Gesprächsanteile werden vom
Textumfang her als etwa gleich erwartet. 

4. Die UVW-Zeitschriften als Dialogfeld
Nicht selten sind zu den in einem neu eingereichten
Beitrag behandelten Themen im HSW schon wesentli-
che Debatten geführt worden. Wie die Begutachtung
zeigt, wurde aber kein einziger aus den dortigen Arti-
keln in den vorliegenden Aufsatz einbezogen. Wären die
dortigen Aufsätze berücksichtigt worden, wäre auch
manche anfängliche Einschätzung zum Thema (etwa
zum behandelten Forschungs- und Entwicklungsstand:
„Riesenlücke festgestellt...“) in der Einleitung anders
ausgefallen. Selbst wenn die UVW-Zeitschriften den Au -
tor*in nen nicht per Abo zugänglich sein sollten – frühere
Jahrgänge sind mit allen Beiträgen frei auf der Home -
page des Verlages im Internet zugänglich.
So angelegte Aufsätze zeigen noch etwas anderes: Wäh -
rend die UVW-Zeitschriften sich als Dialogzeitschriften
einer Fach- und Praxisgemeinschaft begreifen, in denen
möglichst viel auf vorangegangene Beiträge Bezug ge-
nommen wird, werden die gleichen Zeitschriften von
anderen Autor*innen als ein Publikationsort aufgefasst,
an dem man auch mal publiziert haben muss. Außerdem
macht es sich gut im Schriftenverzeichnis, mit den eige-
nen Beiträgen von unterschiedlichen Zeitschriften ak-
zeptiert worden zu sein. An der Literatur, auf die sich der
jeweils vorliegende Artikel bezieht, ist dann allerdings
ablesbar, dass der Autor nicht zu den Leser*in nen der
vorliegenden Zeitschriften zählt. Das ist selbstverständ-
lich kein Ausschlussgrund; die Autor*innen werden in
der Begutachtung lediglich darauf aufmerksam gemacht,
dass die dort erschienenen, höchst einschlägigen Artikel
nicht gekannt werden und dies vor der Publikation
nachgeholt und eingearbeitet werden sollte.

5. Von der Auffanggesellschaft zum 
„richtigen“ Verlag

5.1 Bücher und Zeitschriften im UVW Verlag im Überblick
Wie dargestellt, wurde der Verlag 2002 (also auch schon
wieder vor 20 Jahren!) gegründet, um die Zeitschrift
„Das Hochschulwesen“ davor zu bewahren, eingestellt zu
werden und aus der Medienlandschaft zu verschwinden.
Als das geschafft war, stellte sich der Initiator buchstäb-
lich die Frage, „was er noch so vorhätte in seinem Leben“
(denn er verstand sich als Hochschul- und Wissenschafts-
forscher). Ausschließlich eine Zeitschrift herauszubrin-
gen, war ein bisschen wenig. Es kam hinzu, dass zu dieser
Zeitschrift im Luchterhand Verlag auch eine gleichnamige
Buchreihe gehört hatte, die ebenfalls übernommen wer-
den konnte. Also entschied sich der Inhaber, die Auffang-
gesellschaft nun zu einem richtigen Verlag auszubauen –
mit wenigen Ausnahmen1 weiter spezialisiert auf den Be-
reich von Wissenschaft und Hochschule, aber mit neuen
Zeitschriften und Buchreihen. In den Jahren 2006ff. wur-
den 6 weitere Zeitschriften gegründet, sodass sich fol-
gendes Gesamtspektrum ergab:
● Forschung. Politik – Strategie – Management
● Hochschulmanagement (HM). Zeitschrift für die Lei-

tung und Entwicklung von Hochschulen in Forschung,
Lehre, Studium, Transfer und Weiterbildung

● Personal- und Organisationsentwicklung in Einrichtun-
gen der Lehre und Forschung (P-OE). Ein Forum für
Führung, Moderation, Training, Programm-Organisation
The journal „Personal- und Organisationsentwicklung”
has been included in the Norwegian official national
bank of journals (approved by the Norwegian Associa-
tion of Higher Education Institutions) which the 
authors gain publication points from.

● Qualität in der Wissenschaft (QiW). Zeitschrift für
Qualitätsentwicklung in Forschung, Studium und Ad-
ministration

● Internationalisierung, Vielfalt und Inklusion in Hoch-
schulen (IVI). Forum für Interkulturalität, Diversity-
Management, Anti-Diskriminierung und Inklusion
(zurzeit ruhend)

● Zeitschrift für Beratung und Studium (ZBS). Hand-
lungsfelder, Praxisbeispiele und Lösungskonzepte.
Erscheinungsweise der vorstehenden Zeitschriften:
vier teljährlich.

● Das Hochschulwesen (HSW). Zeitschrift für Hoch-
schulforschung, -praxis und -politik
Erscheinungsweise: zweimonatlich.
The journal „Das Hochschulwesen” has been included
in the Norwegian official national bank of journals 
(approved by the Norwegian Association of Higher
Education Institutions) which the authors gain publi-
cation points from.

Elf Buchreihen kommen hinzu. Mehr dazu auf https://
www.universitaetsverlagwebler.de/

1 Etwa die Reihe Gesellschaft und Staat – Staatliche Politik und Zivilcourage.
Gesellschaft und Staat erleben Spannungen, wenn die Politik Veränderun-
gen in der Gesellschaft nicht aufnimmt. Vor schwerwiegenderen Änderun-
gen zeigen sich oft kleinere Initiativen, die auf Zivilcourage basieren – oder
deren frühes Ersticken. Solche Vorgänge zu publizieren, ist Gegenstand
dieser Reihe.
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5.2 Wie kam es zu den Schwester-Zeitschriften im UVW?
Der Verlag ist wiederholt gefragt worden, warum er
neben dem traditionellen „Hochschulwesen” neue – und
so viele neue – Zeitschriften herausgebracht hat. Ob die
neuen Zeitschriften dem HSW nicht im eigenen Hause
zu viel Konkurrenz bescherten und das HSW damit
schwächten, fragten überzeugte Anhänger des HSW. Die
neuen Zeitschriften könne man als Einzelperson nicht
alle lesen, auch wenn ihr Programm attraktiv erscheine,
und als Einzelperson oder Einzelinstitut auch schwerlich
alle abonnieren…2 Das wird auch nicht erwartet. Die
Gründe, die gleichwohl zu dieser Entscheidung geführt
haben, können hier gerne wieder erläutert werden.
Dem UVW-Verlag blieb nicht verborgen, dass seine Zeit-
schrift Das Hochschulwesen (HSW) als generalistische
Fachzeitschrift einige spezielle Zielgruppen nicht ausrei-
chend angesprochen hat. Darauf war zu reagieren. Eine
Zeitschrift wie das HSW hat (mit 6 Ausgaben im Jahr) nur
begrenzte Möglichkeiten, für bestimmte Adressaten-
gruppen die sie spezifisch interessierenden Themen in
der nötigen Häufigkeit zu behandeln. Die Heft-Frequenz
des HSW oder seinen Seitenumfang zu erhöhen hätte die
Bereitschaft der Abonnentinnen und Abonnenten unter-
stellt, Themen dieser Breite häufiger und mit erhöhten
Abonnementskosten zu lesen. Das HSW wird zwar ge-
schätzt, um sich fundierte Überblicke zu verschaffen und
immer wieder neueste Forschungen kennenzulernen.
Seine besondere Stärke liegt seit langem darin, Aufsätze
aus erster Hand der Akteure selbst (und vor allem der
empirischen Hochschulforschung) mit besonders hoher
Sachkompetenz in größerer Breite von 6-10 Druckseiten
zu publizieren – nicht aus zweiter Hand und nicht wie ein
Wissenschaftsmagazin nur auf vergleichsweise schmaler
Artikellänge – und damit ein Thema relativ gründlich ent-
wickeln zu können. Aber die Bezieher – viele Hochschul-
leitungen, Ministerien, Dekane und Hochschullehrer*in -
nen signalisierten, eine höhere Informationsdichte kaum
mehr wahrnehmen zu können und daher auch erhöhte
Kosten nicht hinnehmen zu wollen.
Was die Zielgruppen anbetraf, so schienen beispielswei-
se außeruniversitäre Forschungseinrichtungen von einer
Hochschulzeitschrift per se nicht angesprochen. Eine an-
dere Reaktion kam hinzu: Mit steigender allgemeiner In-
formationsflut, von der sich immer mehr Leser*innen
überfordert fühlten, stieg das Bedürfnis, einschlägige In-
formationen eng gebündelt ohne allzu große „Streuver-
luste” zu erhalten. Das sprach für Spezialzeitschriften.
Die Beobachtung der Zeitschriftenlandschaft bestätigte
dies. Auch in anderen Verlagen entstanden Spezialzeit-
schriften. 
Die neuen Zeitschriften des UVW-Verlages haben darauf
reagiert. Die Konkurrenz zum HSW im eigenen Hause ist
schon durch die Erscheinungsweise gemindert. Die
„Neuen” erscheinen als Quartalszeitschriften. Aber bei
genauem Hinsehen wird auch das Themenspektrum des
HSW kaum gemindert. 
Soweit ähnliche Themen erscheinen, werden sie im
HSW eher übergreifend in state-of-the-art-Manier be-
handelt. Zum Teil sind die Zielgruppen aber auch nicht
vergleichbar. Die Zeitschrift „Forschung” richtet sich zu
wesentlichen Teilen an außeruniversitäre Großfor-
schungseinrichtungen, industrielle Forschungsabteilun-

gen, Wissenschaftsförderorganisationen, Forschungsab-
teilungen von Ministerien, allerdings auch an For-
schungsreferent*innen der Hochschulen und dortige
Forschung, soweit sie stärker strategisch ausgerichtet ist.
Die „Zeitschrift für Beratung und Studium” ist ohnehin
ein Unikat. In Deutschland hat es vor ihr noch keine
Zeitschrift für Beratungsthemen im Hochschulbereich
gegeben; sie füllt eine Lücke (und das wird auch so
wahrgenommen, wie das Echo mittlerweile gezeigt hat).
Nicht zuletzt deswegen zählen das Deutsche Studenten-
werk und Repräsentanten der Zentralen Studienbera-
tungen zu den Trägern jener Zeitschrift. Ausgerichtet ist
sie als Informations- und Weiterbildungsinstrument für
alle Hochschulmitglieder mit Beratungsaufgaben – von
professionellen Berater*innen bis zu studentischer Fach-
schaft. Hier zeigt sich genügend Differenz zum HSW.
Auch die Zeitschrift „Personal- und Organisationsent-
wicklung in Einrichtungen von Lehre und Forschung”
stellt keine Konkurrenz oder Überschneidung dar. Ziel-
gruppe sind nicht Hochschullehr*innen, sondern die
Moderatoren, Teamerinnen, Trainer und Referentinnen
für die interne Weiterbildung des Hochschulpersonals,
die damit befassten Führungskräfte, Personalentwickler
und Organisatorinnen derartiger Programme. Ihnen wird
jetzt ein eigenes Forum zur Verfügung gestellt. Für sie
war das HSW in der Vergangenheit zu unspezifisch. Das
gleiche gilt für die Bezieher*innen der „Internationalisie-
rung, Vielfalt und Inklusion in Hochschulen (IVI)”. Die
von dieser Zeitschrift angesprochene Adressatengruppe
(mit Themen über Internationalisierung, Interkultura-
lität, ausländische Studierende und Dozenten, Umgang
mit Vielfalt, Gleichstellung der Geschlechter und allen
von der europäischen Anti-Diskriminierungsrichtlinie
Betroffenen) fand ihr Themenspektrum bisher ebenfalls
nicht ausreichend häufig im HSW behandelt, sodass sich
weder International Offices bzw. akademische Aus-
landsämter noch Gleichstellungsbeauftragte und ähnli-
che Beauftragte vom HSW speziell angesprochen fühl-
ten. Mit der IVI haben sie die vermissten Aus-
tauschmöglichkeiten erhalten. Aber diejenigen, die die-
ses Themenfeld vorangebracht haben, waren derartig
eingespannt, dass zunächst Beiträge in keinem ausrei-
chenden Umfang zu bekommen waren. Daher ruht die
Zeitschrift momentan. „Qualität in der Wissenschaft
(QiW) – Zeitschrift für Qualitätsentwicklung in For-
schung, Studium und Administration” setzt andere Ak-
zente als die Zeitschrift für Evaluation, ist stärker auf
Wissenschaft bezogen und verbreitert auf jeden Fall die
Publikationsmöglichkeiten in diesem Themenfeld. Sie ist
mittlerweile hoch geschätzt und hat längst ihr spezifi-
sches Publikum gefunden. Das Gleiche gilt auch für das
„Hochschulmanagement (HM) – Zeitschrift für die Lei-
tung, Entwicklung und Selbstverwaltung von Hochschu-
len und Wissenschaftseinrichtungen”. Hier sollen die
Themen stärker interdisziplinär als in vielleicht benach-

2 Eine solche Aussage kann ja nicht heißen, existierende Entwicklungen
nicht abzubilden, weil sie die Lesekapazität einer Einzelperson überschrei-
ten. Sie signalisiert nicht zuletzt, dass das Themengebiet umfangreicher
geworden ist, als eine Einzelperson im Überblick erfassen kann. Damit
werden Fragen der Arbeitsteilung akut. Sie sind in den Praxisfeldern des
Hochschulmanagement und der Personal- und Organisationsentwicklung
prompt beantwortet worden.
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barten Zeitschriften behandelt werden, wo BWL-Ansät-
ze zu überwiegen scheinen; auch scheinen die Grundpo-
sitionen des Herausgeberkreises teilweise andere zu sein
(z.B. die Professionalisierung der akademischen Selbst-
verwaltung stützend, nicht deren Ablösung; z.B. Hoch-
schulen nicht umstandslos wie Unternehmen organisie-
ren zu wollen). Der Pluralität der Diskussion wird das
gut tun.
Ein weiteres Thema ist die Abgrenzung der neuen Zeit-
schriften untereinander. Der Versuch einer trennscharfen
Abgrenzung wird von Verlagsseite für nicht erreichbar
gehalten und wird zugunsten des Blicks über den Teller-
rand auch nicht unbedingt angestrebt. Gegenüber dem
Leseinteresse in der Zeitschrift „Forschung“ beispiels-
weise geht „Qualität in der Wissenschaft” viel stärker
auf Methodenfragen und Umsetzungsdetails von Qua-
litätskonzepten ein, als dort möglich wäre. 
Der Focus ist selbst bei zunächst ähnlich scheinenden
Zeitschriften ein anderer, beispielsweise bei „Hoch-
schulmanagement (HM)” und „Personal- und Organisa-
tionsentwicklung (P-OE)”. Gezielte Personalentwicklung
(noch dazu des leitenden und des abhängigen wissen-
schaftlichen Personals) ist in den meisten Hochschulen
noch im Aufbau (nicht zu verwechseln mit Weiterbil-
dung). Oder Hochschulleitungen wollen als Manage-
ment-Thema an Personalentwicklung nicht herangehen,
weil sie sich nicht mit ihren Professor*innen anlegen
wollen, die dies (für ihre Mitarbeiter*innen) als ihren
persönlichen Entscheidungsbereich ansehen. 
Selbst wenn es PE gibt, geht es Hochschulleitungen um
strategische Fragen, kaum um Details in Verfahren der
PE, geschweige denn um die Anlage bestimmter Veran-
staltungen. Sich auf dieser operativen Ebene auszutau-
schen war kaum möglich. Hier klaffte eine Lücke, es
fehlte eine Kommunikationsebene. Neu eingestellte
Programmorganisator*innen hatten zum Teil noch wenig
Vorstellungen davon, wie sie ein Personalentwicklungs-
programm erstellen sollten und sahen keine Hilfe. Ähnli-
ches gilt für die Moderator*innen untereinander und
insbesondere in der Kommunikation mit den Organisa-
tor*innen vor Ort. Und schließlich gab es keine Integra-
tion des Auf- und Ausbaus der Lehrkompetenz in die
Gesamtüberlegungen zur Personalentwicklung. Die
Hochschuldidaktik als wissenschaftliches Fach und als
Aus- und Weiterbildung hatte sich trotz erheblicher Hin-
dernisse ein eigenes Dasein aufgebaut. Aber solange PE
nicht für das wissenschaftliche Personal zu gelten schien,
solange hatte auch Hochschuldidaktik angeblich nichts
mit PE zu tun. Die Zeitschrift treibt diese Integration
voran. Es gibt also eine Menge Themen, die in einer
Zeitschrift „Hochschulmanagement“ untergehen wür-
den. Diese Themen haben in der P-OE eine eigene
Bühne erhalten – eine Chance, sich zu entwickeln, aus-
zudifferenzieren und Gehör zu verschaffen und gleich-
zeitig die Praxis auf der operativen Ebene erheblich zu
verbessern. Die Zeitschrift stellt daher selbst ein Weiter-
bildungsinstrument der mit PE Befassten dar, mit Ver-
netzungschancen unter den operativ Tätigen. 
Während das HSW allein pro Jahrgang 25 bis über 30
Aufsätze veröffentlichen kann und deutlich mehr Texte
angeboten bekommt, sind es jetzt im Spektrum der
UVW-Zeitschriften ca. 150 Artikel, die – sorgfältig be-

treut und publikationswert – erscheinen und die großen
Themen der Hochschulentwicklung bzw. der außeruni-
versitären Forschung ebenso voranbringen wie Best
Practice und Detailkonzepte. Das Alles sind Hintergrün-
de für die Gründung gerade dieser Zeitschriften durch
den UVW-Verlag.
Um eine Anfangsäußerung noch einmal aufzugreifen:
Man könne als Einzelinstitut unmöglich alle diese Zeit-
schriften abonnieren. Das wird nach den vorstehenden
Ausführungen auch nicht erwartet. Dazu sind die Adres-
satengruppen zu speziell. Sinnvoll kann sein, eine oder
beide der eher generalistischen Zeitschriften (HSW und
Forschung) je nach eigenem Vertiefungsbedarf mit 1-2
Spezialzeitschriften zu kombinieren. Hier kommen fle-
xible, individuell unterschiedliche Kombinationsmöglich-
keiten in Frage, die bei geringerer Differenzierung nicht
möglich wären. Dies wird bei Mehrfachabonnements an-
gesichts der prekären Lage der Bibliothekshaushalte
durch ganz ungewöhnlich niedrige Abonnementspreise
als Rabatt unterhalb 100 Euro jährlich unterstützt.

6. Zukunft
Der Verlag beobachtet natürlich die technische Ent-
wicklung aufmerksam, hält aber vorläufig trotz eigener
Möglichkeiten zu Online-Zeitschriften an der Print-Aus-
gabe mit der sinnlichen Ausstrahlung, dem Aufforde-
rungscharakter eines gedruckten Heftes und seiner
Handhabbarkeit fest. Eine Online-Ausgabe wird erwo-
gen – vielleicht auch parallel in beiden Formen, da die
Nutzungswünsche für beides sprechen. Dies ist eng ver-
bunden mit der Frage des Open Access, wenn die Kos -
ten durch Abonnements oder anderweitig gedeckt sind,
sodass aus der gegenwärtigen Öffnung nach 24 Mona-
ten eine sofortige Öffnung werden kann. 
Überall in den Hochschulen werden zurzeit Projekte zur
Studienreform und Qualitätssicherung vorangetrieben.
Dafür wird zusätzliches Personal gesucht. Aber es fehlt
an erfahrenen, einschlägig ausgebildeten Kräften. Der
Arbeitsmarkt ist leergefegt. Kompromisse sind unver-
meidbar. Viele der gutwilligen, auch vielversprechenden
Ausgewählten haben nicht nur Weiter-, sondern vielfach
auch noch Ausbildungsbedarf, der sich oft erst im Ver-
lauf eines Projekts in vollem Umfang heraus stellt oder
sich den Verantwortlichen erst spät erschließt. Sie alle in
Weiterbildungen zu schicken wäre wünschenswert,
übersteigt aber oft die zeitlichen und finanziellen Mög-
lichkeiten. Da empfehlen sich Lerngelegenheiten am ei-
genen Schreibtisch! Mit seinen Artikeln in den drei
Hauptsparten kommt das „Hochschulwesen“ unter-
schiedlichem Bedarf und unterschiedlichen Vorkenntnis-
sen und Verwendungskontexten entgegen. Daher gehö -
ren diese Zeitschriften nicht nur in jede Hochschulbi-
bliothek, sondern als Arbeitsmaterial auf jeden Schreib-
tisch, von dem aus die Entwicklung der Hochschulen be-
einflusst wird. Trotz Internet und Online-Zeitschriften:
Die einzelnen Hefte haben ein günstiges Format, sind je-
derzeit griffbereit, können am Arbeitsplatz gelesen, aber
auch auf Reisen ohne Aufwand mitgenommen und mit
Gewinn gelesen werden. Das HSW ist auf die jetzt die
Hochschulen und weiteren Wissenschaftseinrichtungen
bewegenden Reformfragen spezialisiert. 
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Zusammen mit den 5 Schwesterzeitschriften (jene im 17.
Jahrgang) können mehr Aufsätze zur Publikation ange-
boten werden als je zuvor. Die Aufmerksamkeit, mit der
die Zeitschrift beobachtet wird, ist noch einmal deutlich
gewachsen. Das HSW hat mit einer Erweiterung des Sei-
tenumfangs reagiert, um den Inhalten breiteren Raum
zu bieten – eine vergleichsweise komfortable Lage. Das
war in seiner nun 70-jährigen Geschichte nicht immer
so, und es wäre für die Diskussion um Hochschulfragen
in Deutschland sehr schade gewesen, wenn diese Stim-
me verstummt wäre.
Um die Zukunft müssen wir uns von den angebotenen
Informationen her vorläufig keine Sorgen machen, wie
gerade die jüngste Entwicklung zeigt. Wir wenden uns
auch an Sie: Als unsere Leser*in sind Sie herzlich in diese
Zukunft eingeladen. Gestalten Sie die Zeitschrift durch
Ihre Beiträge mit – als Kommunikationsplattform zur
Darstellung eigener Projekte, Forschungsergebnisse
oder eigener Aktivitäten der Hochschulentwicklung und
-profilierung!
Qualität bedeutet Arbeit – und Arbeit verursacht materi-
elle und immaterielle Kosten. Sie werden für die abseh-
bare Zukunft auch künftig über Abonnements abge-
deckt. Es ist nicht beabsichtigt, wie insbesondere im an-
gelsächsischen Raum üblich, die Autor*innen einen Be-
trag für die Publikation ihres Artikels zahlen zu lassen. 

Anlage 1
Typische HSW-Themen der Wendezeit
Die Themen der einzelnen Aufsätze zeigen, was in jenen
Jahren – kurz nach der deutschen Vereinigung – die
Hochschulpolitik und Hochschulmitglieder umtreibt.
Bernd Okun „Was bleibt? Die ideologische Erblast der
DDR-Sozialwissenschaft und ihre Perspektive”, (1-92, S.
18ff.), Rosemarie Will „Die Humboldt-Universität im
vereinigten Berlin” (1-92, S. 21ff.), Irmgard Mengel „Zu
den Hoch- und Fachschulabschlüssen in der ehemaligen
DDR ,Beschluss zur Feststellung der Gleichwertigkeit’”,
(1-92, S. 37ff.), Michael Globig „Die Max-Planck-Gesell-
schaft in den neuen Bundesländern” (1-92, S. 40ff.),
Wolff-Dietrich Webler „Eine Schlacht für den Rechts-
staat gewonnen? Personalkommissionen an ostdeut-
schen Hochschulen” (2-92, S. 52ff.), „Rücknahme von
Berufungen studentischer Mitglieder der Personalkom-
mission an der TU Chemnitz – Offener Brief der Konfe-
renz der StudentInnenschaften an das Sächsische Staats-
ministerium für Wissenschaft und Kunst” (2-92, S. 58ff.),
Michael Bartoszek „Chemie in Berlin-Adlershof – Das
Wissenschaftler-Integrationsprogramm (WIP) – Chance
für einen Neubeginn oder nur Notlösung?” (3-93, S.
114ff.), „Brücke für den Ost-West-Dialog”. Interview mit
dem Jenaer Pathologen Ulrich Zwiener, (3-93, S. 145ff.),
Siegfried Kiel „Die gespaltene Reform der deutschen
Hochschulen – Wahrnehmungen aus einer spezifischen
ostdeutschen Sicht” (4-93, S. 181ff.), Gudrun Aulerich/
Karin Dobbeling „Umstrukturierung im tertiären Bil-
dungssektor der neuen Länder” (5-93, S. 217ff.), Jürgen
Schlegel berichtet über „Nicht nur Notlösung für die
Chemie in Adlershof: Das Wissenschaftler-Integra-
tionprogramm (WIP)” (6-93, S. 250ff.), Gustav-Wilhelm
Bathke/Karl-Heinz Minks „Allgemeine und berufliche
Werte von Hochschulabsolventen der ehemaligen DDR

im Spannungsfeld des gesellschaftlichen Umbruchs” (6-
93, S. 281ff.), Johannes Wildts Rezension zu Hilde
Schramm (Hg.): „Hochschule im Umbruch” (6-93, S.
297ff.), Hans-Joachim Bieber „Die Empfehlungen des
Wissenschaftsrates für die Hochschulen in den neuen
Ländern” (2-94, S. 62ff.), Hansgünter Meyer „Abbrüche
– vertane Chancen?” (2-94, S. 72ff.), Erhard Geissler
„Anmerkungen zur Situation in der Molekularbiologie in
Berlin-Buch vor und nach der Wende” (2-94, S. 82ff.),
Helga Schultz „Abbrüche in den ostdeutschen Geistes-
wissenschaften – vertane Chancen?” (2-94, S. 89ff.), Jür-
gen Kocka „Reformen von oben und außen” (2-94, S.
93ff.), Jürgen Kocka „Geisteswissenschaftliche Zentren:
Die umstrittene Innovation“ (3-94, S. 122ff.), Knut Ipsen
„Die VIADRINA Wiedergründung einer alten Hochschu-
le als Europa-Universität in Frankfurt/Oder” (3-94, S.
125ff.), Marlis Dürkopp (Interview) „Das, was hier von
vielen geleistet wurde, ist unglaublich” (5-94, S. 202ff.),
Winfried Benz „Hochschulerneuerung zwischen Anpas-
sung und Innovation aus Sicht des Wissenschaftsrates”
(5-94, S. 211ff.), Anke Burkhardt/Doris Scherer „Hoch-
schulpersonal-Ost im Wandel” (6-94, S. 276ff.), Hartmut
Griese „Und dann kam die Abwicklung – es war wie ein
kalter Schlag” (1-95, S. 40ff.), Dietrich Goldschmidt,
„Berufsschullehrer aus der DDR in gewandelter Verant-
wortung” (1-95, S. 52ff.). Bruno Hartmann gibt das WIP-
Memorandum bekannt: „Verwirklichung des Wissen-
schaftler-Integrationsprogramms (2-95, S. 95ff.), Peer
Pasternack schreibt über „Hochschule in die Demokra-
tie” (3-95, S. 152ff.), Siegfried Kiel beschreibt „Ostdeut-
sche Hochschulen in der Veränderung” (3-95, S. 168ff.).
Das Hochschulwesen hat auf diese Weise den deutschen
Vereinigungsprozess mit zahlreichen Artikeln aus West-
und Ostsicht intensiv analysiert, kommentiert, kritisiert,
dokumentiert. Solche Themen waren in Volumen und
Bedeutung nicht in wenigen Jahren abgearbeitet. 

Anlage 2
Zusammensetzung des Hg-Kreises
In dieser Zeit hat sich auch die Zusammensetzung des
Hg-Kreises geändert: Vor 20 Jahren (Stand 2002) waren
es noch Prof. Gustav-Wilhelm Bathke (Universität Halle-
Wittenberg); Dr. Peter Dallinger, Min. Direktor a.D.,
Bonn; Prof. Ludwig Huber (Universität Bielefeld); Dr. Jür-
gen Lüthje (Präsident der Universität Hamburg); Prof.
Beate Meffert (Humboldt-Universität Berlin); geschäfts-
führend: Dr. Wolff-Dietrich Webler, Akad. Direktor (Uni-
versität Bielefeld). Vor 10 Jahren (Stand 2012) gaben die
Zeitschrift heraus: Prof. Christa Cremer-Renz (Leuphana
Universität Lüneburg), Übergangspräsidentin im Fu-
sionsprozess mit der FH Nordost-Niedersachsen; Prof.
Gustav-Wilhelm Bathke (Universität Halle-Wittenberg);
Prof. Ludwig Huber (Universität Bielefeld); Prof. em. Cle-
mens Klockner, bis Ende 2008 Präsident der Fachhoch-
schule Wiesbaden; Dr. Jürgen Lüthje, Hamburg; Prof.
Beate Meffert (Humboldt-Universität Berlin); Dr. Klaus
Palandt, Min.Dirig. a.D., Landesbergen b. Hannover;
Prof. Ulrich Teichler (Universität Kassel); Prof. Wolff-Die-
trich Webler (Universität Bielefeld) (geschäftsführend);
Prof. Andrä Wolter (Humboldt-Universität Berlin). Im Ju-
biläumsjahr 2022 sind es: Dr. Sabine Behrenbeck (Wis-
senschaftsrat Köln); Prof. Sandra Buchholz (Deutsches
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Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung
GmbH (DZHW), Hannover; Dr. Annette Fugmann-Hee-
sing, Unternehmensberaterin, Berlin, ehem. Finanzmi -
nis terin (Hessen) und Finanz-Senatorin a.D. (Berlin);
Prof. Sylvia Heuchemer (Technische Hochschule Köln);
Mag. Sabine Koch (Bundesministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Forschung, Wien); Prof. Georg Krücken
(Universität Kassel); Dr. Antje Mansbrügge (Stiftung In-
novation in der Hochschullehre, Hamburg); Prof. Uwe
Schmidt (Johannes Gutenberg-Universität Mainz); Prof.
Beate Schücking (Universität Leipzig); Prof. Wolff-Die-
trich Webler (Institut für Wissenschafts- und Bildungs-
forschung Bielefeld) (geschäftsführend); Prof. Andrä
Wolter (Humboldt-Universität zu Berlin).

Anlage 3
Impactwerte unserer Zeitschriften
In den letzten Monaten wird vermehrt nach Impactwer-
ten der UVW-Zeitschriften gefragt – insbesondere im Zu-
sammenhang mit Qualifizierungsprozessen (z.B. bei ku-
mulativen Dissertationen) und aufgrund der Empfehlun-
gen der DFG auch für Leistungsberichte von Fachberei-
chen. Diese Entwicklung ist schon einige Jahre in den
Naturwissenschaften zu beobachten, gefolgt von der
Medizin und in jüngster Zeit verstärkt in der Psychologie. 
Für den impact (den Einfluss) einer Zeitschrift auf die
fachliche Kommunikation ist als Indikator die Häufigkeit
definiert worden, mit der ihre Texte im Durchschnitt von
zwei zurückliegenden Jahren in anderen Publikationen
zitiert werden. Das ist ein bibliometrischer Wert – bezo-
gen auf die Zeitschrift, nicht auf die Qualität ihrer Arti-
kel. Damit werden Zeitschriften bibliometrisch unterein-
ander verglichen. Allein das schon ist höchst fehleranfäl-
lig (s.u.). In der Anwendung kommt es häufig zu Fehlern,
weil der Impactfaktor als Indikator für die Qualität eines
einzelnen Artikels genommen wird, was er aber nicht
wiedergibt – und was auch von Seiten der Firma Clariva-
te Analytics (die die Daten ermittelt und als Handelswa-
re verkauft) nicht behauptet wird. Trotzdem stellt die
Tatsache, dass diese Impact-Faktoren eben doch immer
wieder als Indikator für die Qualität eines bestimmten
Artikels interpretiert werden, einen gravierenden Fehler
dar. In Qualifizierungsprozessen und Berufungsverfahren
wurde es nun für möglich gehalten, Artikel in einer Form
von Stellvertretung nicht mehr selbst zu lesen und zu
begutachten, um die Qualität des Textes festzustellen.
An die Stelle einer eigenen Bewertung des Textes trat
der Impactfaktor der Zeitschrift, in der der Artikel er-
schienen war (und dessen offensichtlich positives Begut-
achtungsergebnis). 
Zur Fehleranfälligkeit des Faktors selbst: Trotz ihrer
wachsenden Verbreitung ist die Anwendung von Im-
pact-Faktoren problematisch – schon in der Erhebung
mit gravierenden methodischen Fehlern behaftet, insbe-
sondere, weil oft unklar bleibt, welche Art Texte von der
Quantifizierung erfasst werden und in die entsprechen-
de Gleichung zur Ermittlung des impact eingehen (es
kann auch editorials u.ä. Texte umfassen – das ist mit der
die Faktoren bereitstellenden Firma Clarivate Analytics
verhandelbar!). Die Liste der Mängel ist jedoch wesent-
lich länger. Die UVW-Zeitschrift „Qualität in der Wissen-
schaft (QiW)“ (2009, Ausgabe 3+4) hat sich in mehreren

Beiträgen mit der Problematik befasst, und auch im In-
ternet sind zahlreiche Hinweise zu finden.3
Große Unterschiede ergeben sich auch aus fachdiszi-
plinären Arbeits- und Publikationsweisen. Um die Veröf-
fentlichung neuer Erkenntnisse zu beschleunigen, sind
die anfangs genannten Disziplinen schon länger dazu
übergegangen, kaum noch Monografien zu schreiben.
Dort erscheinen neue Forschungsergebnisse ganz über-
wiegend in Zeitschriftenartikeln. Das ist in den Geistes-
und Sozialwissenschaften anders. Welche Publikationen
gehen also jeweils in die Gleichung ein? Außerdem ist
dieser Faktor – wenn überhaupt – nur in den Grenzen
einer einzelnen Fachdisziplin anwendbar. So lautet die
Definition. Alle UVW-Zeitschriften sind aber bewusst
fächerübergreifend angelegt. Der Gegenstandsbereich
„Wissenschaft & Hochschule“ geht nicht in den Grenzen
einer einzelnen Disziplin auf. Mindestens 11 Diszipli-
nen4 beschäftigen sich regelmäßig mit diesem Gegen-
stand – ein großer Teil davon in den UVW-Zeitschriften.
Oft werden interdisziplinäre Bezüge schon in einem ein-
zigen Artikel hergestellt. Auch insofern ist dieses Maß
auf diese Zeitschriften nicht anwendbar.
Auf diese Situation hat die Arbeitsgemeinschaft der 
Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften
(AWMF) mit einem Beschluss reagiert:5
„Fachgesellschaften: Begutachtete Zeitschriften ohne
Impactfaktor
Die Kommission „Leistungsevaluation in Forschung und
Lehre“ (früher: Kommission „Bibliometrie“) der AWMF
hat alle Fachgesellschaften gebeten, die Zeitschriften zu
benennen, die im jeweiligen Fachgebiet mit wissen-
schaftlicher Begutachtung (peer review) publiziert wer-
den, aber nicht im SCIE oder SSCI gelistet sind. Kriterien
für die Anerkennung als wissenschaftliche Publikationen
durch die Fachgesellschaften sind dabei die folgenden:
1. Die Zeitschriften müssen mehrheitlich Originalarbei-

ten und wissenschaftliche Übersichtsarbeiten enthal-
ten. Eine Benennung von Organen mit überwiegen-
dem Mitteilungs- und/oder Fortbildungscharakter soll
nicht erfolgen.

2. Die Zeitschriften müssen über ein Peer-Review-Ver-
fahren mit definiertem Verfahrensablauf verfügen. 

3. Die Zeitschriften sollen als nationale und ggf interna-
tional bedeutsame wissenschaftliche Publikationsor-
gane im jeweiligen benennenden Fachgebiet allge-
mein anerkannt sein.

4. Benannt werden können sowohl Print- als auch On -
line-Journale, sofern sie die genannten Voraussetzun-

3 Ein besonders hilfreicher Überblick: https://de.wikipedia.org/wiki/Impact
_Factor – aber auch https://www.laborjournal.de/blog/?tag=impact-faktor
zu „Impactitis“. http://www.forschungsinfo.de/iq/iq_inhalt.asp?agora/Jour
nal_Impact_Factor/journal_impact_factor_inc.htmlXXXJournal%20Impact
%20Factor oder https://blogs.ub.tu-berlin.de/publizieren/2019/08/der-
journal-impact-factor-ein-geeignetes-mass/
Daneben häufige, wenig methodenkritische  Erläuterungen, z.B. https://
flexikon.doccheck.com/de/Impact-Faktor

4 Bildungsgeschichte, Wissenschaftstheorie (Philosophie), Wissenschaftsso-
ziologie, Hochschulmanagement (BWL), Pädagogische Psychologie, Allge-
meine und (Hochschul-)Fachdidaktik (Erziehungswissenschaft), Geografie
(Verhältnis Hochschule und Region), Architektur, Ingenieurwissenschaften
(Labore, Medien), Informatik, Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (in Ver-
bindung mit Absolventen- und Verbleibsstudien) usw.

5 https://www.awmf.org/forschung-lehre/komm-evaluation-von-fl/leistungs
evaluation-forschung/bibliometrie/fachzeitschriften.html
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gen erfüllen. Bei Online-Journals ist zudem eine dau-
erhafte Archivierung und Zitierfähigkeit inklusive
ISSN-Nummer zu fordern. 

5. Zeitschriften, die nur die wissenschaftlichen Abstracts
auch wissenschaftlicher Kongresse darstellen (Supple-
ments; Abstract-Bände), sollen nicht benannt werden,
während elektronische Publikationen wissenschaftli-
cher Poster durchaus benannt werden können, wenn
sie einem Peer-Review-Verfahren mit definiertem Ver-
fahrensablauf unterliegen.“

Nachbemerkung für Zeitschriften des UVW: Alle Zeit-
schriften erfüllen die vorgenannten Bedingungen.

Ergänzende methodenkritische Anmerkungen: Auf im-
pact-Faktoren zu setzen, nimmt erhebliche Verzerrun-
gen der Zitierhäufigkeiten in Kauf, die das Ergebnis end-
gültig in Frage stellen. a) Aktualität des Themas: Wenn
heute über Klimawandel, Wassermangel auf der Erde,
Krebserkrankungen oder Covid 19 geschrieben wird,
dann ist dem Artikel beinahe weltweit Aufmerksamkeit
sicher. Erscheint ein hervorragender Artikel über die Ge-
schichte der Grafschaft Ravensberg oder über die Ar-
beitslosen in Marienthal (klassische Studie der empiri-
schen Soziologie von 1933), ist nicht entfernt mit ver-
gleichbaren Zitationen zu rechnen. b) Publikationsspra-
che Englisch: Solche Artikel werden weltweit gelesen.
Erscheint ein hervorragender Artikel dagegen in einer
nationalsprachlichen Zeitschrift, kann er wegen der
Sprachbarriere nicht entfernt so häufig zitiert werden,
wie ein in Englisch geschriebener. Da Sprache nicht nur
Ausdruck des Denkens ist, sondern umgekehrt auch das
Denken beeinflusst, gibt es schwerwiegende Gründe,
nationalsprachliche Wissenschaftssprachen beizubehal-
ten bzw. zu fördern. Das stellt nicht infrage, dass Eng-
lisch z.Z. die lingua franka, die weltumspannende Spra-
che der Wissenschaft ist. c) Nachgewiesenermaßen ist
für einen Text, der nur in mehr oder weniger gutem Eng-

lisch als Zweitsprache verfasst wurde die Chance, in Spit-
zenzeitschriften publiziert zu werden, über das Peer Re-
view durch Muttersprachler geringer als für die von
Muttersprachlern geschriebenen Texte. Das ergibt einen
systematischen bias für Zweitsprachler. Es liegt also nahe
anzunehmen, dass innerhalb der Gruppe englischspra-
chiger Artikel die Texte von Muttersprachlern (wie schon
im Peer Review) höhere positive Beachtung und damit
Zitierhäufigkeit erreichen als von Autor*innen, deren
Texte in Englisch als Zweitsprache verfasst wurden. d) Zi-
tierhäufigkeiten verschieben sich auch dadurch, dass
sich ältere Autor*innen mit einer größeren Zahl voraus-
gegangener Publikationen (naheliegenderweise im Sin -
ne der Kontinuität eigener Arbeit) zunächst einmal auf
eigene Publikationen beziehen und dort anknüpfen. e)
Manipulationsmöglichkeiten kommen hinzu: die Zitier-
häufigkeiten eigener Arbeiten können mit Hilfe von Zi-
tierkartellen in die Höhe getrieben werden – was viel-
fach nachgewiesen worden ist. 

Zusammenfassung: Ungeachtet genereller, gravierender
methodischer Vorbehalte (auf die an dieser Stelle außer
Literaturhinweisen nur ansatzweise einzugehen war) ist
der Impactfaktor auf multidisziplinäre, interdisziplinäre
und transdisziplinäre Zeitschriften nicht anwendbar. Die
eigentlichen Qualitätskriterien für eine Zeitschrift – von
einer unabhängigen Organisation, der AWMF noch ein-
mal beschlossen – erfüllen die UVW-Zeitschriften in
vollem Umfang.

P.S.: Besonders hingewiesen sei auf den Artikel: Werner
Marx, Lutz Bornmann: Der Journal Impact Factor: Aus-
sagekraft, Grenzen und Alternativen in der Forschungse-
valuation.  https://www.bzh.bayern.de/uploads/media/
2-2012-Marx-Bornmann.pdf

Wolff-Dietrich Webler

L iebe Leser innen und Leser,

nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns willkommen.
Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Autorin und Autor. 
Der UVW trägt mit seinen Zeitschriften bei jahresdurchschnittlich etwa 130 veröffentlichten Aufsätzen er-
heblich dazu bei, Artikeln in einem breiten Spektrum der Hochschulforschung und Hochschulentwicklung
eine Öffentlichkeit zu verschaffen. Wenn das Konzept dieser Zeitschrift Sie anspricht – wovon wir natürlich
überzeugt sind – dann freuen wir uns über Beiträge von Ihnen in den ständigen Sparten 
•    Hochschulentwicklung und -politik, 
•    Ergebnisse der Hochschulforschung,
•    Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte, aber ebenso 
•    Rezensionen, Tagungsberichte, Interviews, oder im besonders streitfreudigen Diskussionsforum. 

Die Hinweise für Autorinnen und Autoren finden Sie unter: www.univers i taetsver lagwebler.de



49HSW 1+2/2022

Wettbewerb ist im Hochschulsystem zu einem zentralen
Governance-Modus geworden. Im Zuge von New Public
Management haben wettbewerbliche Prinzipien im
Hochschulsektor (wenn auch etwas verspätet im Ver-
gleich zu anderen Bereichen des öffentlichen Sektors)
stark zugenommen. Ausschreibungswettbewerbe sind
charakteristisch für diese Entwicklung. Unter Ausschrei-
bungswettbewerben verstehen wir zeitlich gebundene
Wettbewerbe mit relativ präzisen Verfahren, bei denen
um ein rares Gut gerungen wird, das von einem (oder
mehreren) Dritten, in diesem Fall dem Staat und den
von ihm mit der Durchführung betrauten Organisatio-
nen, als Preis zur Verfügung gestellt wird. Konkrete Aus-
schreibungswettbewerbe können so von eher generi-
schen Wettbewerben unterschieden werden, bei denen
mit Blick auf die Wettbewerber, das Verfahren, das an-
gestrebte Gut und die Dritten weniger Klarheit besteht –
beispielsweise der breiter zu denkende Wettbewerb von
Universitäten um Reputation (Stark 2020, S. 3). Die Zu-
nahme solcher Ausschreibungswettbewerbe hat dazu
geführt, dass es in der wissenschaftlichen und hoch-
schulpolitischen Publikationslandschaft eine mal mehr,
mal weniger intensive Auseinandersetzung mit ihnen
gibt. Es fehlt aber sowohl an Arbeiten, die einen
Überblick über solche Auseinandersetzungen mit Aus-
schreibungswettbewerben liefern, als auch an Arbeiten,
die sich mit dem Verhältnis unterschiedlicher Wettbe-

werbe zueinander beschäftigen. Diese Forschungslücken
visieren wir mit unserer Forschung an.1
In dem vorliegenden Beitrag blicken wir vergleichend
darauf, wie die Rezeption der zwei größten Ausschrei-
bungswettbewerbe im deutschen Hochschulsystem er-
folgt, indem wir uns anschauen, welche Kernelemente
beider Ausschreibungswettbewerbe in der wissenschaft-
lichen und hochschulpolitischen Diskussion hervorgeho-
ben werden. Diese beiden Wettbewerbe sind die Exzel-
lenzinitiative (ExIn) und der Qualitätspakt Lehre (QPL).
Beide zielen auf die zwei klassischen Kernaufgaben von
Universitäten: Forschung und Lehre. Ansonsten unter-
scheiden sich die beiden Wettbewerbe strukturell deut-
lich voneinander: Für das Bund-Länder-Programm für
bessere Studienbedingungen und mehr Qualität in der
Lehre (Qualitätspakt Lehre) stellten der Bund und die
Länder in der Zeit von 2011 bis 2020 insgesamt rund
zwei Milliarden Euro zur Verfügung, die von 2011 bis
2016 an 186 Hochschulen und von 2016 bis 2020 an
noch 156 verbliebene Hochschulen verteilt wurden (An-

Nicolai Götze, Georg Krücken & Tim Seidenschnur*

Reflexionspfade bei 
Ausschreibungswettbewerben

Die Exzellenzinitiative und der 
Qualitätspakt Lehre im Vergleich

Georg Krücken 

Competition in academia has reached a new level in the 21st century. Among other 
factors, New Public Management in higher education governance has led to an increase
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1 Dieser Beitrag ist im Rahmen des Forschungsprojekts „Multipler Wettbe-

werb in Forschung und Lehre: Organisationale Wettbewerbe und ihre Fol-
gen bei der Exzellenzinitiative und dem Qualitätspakt Lehre“ entstanden.
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dersson et al. 2020). Im Vergleich dazu stellten Bund
und Länder für die Exzellenzstrategie von 2006 bis 2017
4,6 Milliarden (1,9 Milliarden von 2006 bis 2011 und
2,7 Milliarden von 2012 bis 2017) Euro zur Verfügung
(BMBF 2021b). Es handelt sich also um deutlich höhere
Fördermittel, die zudem deutlich selektiver verteilt wer-
den. Elf Universitäten haben derzeit Exzellenzstatus, und
neben diesen Universitäten, an denen mehrere Exzel-
lenzcluster existieren, gibt es Exzellenzcluster an 21 wei-
teren Universitäten. Dass der Qualitätspakt Lehre zeit-
lich auf die Exzellenzinitiative folgte, kann man dahinge-
hend interpretieren, dass selektive Wettbewerbe wie die
Exzellenzinitiative zwar beim Wettbewerbserfolg zu-
gleich mit einem hohen Reputationsgewinn für die ge-
förderten Universitäten und die Bundesländer, in die sie
eingebettet sind, einhergehen. Jedoch gibt es im deut-
schen Hochschulsystem aufgrund seiner Geschichte und
Verfasstheit sowie der sie umgebenden politisch-institu-
tionellen Struktur („Föderalismus“) ausgleichende und
gegenläufige Tendenzen, die einem zu selektiven Wett-
bewerb, der sich bewusst nicht an alle Hochschulen
richtet und unter den Teilnehmenden eine hohe Anzahl
an Verliererinnen und Verlierern erzeugt, entgegenwir-
ken. Genau diese stärker egalitären und inklusiven Ten-
denzen im deutschen Hochschulsystem bildet der QPL
ab, der sich an ganz unterschiedliche Hochschultypen
richtet und in dessen Rahmen deutlich breiter und weit-
aus weniger selektiv gefördert wird. Die unterschiedli-
che Selektivität in den beiden Ausschreibungswettbe-
werben wird auch in den genannten Zielen deutlich.
Während im Rahmen der Exzellenzstrategie explizit das
Ziel genannt wird, durch die Förderung von Spitzenfor-
schung im internationalen Wettbewerb konkurrenzfähig
zu sein (davon ausgehend, dass es im internationalen
Wettbewerb primär auf Forschung ankommt) (BMBF
2021b), werden die Ziele des QPL stärker in den Bahnen
inkrementeller und organisationsbezogener Verbesse-
rung der Lehrqualität und Lehrmethoden an allen öf-
fentlichen Hochschulen verortet (BMBF 2021a). 
Trotz aller Unterschiede zwischen der ExIn und dem QPL
bleibt festzuhalten, dass es sich in beiden Fällen um
Ausschreibungswettbewerbe handelt. Es stellt sich nun
die Frage, wie der Wettbewerbscharakter beider Aus-
schreibungswettbewerbe in der wissenschaftlichen und
hochschulpolitischen Literatur rekonstruiert wird und
welche Aspekte in Publikationen, die Bezug auf die
Wettbewerbe nehmen, hervorgehoben, betont oder
ausgespart werden. Die Analyse von Abstracts der wis-
senschaftlichen und hochschulpolitischen Literatur über
beide Ausschreibungswettbewerbe vermittelt interes-
sante Einsichten, welche Wettbewerbselemente in der
Diskussion eines Ausschreibungswettbewerbs besonders
betont werden und wie ein Ausschreibungswettbewerb
sozial rekonstruiert wird. Einblicke in diese unterschied-
lichen Reflexionspfade sind für die Hochschulforschung
und -praxis gleichermaßen relevant. 
Unter Wettbewerbselementen verstehen wir die betei-
ligten Wettbewerbsakteurinnen und -akteure, relevante
Dritte und die raren Güter, um die gerungen wird (Wer-
ron 2015). Darüber hinaus gibt die Diskussion Auf-
schluss über die in der Literatur thematisierten inten-
dierten und nicht-intendierten Effekte von Ausschrei-

bungswettbewerben im deutschen Hochschulsystem
(Krücken et al. 2021). 
Die Rekonstruktion der Debatten erfolgt im Rahmen
einer sozialkonstruktivistischen Perspektive und basiert
auf der Annahme, dass Wettbewerb nicht nur durch die
Implementierung neuer Steuerungsmechanismen ent-
steht, sondern auch abhängig davon ist, wie ihn betei-
ligte Akteurinnen und Akteure rezipieren. Diese Rezep-
tion kann man deshalb als Teil der dem Wettbewerb in-
härenten Dynamik verstehen. 
In unserem Beitrag werden wir zunächst knapp die Rolle
von Ausschreibungswettbewerben im deutschen Hoch-
schulsystem beleuchten und ihre Entwicklung mit Bezug
auf den QPL und die ExIn beschreiben (1). Anschließend
stellen wir unsere Methode vor, die in einem systemati-
sierten Literaturreview besteht (2). Daran anschließend
erfassen wir die Rezeption beider Wettbewerbe in der
Literatur, zunächst für den QPL (3), dann für die ExIn (4).
Inhaltich geht es darum, aus welchen Perspektiven im
wissenschaftlichen und hochschulpolitischen Diskurs
mit Blick auf welche Akteurinnen und Akteure, Dynami-
ken und Folgewirkungen die beiden Ausschreibungs-
wettbewerbe rekonstruiert werden. Im Fazit fassen wir
die Erkenntnisse der Forschung über die soziale Rekon-
struktion beider Ausschreibungswettbewerbe zusam-
men und gehen auf Limitationen und geplante weiter-
führende Forschungsarbeiten ein (5).

1. Ausschreibungswettbewerbe im deutschen
Hochschulsystem 

Wettbewerb als Governance-Modus hat in unterschied-
lichen nationalen Hochschulsystemen zugenommen
(Musselin 2018; Krücken 2021). Das trifft auch auf das
deutsche Hochschulsystem zu und durchzieht es auf in-
dividueller, organisationaler und systemischer Ebene.
Die Bedeutung von Exzellenzwettbewerben und Ran-
kings ist unübersehbar und in eine viel breitere Entwick-
lung eingebettet. Szöllösi-Janze (2021) zeigt in ihrer Ar-
chäologie des Wettbewerbs für das deutsche Hochschul-
system, wie traditionelle Wettbewerbselemente um
neue wettbewerbliche Governanceformen und Arenen
der Konkurrenz ergänzt und verändert worden sind. In
dieser Archäologie argumentiert sie, dass trotz bereits
vorhandener Wettbewerbselemente die wettbewerbli-
che Governance während der 1960er und 1970er nur
eine untergeordnete Bedeutung spielte. Zusammenfas-
send zeigt sich ihr zufolge ein komplexes Zusammen-
spiel unterschiedlicher Faktoren, die zur Genese und
Verbreitung des Wettbewerbsparadigmas geführt ha -
ben. Wichtige Faktoren sind dabei die seit den frühen
1980er Jahren einsetzende Kritik an der Grundverfasst-
heit deutscher Universitäten und des Universitätssys -
tems insgesamt; die ebenfalls in diesem Zeitraum einset-
zende Ernüchterung in Bezug auf die staatlichen Pla-
nungs- und Steuerungskapazitäten bei immer weiter
steigenden Ausgaben, nicht nur im Hochschulbereich;
die zunehmende Orientierung am Leitbild des Wettbe-
werbsföderalismus in der deutschen Politik; die Befürch-
tung, dass Deutschland ohne umfassende Reformen im
Rahmen einer globalen Wissensökonomie gegenüber
anderen Staaten wissenschaftlich und technologisch
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zurückfallen wird; europäische Entwicklungen wie der
Bologna-Prozess und die Lissabon-Deklaration, die die
Schaffung eines einheitlichen europäischen Hochschul-
und Forschungsraums mit der Positionierung im globa-
len Wettbewerb verknüpften; Autonomiebestrebungen
der Universitäten sowie neue Instrumente der kennzah-
lenbasierten und outputorientierten Leistungsmessung
in ganz unterschiedlichen Bereichen und deren zuneh-
mende Akzeptanz von Seiten der Hochschulen. Hoch-
schul-Governance durch Wettbewerb erschien vor die-
sem Hintergrund als naheliegende Lösung. Das damit
verbundene Versprechen, ganz unterschiedliche Proble-
me so anzugehen, dass der Staat zwar entlastet wird,
ohne sich dabei wie bei Marktprivatisierungen langfris -
tig seiner Handlungsmöglichkeiten zu berauben, hatte
eine hohe Strahlkraft im hochschulpolitischen Diskurs.
Staatliche Ausschreibungswettbewerbe können vor die-
sem Hintergrund als ein neuartiges Governance-Instru-
ment verstanden werden, das zudem an meritokratische
und leistungsorientierte Selbstbeschreibungen des
Hochschulsystems anschließt. Was lässt sich zu beiden
Wettbewerben sagen, bevor es in die Analyse der Refle-
xionspfade geht?
Der QPL war ein Bund-Länder-Programm, das die Ver-
besserung und Innovation von Lehre zum Ziel hat. Kon-
kret wird anvisiert, die Personalausstattung für Lehre,
Betreuung und Beratung an den Hochschulen zu verbes-
sern, die Hochschulen bei der Qualifizierung bzw. Wei-
terqualifizierung ihres Personals für die Aufgaben in
Lehre, Betreuung und Beratung zu unterstützen sowie
eine qualitativ hochwertige Hochschullehre zu sichern
und weiterzuentwickeln (BMBF 2022). Von 2011 bis
2020 wurden Universitäten, Fachhochschulen sowie
Kunst- und Musikhochschulen insgesamt zwei Milliar-
den Euro an Fördermitteln zur Verfügung gestellt. Das
Programm wird seit 2021 unter dem Namen „Innovati-
on in der Hochschullehre“ fortgeführt; neue Trägerorga-
nisation ist die Toepfer Stiftung gGmbH, die sich in
einem Ausschreibungsverfahren gegenüber der Konkur-
renz durchgesetzt hat. Während des QPL-Programms ist
die Förderung in zwei Förderphasen verlaufen und An-
träge konnten in den zwei Programmlinien Einzel- und
Verbundvorhaben eingereicht werden. In der ersten
Linie konnten sich Hochschulen mit Anträgen bewer-
ben, die auf die Exzellenz der gesamten Organisation im
Bereich der Lehre zielten. Die zweite Linie erlaubte die
Antragstellung in Verbundvorhaben, in denen sich meh-
rere Universitäten gemeinsam in Projekten beworben
haben, die aber in den einzelnen Organisationen jeweils
nur ausgewählte Bereiche betrafen (Altfeld et al. 2013).
Die Förderung erfolgte dann in zwei Phasen. In der er-
sten Förderphase erfolgte die Antragstellung 2010. Jede
öffentliche Universität, Fachhochschule und Musik- und
Kunsthochschule konnte sich hier bewerben. In der
zweiten Förderphase (Förderung von 2016 bis 2020)
konnten sich dann nur noch die Universitäten und
Hochschulen bewerben, die bereits in der ersten Phase
eine Förderung erhalten hatten, wobei nicht alle von
ihnen weiter gefördert wurden – diese Einschränkung ist
unter Wettbewerbsaspekten von hoher Bedeutung und
weicht von der Exzellenzinitiative bzw. -strategie ab. Ein
weiterer wesentlicher Unterschied des QPL zur Exzel -

lenz initiative besteht in seiner breiten Förderstrategie.
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) förderte in der ersten Periode bis 2016 insge-
samt 186 Hochschulen mit 253 Projekten. 78 der 88 an-
tragsberechtigten öffentlichen Universitäten erhielten
eine Förderung. In der zweiten Förderperiode bis 2020
erhielten 156 Hochschulen weiterhin Unterstützung,
darunter 71 Universitäten (BMBF 2021a). Das BMBF
gibt auf seiner Homepage an, dass rund drei Viertel aller
antragsberechtigten Hochschulen in Deutschland eine
Förderung erhalten (BMBF 2021c).
Mit der Exzellenzinitiative bzw. -strategie stärken Bund
und Länder die universitäre Spitzenforschung. Ur-
sprünglich wurden Projekte in drei Förderlinien ausge-
zeichnet: Graduiertenschulen zur Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses, Exzellenzcluster zur För-
derung der Spitzenforschung und Zukunftsprojekte, die
die gesamte Universität betreffen (BMBF 2010). Auch
hier gibt es also, neben den Graduiertenschulen, die
Unterscheidung zwischen der Förderung der gesamten
Organisation („Zukunftskonzepte“) und der Förderung
einzelner Bereiche in Organisationen über Exzellenz -
clus ter. In der ersten Runde der Exzellenzinitiative wur-
den drei Universitäten als Exzellenzuniversitäten mit
ihren Zukunftskonzepten sowie 17 Cluster gefördert. In
der zweiten Runde waren es sechs Universitäten und 20
Cluster, in der dritten Runde elf Universitäten und 42
Cluster. Zudem werden seit November 2019 zehn Ex-
zellenzuniversitäten und ein Exzellenzverbund aus Mit-
teln der Exzellenzstrategie gefördert. Hier ist die Aus-
wahl im Vergleich zum QPL also deutlich selektiver. Ge-
rade mit Blick auf die Exzellenzuniversitäten ist auch zu
bedenken, dass beispielsweise im Rahmen der Exzel-
lenzstrategie sich nur diejenigen Universitäten als Exzel-
lenzuniversität bewerben konnten, die in der ersten
Förderlinie mit mindestens zwei oder im Verbund mit
drei Exzellenzclustern erfolgreich waren (BMBF 2021b).
Damit wird die für die Exzellenzinitiative charakteristi-
sche Förderung der Gesamtorganisation im Zusammen-
hang mit besonders leistungsstarken Einzelbereichen
fortgesetzt. Die damit verbundene Selektivität zuguns -
ten der Förderung von Spitzenforschung begründet das
BMBF unter anderem mit der Bedeutung von Forschung
für die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands: „Für die universitäre Spitzenforschung wurde die
Exzellenzinitiative vor über 10 Jahren ins Leben geru-
fen. Denn der Wettbewerb um Reputation und interna-
tionale Sichtbarkeit in der Wissenschaft wird über -
wiegend auf dem Feld der Forschung ausgetragen.
Deutschland braucht deshalb international anerkannte
Forschungsleistung“ (BMBF 2021b).
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine wesentli-
che Gemeinsamkeit beider Wettbewerbe darin besteht,
dass sie jeweils eine der zwei klassischen Kernaufgaben
von Universitäten (Forschung oder Lehre) anvisieren.
Zudem geht es – im Unterschied zum klassischen wis-
senschaftlichen Wettbewerb auf der individuellen Ebene
– um den Wettbewerb auf der Organisationsebene, da
sich die ExIn und der QPL an Hochschulen als Antrag-
stellende richten. Ansonsten unterscheiden sich die bei-
den Wettbewerbe deutlich voneinander. Wie wir bereits
in der Einleitung deutlich gemacht haben, ist die Exzel-



52

Hochschulforschung HSW

HSW 1+2/2022

lenzinitiative selektiver und verspricht einen hohen Sta-
tusgewinn für die geförderten Universitäten, die als Ex-
zellenzuniversitäten wahrgenommen werden (Schmidt
2018). Der QPL hingegen verspricht keinen vergleichba-
ren Statusgewinn. Im Rahmen des QPL sind zudem öf-
fentliche Hochschulen insgesamt, nicht nur Universitä-
ten, antragsberechtigt und es wird breiter gefördert.

2. Methodisches Vorgehen: systematisiertes2

Literaturreview 
Um die Rezeption der Ausschreibungswettbewerbe QPL
und Exzellenzinitiative komparativ zu analysieren, haben
wir einen systematischen Ansatz des Literaturreviews
gewählt (Booth et al. 2016). Der Literaturkorpus basiert
auf einer systematischen Literatursuche in zwei Daten-
banken. Um die deutschsprachige wissenschaftliche und
hochschulpolitische Literatur bestmöglich abzudecken,
haben wir die Literaturdatenbank FIS Bildung verwen-
det. Bei dieser Datenbank handelt es sich um die umfas-
sendste interdisziplinäre deutschsprachige bibliografi-
sche Quelle für Literatur im Bereich der Bildungsfor-
schung mit einer breiten fachlichen Abdeckung (Dees/
Botte 2012; Oerder et al. 2018). Wir haben diesen Litera-
turkorpus um weitere Literatur aus dem Web of Science
ergänzt und damit dem Umstand Rechnung getragen,
dass in der Hochschul- und Wissenschaftsforschung For-
schungsergebnisse auch in englischsprachigen Publikati-
onsforen veröffentlicht werden. 
Innerhalb dieser Datenbanken haben wir dann anhand
von Suchstrings die relevante Literatur zur Exzellenz ini -
tiative und zum Qualitätspakt Lehre identifiziert. Dabei
wurden in der FIS Datenbank in Titeln, Abstracts und den
Keywords Begriffe3 gesucht („Exzellenzinitiative“, „Exzel-
lenzstrategie“, „Exzellenzwettbewerb“, „Qualitätspakt
Lehre“, „QPL“), die mit der Exzellenzinitiative und dem
Qualitätspakt Lehre in Verbindung stehen. Außerdem
wurden Begriffe wie „Wettbewerb“ in Kombination mit
„Initiative“ sowie „Preisverleihung“, „Lehrpreis“ einbezo-
gen. Die Suche haben wir insgesamt auf Texte be-
schränkt, in denen Universität, Hochschule oder Wissen-
schaft im Titel, dem Abstract oder den Keywords vor-
kommen. Der Aufbau des Suchstrings im Web of Science
ist analog zu dem, den wir bei der FIS Datenbank ange-
wendet haben. Hier haben wir die Suchbegriffe ins Engli-
sche übersetzt4. Außerdem wurde zusätzlich die Bedin-
gung eingefügt, dass „German*“ vorkommen muss, um
nur Texte zur deutschen Exzellenzinitiative und zum
deutschen Qualitätspakt Lehre zu integrieren. Einige
Texte verwendeten auch hier die deutschen Begriffe „Ex-
zellenzinitiative“ oder „Qualitätspakt Lehre“. Deshalb
wurden auch diese deutschsprachigen Suchstrings mit-
einbezogen. Wir haben uns in beiden Datenbanken vor-
nehmlich auf die Textformate „Zeitschriftenaufsätze“,
„Sammelwerksbeiträge“ und „Monografien“ konzen-
triert. Im Falle der FIS Bildung umfasst die Kategorie Mo-
nografien ebenso sogenannte „graue Literatur“. Unter
Monografien aufgeführte Sammelwerke wurden aus dem
Korpus entfernt. Im Web of Science wurden ebenfalls ge-
listete conference proceedings miteinbezogen. In beiden
Datenbanken wurden nur Texte einbezogen, die seit
2005 erschienen sind, da die Exzellenzinitiative, als zeit-

lich dem QPL vorgelagerter Ausschreibungswettbewerb,
2005 politisch vereinbart wurde.
Der gematchte Datensatz (Bruttokorpus) umfasste 665
Dokumente. 259 Dokumente haben wir aus unterschied-
lichen Gründen aus dem Datenkorpus ausgeschlossen.
27 Dokumente befassten sich nicht mit dem Hochschul-
bereich, 19 Dokumente bezogen sich nicht auf Deutsch-
land, 153 bezogen sich nicht auf den Qualitätspakt Lehre
oder die Exzellenzinitiative, 45 Dokumente waren der
Kategorie Monografien zugeordnete Sammelwerke und
acht Dokumente wiesen kein Abstract auf. Daher umfasst
unser Nettokorpus 406 Dokumente. 
Die Titel, Abstracts und Keywords der relevanten Texte
wurden anschließend in MaxQDA importiert und einer
qualitativen Inhaltsanalyse unterzogen (Mayring 2015).
Aus dem Material heraus wurden dabei verschiedene
Kategorien gebildet, die die Reflexionspfade in der wis-
senschaftlichen und hochschulpolitischen Diskussion
über beide Ausschreibungswettbewerbe abbilden. Da -
bei ist zu bedenken, dass in manchen Abstracts mehr als
eine Kodierung vorgenommen wurde, weil sie mehr als
einen Reflexionspfad aufgreifen. In diesen Fällen gibt es
multiple Zuordnungen hinsichtlich der Reflexionspfade.
Beim QPL ließ sich das Material in Beschreibungen der
Struktur des Ausschreibungswettbewerbs und in inten-
dierte und nicht-intendierte Effekte sowie Kriterien und
Instrumente zur Beurteilung von Leistungen strukturie-
ren. Bei der ExIn haben sich diese Codes ebenfalls aus
dem Material ergeben. Wegen des deutlich breiteren
Datenkorpus und einer anderen Rezeptionslogik sind
hier aber auch weitere Codes entstanden, die sich aus
hinreichend dicht behandelten Themenschwerpunkten
ergeben. Hier behandeln wir in zusätzlichen Codes die
Themen Governance, Wettbewerbsobjekte, Gestal-
tungsspielräume und Vermessungsprobleme5. In beiden
Fällen haben wir Kodierungen, die nur in wenigen
Beiträgen auftraten und nicht in andere Codes übertra-
gen werden konnten, nicht für die Analyse berücksich-
tigt. Die Literaturangaben in der Analyse verweisen auf
Beiträge aus unserem Literaturkorpus. Die Verweise auf

2 Wir verwenden den Begriff des systematisierten Reviews, um zu betonen,
dass die Studie auf einer transparenten und reproduzierbaren Methodolo-
gie basiert, sich aber in einzelnen Punkten von systematischen Literatur
Reviews (SLR) im engen Sinn unterscheidet. Unsere Studie folgt nicht in
allen Details der von der Campbell oder Cochrane Collaboration definier-
ten Methodologie (Wang et al. 2021). Aufgrund der Datenbankeigen-
schaften der FIS Bildung kann beispielsweise kein back and forward
tracking – als zentrales Element des SLR – vorgenommen werden, da FIS
Bildung keine Zitationen der gelisteten Literatur erfasst.

3 Im Falle des FIS Bildung war der Suchstring wie folgt: ( ( (Freitext: Qua -
litaets pakt und Lehre) oder (Freitext: Preisverleihung oder Lehrerpreis*
oder Lehrpreis* oder QPL oder Exzellenzinitiative* oder Exzellenzstrategie*
oder Exzellenzwettbewerb*) ) oder (Freitext: Initiative* und Wettbewerb*)
) und (Freitext: Universit* oder Hochschul* oder Wissenschaft*) ).

4 TS=(„teaching quality pact“ OR „quality pact for teaching“) OR TS=(„tea-
ching award*“ AND german*AND (universit* OR higher educ* OR scienc*))
OR TS=(competiti* AND initiative AND german* AND (universit* OR higher
educ* OR scienc*)) OR TS=(„teaching grant*“ AND german* AND (univer-
sit* OR higher educ* OR scienc*)) OR TS=(„excellence competiti*“ AND
german* AND (universit* OR higher educ* OR scienc*)) OR TS=(„excellence
initiativ*“ AND german* AND (universit* OR higher educ* OR scienc*)) OR
TS=(„excellence initiative*“ AND german* AND (universit* OR higher educ*
OR scienc*)) OR TS=(„excellence strateg*“ AND german* AND (universit*
OR higher educ* OR scienc*)) OR TS=(„ exzellenzinitiative“ AND (universit*
OR higher educ* OR scienc*)) Or TS (qualitätspakt AND lehre)

5 Die Diskussion um Kriterien und Instrumente zur Beurteilung von Leistun-
gen ist im Falle der Exzellenzinitiative unter diesem Code gefasst.
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die breite Literaturgrundlage der Arbeit, die sich aus
dem systematischen Review ergibt, leisten wir durch „in
text citations“. Wir führen die Literatur aus dem Daten-
korpus, auf die wir in unserer Analyse verweisen, aber
nicht im Literaturverzeichnis auf. Das würde den Um-
fang eines üblichen Literaturverzeichnisses sprengen. Zu
Dokumentationszwecken fügen wir dem Beitrag Appen-
dix 1 und 2 an.6 Appendix 1 enthält alle Literaturhin-
weise, auf die wir in der Analyse der Debatte des QPL
verweisen. Appendix 2 enthält alle Literaturhinweise,
auf die wir in der Analyse der Debatte um die ExIn ver-
weisen. Die nur in Appendix 1 und 2 aufgeführten Lite-
raturangaben werden durch ein * vor der „in text cita -
tion“ markiert.

3. Die Rezeption des QPL
Unsere Analyse bezieht sich auf insgesamt 83 Beiträge,
die einen direkten Bezug zum QPL aufweisen. 79 davon
sind in deutscher Sprache verfasst, vier auf Englisch. 44
sind Sammelbandbeiträge, 25 Zeitschriftenartikel, acht
Bei träge fallen eher in den Bereich graue Literatur und
der Datensatz beinhaltet sechs Monografien. Die Ab-
stracts dieser Beiträge haben wir inhaltlich ausgewertet,
mit Blick auf ihren Inhalt kodiert und ihre Bezugnahme
auf Wettbewerb analysiert. Durch die Kodierung haben
wir folgende Schwerpunkte der Diskussion herausgear-
beitet: Die Struktur des Wettbewerbs [10]7, nicht-inten-
dierte Folgewirkungen und Probleme [8], intendierte Ef-
fekte [123] (in den Bereichen Digitalisierung [18], Lehr-
qualität [48], organisationale Veränderungen [27] und
Lehrinnovationen [30]) sowie Kriterien und Instrumente
zur Beurteilung von Leistungen [33] im Zuge des QPL.

a) Struktur des Wettbewerbs
Bei zehn Beiträgen geht es um die Struktur des Wettbe-
werbs und eine historische Perspektive auf Ausschrei-
bungswettbewerbe mit Bezug auf Lehre. Strukturell wird
zum Beispiel der finanzielle Umfang der Förderung be-
tont (*Hiller 2012), der Anteil der geförderten Hoch-
schulen (*Bebber 2011), der Umfang zusätzlichen Lehr-
personals (*Müller et al. 2013) und auch die rechtlichen
Grundlagen und Modalitäten des Förderprogramms
(*GWK 2015). In den entsprechenden Beiträgen wird
aber auch historisch untersucht, wie Ausschreibungs-
wettbewerbe im Bereich der Lehre entstanden sind. Sie
analysieren, welche Entwicklungspfade und Beurteilun-
gen der Ausgangssituationen zu welchen Strukturen der
Initiative führten (*Reis 2015) und welche Rolle der QPL
im Kanon unterschiedlicher Fördermöglichkeiten spielt,
die Hochschulen zur Weiterentwicklung der Lehre in Er-
wägung ziehen (*Klages et al. 2013). 
Jenseits dieses historisch interessierten Reflexions -
pfades lässt sich die Diskussion um den QPL gut erfas-
sen, indem man sie in Arbeiten unterteilt, die entweder
stärker nicht-intendierte oder stärker intendierte Effek-
te in den Blick nehmen. Im Fall des QPL ist dabei auf-
fällig, dass die Diskussion nicht-intendierter Effekte
sehr schmal ausfällt, während die Diskussion intendier-
ter Effekte und Fallbeschreibungen von Projekten, mit
denen diese Effekte erreicht worden sind, sehr umfang-
reich erfolgt.

b) Nicht-intendierte Folgewirkungen und Probleme
Nicht-intendierte Folgewirkungen sind nicht per se kri-
tisch zu bewerten, denn sie können sowohl mit positi-
ven als auch negativen Handlungsresultaten verbunden
sein. In den Abstracts zu den beiden Ausschreibungs-
wettbewerben werden jedoch fast ausschließlich nicht
erwünschte nicht-intendierte Folgewirkungen reflek-
tiert. Im Fall der Reflexion des QPL gibt es verhältnis-
mäßig wenige Hinweise auf nicht-intendierte Folgewir-
kungen des QPL. Falls doch, dann zumeist eher kritisch.
Hinweise beziehen sich z.B. auf die Nachhaltigkeit neu
geschaffener Serviceleistungen im Bereich der Lehre. So
argumentiert Heinrich (*2020), dass „trotz manch neuer
Finanzierungsquelle [...] nicht jedes Ser vice angebot in
dauerhafte Strukturen“ überführt werden kann. Außer-
dem wird auf das Problem verwiesen, dass die Ziele des
QPL unklar sind und kein Erfolg in der Breite nachgewie-
sen werden kann (*Bundesrechnungshof 2019). Proble-
matisiert wird auch die Schwierigkeit, Effekte der Qua-
litätssteigerungen durch den QPL und damit erzielte Er-
folge präzise zu vermessen (*Beuße et al. 2016; *Bosse
et al. 2016). Nicht-intendierte Effekte werden auch in
dem kompensatorischen Einsatz der QPL-Mittel identifi-
ziert. Bloch et al. (*2018, *2019) zeigen, dass im Rah-
men des QPL eingeworbene Mittel eingesetzt werden,
um damit beispielsweise forschungsstarke Bereiche von
hohen Lehrbelastungen zu befreien, um auf diese Weise
dort mehr Zeit für das Einwerben von Forschungsmitteln
zu haben. Das ist insofern ein unerwünschter nicht-in-
tendierter Effekt, da Lehrexzellenz auf diesem Wege als
Instrument zur Erreichung von Forschungsexzellenz er-
scheint und die Lehre damit eine untergeordnete Be-
deutungszuschreibung erfährt.

c) Intendierte Folgewirkungen
Während die kritische Diskussion von Problemen und
nicht-intendierten Effekten des QPL nur schlaglichtartig
erfolgt, existiert eine breite Literatur, die intendierte Wir-
kungen und Erfolge des QPL illustriert. Insbesondere
werden hierbei Fortschritte im Bereich des E-Learning
hervorgehoben. Zawacki-Richter et al. (*2014) halten
beispielsweise fest, „das(s) Lernen und Lehren mit digita-
len Medien an Hochschulen (...) stark an Bedeutung ge-
wonnen (hat) und (…) durch aktuelle Programme des
BMBF wie den ‚Qualitätspakt Lehre‘ (…) weiter gefördert
wird“. Neben diesen allgemeinen Ausführungen gibt es
auch eine ganze Reihe von Beiträgen, die die Leistungen
einzelner Projekte, die sich um die Digitalisierung in der
Lehre drehen, an ausgewählten Hochschulen hervorhe-
ben (*Arnold et al. 2014; *Dubrau et al. 2014; *Gutzler et
al. 2014; *Häfner 2014; *Koch-Thiele et al. 2015; *Bir-
kenkrahe et al. 2019; *Müller et al. 2019; *Breitschuh et
al. 2020). Auch die Verbesserung der Lehrqualität, bei-
spielsweise durch die Förderung hochschuldidaktischer
Angebote für Lehrende, wird hervorgehoben (*Beuße et

6 Zu diesem Artikel ist ein Online-Appendix verfügbar. Dieser ist über fol-
genden Link abrufbar: www.uni-kassel.de/go/HSWQuali
Er enthält die im Analyseabschnitt zitierte Literatur (Appendix 1 zum Qua-
litätspakt Lehre und Appendix 2 zur Exzellenzinitiative). Zitationen aus
dem Online-Appendix sind im Text mit einem Stern (*) markiert.

7 In eckigen Klammern wird in unserem Beitrag die Zahl der zu diesem The -
ma kodierten Beiträge genannt.
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al. 2021; *Brendel 2012), und die Verbesserung des Stu-
dienbeginns durch die Umgestaltung der Studienein-
gangsphase (*Breitschuh et al. 2020) wird durch die Prä-
sentation von einzelnen Projekten betont. 
Darüber hinaus werden auch organisationsstrukturelle
Veränderungen an einzelnen Universitäten betont:
Diese reichen von der Einführung von Managementsys -
temen und Instrumenten zur Qualitätssicherung und
Entwicklung (*Arnold et al. 2014; *Meinhard 2014;
*Winzker 2020), über die Etablierung von leistungsbe-
zogener Mittelvergabe an die Fachbereiche (*Breken-
kamp et al. 2020) bis zur Schaffung von Unterstützungs-
strukturen (*Heinrich 2020). 
Auch diese Diskussion beinhaltet zumeist Texte, die
hochschulspezifisch sind, sich also auf Modellversuche
an einzelnen Organisationen beziehen, ohne darüber-
hinausgehende und für das Hochschulsystem insgesamt
relevante Fragen zu adressieren. Das betrifft beispiels-
weise den Ausbau hochschuldidaktischer Einrichtungen
(*Brendel 2012), eines Qualitätssicherungsprogramms
(*Heinrich 2020), eines E-Learning Centers (*Arnold et
al. 2014), eines Zentrums für Informations- und Me-
dientechnologie (*Meinhard 2014) und weiterer Einrich-
tungen. Schließlich werden Erfolge in der Vernetzung
hervorgehoben, „realisierte Mehrwerte“ also, „die sich
aus der intensiven Vernetzung unterschiedlicher Akteure
der Universität ergeben“ (*Meinhard 2014, siehe auch
*Albrecht et al. 2020; *Breitschuh et al. 2020). Außer-
dem werden Lehrinnovationen und Weiterentwicklun-
gen im didaktischen Bereich angesprochen, die mit QPL-
Mitteln gefördert worden sind. Hier geht es um neue
Lehr- und Lernkulturen (*Klages et al. 2013), Curricu -
lum entwicklung (*Wetzel et al. 2020), Mentoring und
Peer-Events (*Kraut et al. 2020), den Einsatz innovativer
Methoden (*Ritzenhoff et al. 2012) und Interaktivität in
der Lehre (*Hofmann et al. 2016). Erneut findet sich hier
immer wieder der konkrete Bezug auf einzelne Projekte
an bestimmten Hochschulen (z.B. *Meinhard 2014;
*Ogurol et al. 2014; *Ritzenhoff et al. 2012 u.v.m.). 

d) Kriterien und Instrumente zur Beurteilung von Leis -
tungen
Neben den intendierten Folgen bildet eine Diskussion
um Kriterien und Instrumente der Beurteilung von Leis -
tungen eine hervorgehobene Rolle. Dabei wird kaum auf
allgemeine Leistungskriterien zur Evaluation der QPL-
Förderlinie eingegangen, sondern primär auf die Evalua-
tion von Einzelprojekten und deren Instrumente und
Methoden (*Beuße et al. 2016; *Beuße et al. 2017;
*Beuße/Hartz 2021) sowie selbst definierte Kriterien von
Erfolg (*Brendel 2012; *Buer et al. 2020; *Haak/Rein-
hold 2014) sowie Lehrqualität (*Winzker et al. 2020).
Eine über die Evaluation von Einzelprojekten hinausge-
hende Beurteilung des Programms findet nur im Rah-
men der BMBF-finanzierten QPL-Begleitforschung
(*Bloch et al. 2018, 2019) und der Programmevaluation
(*Altfeld et al. 2013; *Altfeld et al. 2016; *Andersson et
al. 2018; *Andersson et al. 2020) statt.
Abschließend lässt sich bezüglich der Diskussion um den
QPL festhalten, dass dieser Wettbewerb überwiegend po-
sitiv diskutiert wird. Gerade die Effekte werden häufig als,
wenn auch eher kleinteilige, Erfolgsstorys präsentiert. Kri-

tisch eingeschätzte nicht-intendierte Effekte fallen zwar
vereinzelt auf, werden aber im Verhältnis zur Rezeption
der Exzellenzinitiative, die wir im Anschluss darstellen,
deutlich weniger hervorgehoben. Die Konkurrenz zwi-
schen Wettbewerbsakteurinnen und -akteuren wird in
den Abstracts nicht betont und es gibt z.B. kaum eine kri-
tische Debatte um die Einführung des Wettbewerbsprin-
zips in den Bereich der Lehre, den damit verbundenen
Aufwand der Beantragung und die Verteilungsmechanis-
men sowie die Knappheit der Mittel im Vergleich zur ExIn
und die begrenzte Reputation der Lehr- im Vergleich zur
Forschungsförderung. Stattdessen werden viel stärker
Projekterfolge und Innovationen im Bereich der Lehre
hervorgehoben. Da diese Darstellung sehr häufig mit kon-
kretem Projektbezug und unter Benennung der Hoch-
schulen, an denen die Erfolge erzielt worden sind, bereits
im Abstract erfolgen, kann man diese Vorgehensweise zu-
mindest auch als Selbstlegitimierung der Einzelprojekte
verstehen. Vor allem verläuft die Rezeption hier aber in
Bahnen, in denen ein ‚Ruck‘ und ein Anziehen in der Per-
formanz rund um die Lehre implizit angenommen wird.
Die zahlreichen Projektdarstellungen zeugen ebenso
davon wie die weitgehend positiven Befunde der Pro-
grammevaluation (*Altfeld et al. 2016; *Andersson et al.
2020, S. 83). Das ist, was die diskursive Rekonstruktion
eines großangelegten Ausschreibungswettbewerbs an-
geht, durchaus interessant, denn obwohl einzelne kriti-
sche Befunde und Problematisierungen vorliegen (*Bloch
et al. 2018, *2019; *Bundesrechnungshof 2019), führt der
hier eingeschlagene Reflexionspfad selten zu einer breite-
ren kritischen Debatte, wie sie im Prinzip auch möglich
gewesen wäre und wie wir sie im Folgenden hinsichtlich
der Exzellenzinitiative sehen werden. 

4. Die Rezeption der Exzellenzinitiative
Die Analyse der ExIn bezieht sich auf insgesamt 324
Beiträge und damit auf eine breitere Literaturgrundlage
als im Fall des QPL. 303 davon sind in deutscher Sprache
verfasst, 21 auf Englisch. Wir haben 46 Monografien, 56
Sammelbandbeiträge, 182 Zeitschriftenartikel und zwei
Sonderhefte in die Analyse miteinbezogen. 38 Beiträge
fallen eher in den Bereich graue Literatur. Auch hier
haben wir die Abstracts inhaltlich ausgewertet und ko-
diert und ihre Bezugnahme auf Wettbewerb analysiert.
Die größere Zahl an Abstracts hat bei der Kodierung im
Fall der Exzellenzinitiative auch zu einem vielfältigeren
System an Codes geführt.
Bei der Exzellenzinitiative spiegelt sich die Selektivität
des Wettbewerbs auch in der Debatte um ihn wider.
Wie beim QPL gibt es auch bei der ExIn Arbeiten, die
sich mit der Struktur des Ausschreibungswettbewerbs
befassen [85]. Deutlich breitere Reflexion im Verhältnis
zum QPL findet das Thema Governance von Organisa-
tionen im Kontext der ExIn [111]. Nicht ganz unabhän-
gig davon werden die Wettbewerbsobjekte diskutiert –
die raren Güter also – die von den beteiligten Akteurin-
nen und Akteuren anvisiert werden [70]. Besonders do-
minant ist die Reflexion der Folgewirkungen [515] der
ExIn, in deren Rahmen intendierte [282] und nicht-in-
tendierte Effekte [192] diskutiert werden. Schließlich
gibt es Arbeiten, die sich weniger auf die Identifikation
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und Interpretation der Folgewirkungen fokussieren, son-
dern die versuchen, Vorschläge für Veränderungen des
Programms [28] zu machen und die Leistungsbemes-
sungskriterien zur Diskussion stellen [65]. Diese Schwer-
punkte werden nachfolgend beschrieben und mit Blick
auf ihren Bezug zu Wettbewerb analysiert.

a) Struktur des Ausschreibungswettbewerbs
In dieser Gruppe befinden sich Beiträge, die die Struktur
der Exzellenzinitiative beschreiben. Dabei geht es z.B.
um die Darstellung der politischen Ziele (*Grigat 2016;
*Günauer et al. 2013; *Jürgens 2016). Andere Beiträge
beschäftigen sich mit der Rolle von Dritten, die im Ver-
gabeprozess als begutachtende und – in Abstimmung
mit staatlichen Akteurinnen und Akteuren – verteilende
Organisationen eingebunden sind, wie die DFG und der
Wissenschaftsrat (*Fleckenstein 2009). Vielfach werden
aber auch Förderstrukturen und Entscheidungen be-
schrieben. Hier geht es dann um die Zahl der geförder-
ten Universitäten und Cluster und Bewegungen auf der
Förderlandkarte (*Reitz 2019; *Schmermund 2018)
sowie den Umfang des Förderprogramms (*Hornbo-
stel/Möller 2020). Es gibt also eine Reihe von Beiträgen,
die die Struktur der ExIn thematisieren und teilweise
zum Gegenstand ihrer Diskussion machen. Gleichwohl
ist darauf hinzuweisen, dass der Analysegegenstand und
Erklärungsanspruch dieser Beiträge oft über die Struktur
des Programms und seine Genese hinausgehen. Die Li-
teratur ist hier auch umfassender, als das bei der Litera-
tur über den QPL der Fall ist. Ein dominanter Eckpfeiler
der Diskussion um die ExIn ist das Thema Governance,
das im folgenden Abschnitt dargestellt wird.

b) Governance
Bezüglich des Governancethemas ist eine große Vielfalt
von Perspektiven abgebildet. Dies ist insofern nahelie-
gend, als die ExIn anders als der QPL auch explizit eine
Veränderung der Hochschulgovernance, insbesondere
der internen, zum Ziel hatte. Das verbindende Element
aller Kodierungen in diesem Block ist dabei, dass sie sich
alle entweder auf die externe Steuerung von Universitä-
ten durch den Staat (*Meyer 2010) oder auf die univer-
sitätsinterne Steuerung durch Universitätsleitungen
(*Breitbach 2009) beziehen. Wir beschreiben im Folgen-
den nur die Themen, mit denen in fünf oder mehr Ab-
stracts Governance beschrieben worden ist. 
Der erste größere Subcode umfasst Arbeiten, die sich mit
der Analyse und Diskussion der politischen Governance
von Universitäten beschäftigen. Hier kommen verfas-
sungsrechtliche Fragen zur Sprache (*Kluth 2008); es geht
darum, wie die internationale Wettbewerbsfähigkeit
deutscher Universitäten gesichert werden soll (*Kluth
2008; *Storm 2007) und inwiefern vertikale Differenzie-
rung zum politischen Gestaltungsziel für das deutsche
Hochschulsystem geworden ist (*Toepffer 2007). In der
internationalen Literatur wird die Governance durch den
Staat thematisiert, wenn Unterschiede der deutschen Ex-
zellenzstrategie zu den Exzellenzstrategien anderer Länder
analysiert werden (*Cremonini et al. 2018). 
Der zweite größere Subcode beinhaltet Abstracts, die
sich auf strategisches Handeln und strukturelle Verände-
rungen an Universitäten beziehen. Die Schaffung strate-

gischer Handlungsfähigkeit von Hochschulen durch eine
Stärkung der Universitätsleitung stellt ein zentrales Ziel
der Exzellenzinitiative dar (*Gaehtgens 2010; *Husung
2019; *Imboden 2016). So wurde der Titel der Exzel -
lenz universität basierend auf einem manageriellen Pro-
jekt der Forschungsplanung vergeben (*Meyer 2010). In
der Literatur zur organisationalen Governance wird zwar
häufig der Zusammenhang zwischen der ExIn und der
manageriellen Steuerung durch die Hochschulleitung
thematisiert, aber nur selten systematisch analysiert.
Vielmehr stehen allgemeine New Public Management
induzierte organisationale Wandlungsprozesse im Vor-
dergrund, in dem die ExIn nur ein Teil einer breiteren
Entwicklung darstellt (*Graf 2009; *Locker-Grütjen
2008; *Meffert/Müller-Böling 2007; *Münch 2011; *Ro-
senbusch 2014; *Wehrlin 2011). Einzelne Studien fokus-
sieren stärker auf ExIn bezogene strukturelle Verände-
rungen. Einmal werden neue Anforderungen an ein IT-
gestütztes Informationssystem zu Forschungsdaten be-
schrieben (*Lewerentz 2008), einmal geht es in einer
breiteren Perspektive um den Wandel der Strukturen,
welche den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
als ‚Dienstleistung‘ zur Verfügung stehen (*Locker-Grüt-
jen 2008). Einzelne Texte rücken auch die intraorganisa-
tionalen Verteilungskonflikte und Spannungen in den
Vordergrund. Strategisches Handeln ist laut Armbruster
(*2010b) beispielsweise gefragt, wenn Hochschulleitun-
gen trotz neu entstehender Verteilungskonflikte den in-
nerinstitutionellen Frieden wahren müssen. Nach *Ester-
hazy (2018) findet im Kontext der ExIn ein organisatio-
naler Wandel statt. Dieser Wandel wurde durch unter-
schiedliche Orientierungen zwischen „strategic leader -
ship decisions and the status-quo orientation of the uni-
versity’s governing bodies“ forciert. Auch Breitbach
(*2009) beschreibt, dass die Exzellenzinitiative neue
Antworten auf die Fragen der Partizipation und der
Kommunikation an den Hochschulen verlangt. 
Neben diesen beiden Codes, bei denen der Bezug auf
Governance klar ist, gibt es einen weiteren Code, der sich
eher lose auf staatliche Governance bezieht und Meta-
phern als narrative Elemente oder Abbildungen strategi-
schen Handelns herausarbeitet. Barlösius (*2008) unter-
sucht beispielsweise die linguistische und graphische
Verwendung von Metaphern in den Medien und sucht
nach einer Antwort, warum beispielsweise das Bild des
Leuchtturms besonders gut geeignet ist, das politische
Ziel einer stärkeren vertikalen Differenzierung zu trans-
portieren. Einen ähnlichen Ansatz wählt Guo (*2019).
Hier wird dargestellt, dass die „orientation metaphor,
sport metaphor, lighthouse metaphor, economics meta-
phor as well as the water metaphor in relation to money“
einen wettbewerbsorientierten Paradigmenwechsel im
deutschen Hochschulsystem zum Ausdruck bringen.

c) Wettbewerbsobjekte
Deutlich präsenter, verglichen mit der Rezeption des
QPL, sind bei der ExIn Textpassagen, die sich auf das
rare Gut beziehen (Simmel 1903; Werron 2015; Krücken
et al. 2021), welches es im Exzellenzwettbewerb zu ge-
winnen gibt. Gewinnen können Universitäten danach
insbesondere in dreierlei Hinsicht: Es geht um finanzielle
Ressourcen, Talent und Reputation.
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Mit Blick auf finanzielle Ressourcen berichten Arbeiten
vom „Kampf um Fördermillionen“, in dem Universitäten
versuchen, das Beste für sich herauszuholen (*Bebber
2010), und der „Gloria“, die diese Millionen im Erfolgs-
fall mit sich bringen (*Armbruster 2010a). Es wird aber
auch ein Spannungsfeld deutlich, das zwischen der Wir-
kung des „frischen Geldes“ für Universitäten (*Schubert
et al. 2005) und der Höhe der verteilten Summen ent-
steht, bei der bemängelt wird, dass es „verglichen mit
dem, was in den USA, in Skandinavien und Asien an
Geld in Hochschulen fließt, (…) in Deutschland kläglich
auf den heißen Stein“ tröpfelt (*Weiler 2008).
Andere Textpassagen in den Abstracts betonen nicht die
Möglichkeit des finanziellen Gewinns, sondern dass Uni-
versitäten vor dem Hintergrund der Exzellenzinitiative
und des internationalen Wettbewerbs vor allem nach
Reputation streben (*Seel 2007). Demnach hat die ExIn
erfolgreich die Reputation von Universitäten geprägt,
was das Interesse verschiedener Akteurinnen und Ak-
teure geweckt hat (beispielsweise von Studierenden
(*Winkler 2014)). Unterm Strich wird hier vor allem be-
tont, dass ein gutes Image öffentliche Akzeptanz und
entscheidende Wettbewerbsvorteile schafft (*Armbrus -
ter et al. 2011).
Als eine wichtige Wettbewerbsdimension wird die Rolle
der Exzellenzinitiative für das Werben von Universitäten
um Talent und die Perspektiven von Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern hervorgehoben. Auf der einen
Seite steht die Debatte um die ergebnisoffene Frage, ob
sich durch die Exzellenzinitiative die Karrierechancen
von Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaft-
lern verbessern, und wenn ja, von welchen (*Baumbach
et al. 2012; *Sondermann et al. 2010, *Engels et al.
2015). Das Ergebnis wird hier sehr offen und als „längst
noch nicht ausgemacht“ (*Baumbach et al. 2012) disku-
tiert. Auf der anderen Seite steht die Frage nach dem
Werben von Exzellenzuniversitäten oder solchen, die es
werden wollen, um Talent. Müller-Steinhagen (*2014)
und Herrmann (*2016) beschäftigen sich zum Beispiel
mit der Frage, wie es Universitäten gelingt, die besten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu gewinnen.
Genannt werden in der Literatur Starwissenschaftlerin-
nen und -wissenschaftler (*Armbruster et al. 2011;
*OECD 2014) ebenso wie der besonders begabte wis-
senschaftliche Nachwuchs (*Müller-Steinhagen 2014;
*Scholz et al. 2009; *Bloch 2016) und entsprechende
Studierende (*Bruckmeier et al. 2014). 

d) Folgewirkungen
Die Diskussion der intendierten und nicht-intendierten
Folgewirkungen nimmt den größten Teil der Debatte um
die Exzellenzinitiative ein. Nicht immer lassen sich diese
klar voneinander unterscheiden. Sie unterliegen auch
unterschiedlichen normativen Bewertungen der Auto-
rinnen und Autoren. 

i. Intendierte Folgewirkungen
Wenn es um die Diskussion intendierter Folgewirkungen
geht, wird oft auf im Rahmen der Exzellenzinitiative an-
visierte Leistungssteigerungen sowie Verbesserungs-
möglichkeiten hingewiesen und diskutiert, ob und in
welchem Umfang sie erreicht worden sind. Das gilt bei-

spielsweise für den Forschungsoutput (*Hur/Bessey
2013; *Möller et al. 2016; *Civera et al. 2020), es gilt
aber auch für Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt für
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler (*Baumbach
et al. 2012; *Sondermann et al. 2010) und die Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses in neuen For-
maten (*Hornbostel/Simon 2010). Es wird aber auch dis-
kutiert, inwiefern die Entwicklung von Universitäten hin
zu eigenständigeren strategischen Wettbewerbsakteu-
ren mit einer gestärkten Leitungsebene durch die Exzel-
lenzinitiative verstärkt worden ist (*Graf 2009). Außer-
dem wird diskutiert, inwiefern es im Rahmen der ExIn
deutschen Universitäten gelungen ist, im internationa-
len Vergleich aufzuholen und international sichtbarer zu
werden (*Husung 2019; *Lenz 2014). Schließlich geht es
darum, in welchem Umfang das Erfolgsstreben im Wett-
bewerb zu neuen Kooperationen (zwischen Universitä-
ten und auch zwischen Universitäten und außeruniver-
sitären Organisationen) geführt hat, die ein erfolgreiches
Abschneiden erst möglich gemacht haben (*Elger/Bollig
2013). Darüber hinaus wird intensiv und kritisch disku-
tiert, inwiefern die ExIn die Universitäten in die Lage
versetzt hat, sich vertikal zu positionieren (*Bloch/Mit-
terle 2017) und ob damit das politische Ziel der Stratifi-
zierung, also Exzellenzuniversitäten als international
sichtbare Leuchttürme zu platzieren, erreicht worden
ist, und wenn ja, um welchen Preis (*Bruckmeier et al.
2017; *Dyk et al. 2016; *Kreckel 2010).

ii. Nicht-intendierte Folgewirkungen
Wie bereits bei der Diskussion des QPL dargestellt, wer-
den nicht-intendierte Folgewirkungen bei Ausschrei-
bungswettbewerben zumeist als unerwünscht und nega-
tiv bewertet thematisiert. Diese kritische Diskussion
zeigt sich bei der ExIn noch sehr viel deutlicher als beim
QPL. Die drei zentralen Themen, die im Kontext uner-
wünschter nicht-intendierter Folgewirkungen diskutiert
werden und oft Gewinnende und Verlierende des Pro-
zesses benennen, lassen sich in folgende Bereiche eintei-
len: Erstens geht es um nicht-intendierte Differenzie-
rungsschäden, die die Exzellenzinitiative verursacht oder
verstärkt haben könnte. Zentral diskutiert wird beispiels-
weise, ob die mit der Exzellenzinitiative einhergehende
vertikale Differenzierung zu einer Machtkonzentration
zugunsten einer akademischen Elite führt (wichtige Be-
griffe sind hier die Schließung des Wettbewerbs, Kartell-
bildung oder Oligopolisierung) (*Münch 2009; *Jansen
et al. 2009). Weitere Beispiele für Differenzierungsschä-
den sind die Verstärkung sozialer Ungleichheiten (*Hart-
mann 2009; *Graf 2017; *Wagner 2018; *Winkler 2014),
die ungleiche Behandlung von Fächern und Disziplinen
(*Münch/Pechmann 2009), regionale Unterschiede
(*Blasczyk et al. 2020; *Imboden 2016; *Koenig et al.
2017; *Köhler et al. 2010), intraorganisationale Frag-
mentierung (*Gaehtgens 2010; *Kehm 2013) und Be-
deutungsdifferenzen (*Pasternack 2008), die durch un-
terschiedliche Beteiligung an der Exzellenz und der orga-
nisationalen Governance entstehen. Zweitens gibt es
Diskussionen um eine ganze Reihe nicht-intendierter Ef-
fekte, die auf der Grundlage professioneller Abwägungen
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern identifi-
ziert und diskutiert werden. Darunter fassen wir Diskus-
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sionen wie die, dass die Orientierung an den Evaluati-
onsverfahren zu einer Standardisierung von Forschung
und zur Verdrängung von Kreativität führen kann
(*Münch/Pechmann 2009; *Barlösius 2010) und dass die
Universität durch die ExIn weiterhin bürokratisiert und
managerialisiert wird auf Kosten der wissenschaftlich be-
setzten Stellen in der Gesamtorganisation (*Wehrlin
2011) sowie auf Kosten der wissenschaftlichen und uni-
versitären Autonomie (*Baecker 2010). Drittens gibt es
eine Diskussion darum, inwiefern sich die Exzellenz -
initiative mit ihrer übergeordneten Bedeutung und
ihrem Fokus auf Forschung negativ auf die Lehre aus-
wirkt. Einige Arbeiten gehen davon aus, dass die Kon-
zentration auf die Spitzenforschung „entgegen allen ge-
genteiligen Beteuerungen“ auf Kosten der Lehre geht
(*Hartmann 2011; siehe auch *Hartmann 2010) und dass
die Einheit von Forschung und Lehre auf dem Spiel steht
(*Münch 2007; *Staufenbiel 2010). Im Gegensatz zu die-
sen eindeutig kritischen Einschätzungen nicht-intendier-
ter Folgewirkungen ist die Diskussion der Frage, ob die
ExIn trotz ihres Fokus auf Spitzenforschung ebenso die
sogenannte dritte Mission des Wissens- und Technolo-
gietransfers fördert, ambivalent und uneinheitlich. Post-
lep und Blume (*2020) sehen ein Spannungsverhältnis
zwischen der Orientierung auf die dritte Mission und
dem Erfolgsstreben in der auf internationale Spitzenfor-
schung ausgerichteten ExIn. Schneijderberg et al. (*2021)
stellen fest, dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler aus Universitäten mit Exzellenzstatus allgemein nicht
stärker im Wissens- und Technologietransfer involviert
sind. Dementgegen analysieren Cunningham und Menter
(*2021), dass die ExIn einen positiven Einfluss auf „high-
technology entrepreneurship“ hat. Lehmann et al.
(*2021) finden zwar keinen Vorteil von Exzellenzuniver-
sitäten im Hinblick auf Patentierungen, jedoch einen po-
sitiven Nebeneffekt auf Industriekooperationen.

e) Gestaltungsspielräume und Vermessungsprobleme
Bezugnehmend auf die Diskussionen um intendierte und
nicht-intendierte Effekte gibt es eine Diskussion darüber,
wie die ExIn und die Wissenschaftsförderung verändert
und in Zukunft gestaltet werden sollten. Diese Diskussi-
on fällt aber sehr knapp aus [27]. Aspekte, die genannt
werden, sind eine bessere Abstimmung zwischen Finan-
zierungsinstrumenten (*May/Kumoll 2013), eine echte
Arbeitsteilung der deutschen Hochschulen (*Kaube
2008), die Orientierung an Instrumenten in anderen Sys -
temen (*Ates/Brechelmacher 2016) und die Konstruktion
neuer Qualitätsstandards. Gerade um den letzten Punkt
ist eine eigene Debatte im Gange, die sich mit der Leis -
tungsbemessung von Universitäten im Kontext der ExIn
beschäftigt [64]. Die Frage, ob die Kriterien der Leis -
tungsbemessung gerecht sind, wird dabei sowohl auf den
Auswahlprozess der ExIn bezogen (*Kleiner/Armbruster
2010) als auch darauf, ob mit der Zuschreibung von Re-
putation durch Erfolg in der ExIn andere Leistungen, die
für Universitäten und im Wissenschaftssystem wichtig
sind, nicht vernachlässigt werden. Das wird aus Gerech-
tigkeitsperspektive diskutiert (*Gruschka 2011), aber
auch dahingehend, dass das aus der ExIn resultierende
Erfolgsstreben mit dem Streben nach bestimmten Kenn-
ziffern zu Qualitätsverlusten führt (*Münch 2007).

5. Diskussion und Fazit

Die vergleichende Rekonstruktion der Aufarbeitung von
QPL und ExIn in der wissenschaftlichen und hochschul-
politischen Literatur, die wir unter dem Begriff der Refle-
xionspfade durchgeführt haben, bietet viele Interpretati-
onsmöglichkeiten, von denen wir drei in unserer Diskus-
sion ausführen wollen.
Erstens gibt es zwar einige Gemeinsamkeiten in der Re-
konstruktionslogik der beiden Wettbewerbe, aber in
zentralen Teilen zeigen sich unterschiedliche diskursive
Lagerungen. Während in der Exzellenzinitiative inten-
dierte Effekte kritisch hinterfragt und überprüft werden
und in großem Umfang auch unerwünschte – erwünsch-
te tauchen hingegen kaum auf – nicht-intendierte Effek-
te thematisiert und analysiert werden, nehmen diese
Perspektiven in der Diskussion um den QPL nur einen
relativ geringen Teil ein. Stattdessen werden in der Dis-
kussion um den Qualitätspakt Lehre vielfach Projekte
vorgestellt, die dokumentieren sollen, welche innovati-
ven Veränderungen durch den Ausschreibungswettbe-
werb erzielt werden konnten. Insgesamt wird der QPL
im Diskurs überwiegend positiv konnotiert und ihm wird
zugeschrieben, dass der Wettbewerb Push-Effekte er-
reicht hat. Diese Push-Effekte beziehen sich jedoch auf
die einzelnen, im Rahmen der vom QPL geförderten
Hochschulen und allenfalls am Rande auf darüberhin-
ausgehende systemische Effekte. Auf die Tragweite
nicht-intendierter sowie über die geförderten Einzelor-
ganisationen hinausgehende Effekte wird nur gelegent-
lich hingewiesen. Das kann damit zusammenhängen,
dass es sich beim QPL strukturell um einen vergleichs-
weise niedrigschwelligen und breitstreuenden Wettbe-
werb handelt, der viele Bewerber mit (verglichen mit
der ExIn) geringen Finanzvolumen unterstützt.
Grundsätzlich erscheint dieser Ausschreibungswettbe-
werb als leistungsförderndes Instrument, das insgesamt
als recht unproblematisch behandelt wird. Im Gegensatz
dazu wird das kompetitivere Format der ExIn, das den
erfolgreichen Wettbewerbsteilnehmenden höhere Ge-
winne verspricht und strukturell folgenreicher ist, deut-
lich kritischer diskutiert. Erfolg und Misserfolg stehen
hier zur Disposition und systemische Veränderungen
werden umfangreich zum Analysegegenstand. In der
Debatte wird kritisch auf all jene Elemente geblickt, die
Simmel bereits in seiner Soziologie der Konkurrenz
(1903) als wesentliche Elemente herausgearbeitet hat.
Es geht um ein System, in dem Wettbewerbsakteurin-
nen und -akteure mit unterschiedlichen Strategien mit-
einander ringen und das Gewinnende und Verlierende
produziert; um ein System, das Dritte impliziert, deren
Bewertungspraktiken kritisch hinterfragt werden, und
das durch ein attraktives rares Gut Performanz, Effizienz
und auf der Systemebene Wettbewerbsfähigkeit ver-
spricht, auch wenn dieses Versprechen kritisch diskutiert
wird. Im Fall des QPL kann man hingegen ablesen, dass
zumindest weniger nicht-intendierte Effekte themati-
siert und weniger Wettbewerbselemente angesprochen
werden. Wieviel allerdings vom Wettbewerbscharakter
eines Ausschreibungswettbewerbs bleibt, wenn seine
Steuerungsinstrumente und Verteilungsmechanismen
kaum hinterfragt werden, die Knappheit und die Bedeu-
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tung des raren Guts für die Akteurinnen und Akteure
kaum thematisiert werden und das strategische Handeln
der Organisationen in der Bewerbungsphase sowie die
Frage nach Gewinnenden und Verlierenden kaum reflek-
tiert werden, erscheint fraglich. Ebenso scheint es, dass
der Fokus auf die eigene Hochschule die organisations -
übergreifende wettbewerbliche Profilierung im Bereich
der Lehre erschwert. Grundsätzlich ist bei diesem Ver-
gleich der beiden Wettbewerbe weitergehend zu fragen,
ob und wie diese sehr unterschiedlichen Reflexions -
pfade mit der Struktur der Ausschreibungen und/oder
mit der unterschiedlichen Struktur von Forschung und
Lehre zusammenhängen. Gerade an deutschen Hoch-
schulen wird die Lehre durch das Kapazitätsrecht extern
reguliert, während der Wettbewerb um Studierende
aufgrund des Verzichts auf Studiengebühren an öffentli-
chen Hochschulen weitaus weniger bedeutsam ist.
Demgegenüber ist der Wettbewerb um Forschungsdritt-
mittel deutlich stärker ausgeprägt und wird stärker zur
nationalen und internationalen Profilierung der einzel-
nen Universitäten genutzt. 
Zweitens wird deutlich, dass die Diskussion um die ExIn
um ein Vielfaches detaillierter ist. Der Umfang der För-
derung und die übergeordnete Bedeutung des For-
schungswettbewerbs spiegeln sich in dem Umfang und
der Schärfe der Debatte wider. Dies betrifft insbesonde-
re die systemische Ebene und die dort angenommenen
Folgen. Das ist auch insofern interessant, weil es im Fall
des QPL ein umfangreiches Evaluations- und Begleitfor-
schungsprogramm gab, das in die wissenschaftliche De-
batte eingeflossen ist und zu einer sehr viel breiteren
Diskussion hätte führen können. Sehr wenige Informa-
tionen gibt es bei beiden Ausschreibungswettbewerben
zur organisationalen Governance, auch wenn diese gera-
de bei der ExIn in der Ausschreibung explizit adressiert
wurde. Während bei dem einen Wettbewerb die Sys -
tem ebene im Vordergrund steht, geht es bei dem ande-
ren Wettbewerb vor allem um eher fokussierte Berichte
zu einzelnen Maßnahmen. Dabei unterscheidet sich der
Tenor erheblich, denn im einen Fall ist er zumeist kri-
tisch, im anderen Fall stehen Erfolgsstorys im Vorder-
grund. Dies ist insofern bedauerlich, als gerade die mitt-
lere Ebene der Organisation in den letzten Jahren um-
fangreich erforscht wurde und die Hochschulforschung
ein breites Instrumentarium der Analyse von organisa-
tionaler Governance entwickelt hat, das sich zur Analyse
beider Wettbewerbe einsetzen ließe. Man denke hier
zum Beispiel an das aus der allgemeinen Organisations-
forschung stammende Konzept der „temporären Organi-
sation“, das sich zur Analyse der Besonderheiten von
zeitlich befristeten Projekten und ihren Folgewirkungen
innerhalb einer auf Dauer gestellten Organisation eig-
net, wie es für die Einbettung von ExIn und QPL in
Hochschulorganisationen gleichermaßen gilt (zur An-
wendung des Konzepts auf international-kollaborative
Projekte in der Wissenschaft vgl. Kosmützky/Wöhlert
2021, S. 4-7). Ebenso hat die Hochschulorganisations-
forschung ein umfassendes Verständnis der Wirkungszu-
sammenhänge verschiedener Ebenen entwickelt, das
theoretisch und empirisch über die allgemein argumen-
tierenden Annahmen auf der Systemebene und die auf
Einzelvorhaben fokussierenden Darstellungen auf der

Projektebene hinausgeht. Die Organisationsebene und
die dort zu verzeichnenden (nicht-)intendierten positi-
ven wie negativen Folgewirkungen sind ein noch unzu-
reichend erfasster Gegenstand der Analyse.
Drittens ist festzuhalten, dass die Wechselwirkungen
zwischen beiden Wettbewerben nur unzureichend er-
forscht sind. Zwar gibt es einzelne Arbeiten, die entwe-
der die bessere Abstimmung verschiedener Ausschrei-
bungswettbewerbe fordern oder darauf hinweisen, dass
Gewinne in einem Wettbewerb strategisch zur Förderung
der Wettbewerbsfähigkeit in den anderen verschoben
werden (Bloch et al. 2019; Hartmann 2011; Staufenbiel
2010). Das Verhältnis beider Wettbewerbe zueinander
bleibt aber unterbelichtet. Genau diese relationale Per-
spektive wäre aber vielversprechend, weil sie viel über
Handlungsmöglichkeiten und Profilbildung von Hoch-
schulen, Nischenmärkte und Vermeidungsstrategien im
Hinblick auf Wettbewerb verraten könnte und damit zwi-
schen unterschiedlichen Positionierungen von Hochschu-
len weiter differenzieren kann, als nur zwischen Gewin-
nenden und Verlierenden zu unterscheiden. Die folgende
Abbildung visualisiert die angesprochenen Differenzen
der Reflexionspfade beider Wettbewerbe.

Wie jede Studie hat auch die diesem Beitrag zugrunde-
liegende einige Limitationen, die für die weitere Diskus-
sion zu bedenken sind. Diese Limitationen beziehen sich
auf die Auswahl und Auswertung des Datenmaterials.
Wir haben uns aufgrund des Umfangs des empirischen
Materials auf die Auswertung der Abstracts (und wenn
es die nicht gab, auf die Einleitungen) beschränkt. Nur
so konnten wir 406 Texte systematisch auswerten. Die
Vorgehensweise kann jedoch dazu geführt haben, dass
wir einige Argumente übersehen haben, die in den Voll-
texten von den Autoren angeführt, aber in den Abstracts
nicht aufgegriffen werden. Es wäre deshalb denkbar,
dass die Analyse von Volltexten zu einer anderen Ge-
wichtung der einzelnen Debatten käme und auf zusätzli-
che Reflexionen und Argumente hinweisen würde.
Ebenso haben wir uns ausschließlich auf publizierte
Texte konzentriert. Dabei wurde aufgrund der fließen-
den Übergänge nicht danach unterschieden, ob es sich
bei den Texten primär um wissenschaftliche oder hoch-
schulpolitische Beiträge handelt. Ebenso wenig konnte
der breitere Diskurs, der auch andere Datenquellen wie
Interviews, massenmediale Veröffentlichungen oder

Abb. 1: Reflexionspfade: ExIn und QPL im Vergleich
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Stellungnahmen von Förderorganisationen einschließt,
rekonstruiert werden. All dies hätte vermutlich ein diffe-
renzierteres Bild ermöglicht, wobei unser Beitrag durch-
aus als Anstoß für die vergleichende Reflexion unter-
schiedlicher Wettbewerbe im deutschen Hochschulsys -
tem zu verstehen ist.
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Ergänzte Version eines Beitrags, der als Erstabdruck in
der „Schweizerischen Zeitschrift für Bildungswissen-
schaften“ erschienen ist.

Hochschulsysteme unterscheiden sich von Land zu Land.
Bereits in den deutschsprachigen Ländern zeigen sich
unterschiedliche Entstehungszusammenhänge, Struktu-
ren und Entwicklungslinien. Die „Biografie“ der Schwei-
zerischen Fachhochschulen, welche Hans-Kaspar von
Matt vorlegt, präsentiert die Geschichte eines in den
späten 1990er Jahren in der Schweiz neu eingeführten
Hochschultypus. Die Bezeichnung darf gerade deutsche
Kolleginnen und Kollegen nicht täuschen, wie von Matt
betont: „Der von Deutschland übernommene Begriff
,Fachhochschule’ passt eigentlich nicht zu diesem Hoch-
schultypus, wie er in der Schweiz konzipiert wurde…
Zumindest zu Beginn der Fachhochschulen ging es nicht
um eine Weiterentwicklung des Hochschulsystems, son-
dern um eine Ergänzung des Berufsbildungssystems mit
einem Hochschulast.“ 

Die Schweizer Hochschullandschaft kennt bis zum Ende
des 20. Jahrhunderts eine überschaubare und über lange
Zeit stabil gebliebene Anzahl kantonaler Universitäten,
ergänzt durch die Eidgenössisch Technischen Hochschu-
le ETH in Zürich mit ihrer Schwesterhochschule in Lau-
sanne. Nach der Gründung der Université de Neuchâtel
(1909) zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurden erst wie-
der mit den Universitäten im Tessin (Università della 
Svizzera italiana; 1996) und in Luzern (2000) Neugrün-
dungen realisiert.1
Zwar brachte die Diskussion über eine Hochschul- und
Studienreform in den 1960er Jahren auch Vorschläge für
Neugründungen hervor, ohne dass diese allerdings reali-
siert werden konnten. Anders in Deutschland: Hier wur-
den in den 1960er und 1970er Jahren nicht nur neue
Universitäten (und Gesamthochschulen) gegründet, um
1970 wurde mit den Fachhochschulen auch ein neuer
Hochschultypus etabliert, insbesondere als Maßnahme,
um die Bildungsexpansion zu bewältigen. 

Schweizer Fachhochschulen: Junge Institutionen
Die Etablierung von Fachhochschulen, in der Schweiz
erst gegen Ende des Jahrhunderts entstanden, hat dann
in der Folge die bis dahin im europäischen Vergleich
sehr tiefe Hochschulquote deutlich erhöhen können.
Die Publikation zeigt die Geschichte dieser Entstehung
in der Absicht, „die bekannten und weniger bekannten
Wirkkräfte aufzuzeigen, welche die Entwicklung der

Fachhochschulen seit ihrem Entstehen immer noch be-
einflussen“ (S. 5). Dabei geht es dem Autor um Ge-
schichte und Geschichten: Hans-Kaspar von Matt hat
nicht nur eine große Fülle von Dokumenten gesichtet,
welche die Entstehung angeregt und festgelegt haben,
sondern er hat auch eine Reihe von Interviews mit Per-
sonen geführt, „die bei der Entwicklung der Fachhoch-
schulen zwischen 1985-1997 direkt beteiligt waren“ (S. 5).
Diese Interviews dienten ihm zum einen als wertvolle
Hinweise auf Abläufe und Dokumente, zum anderen
werden in einem separaten Kapitel auch persönliche
Einschätzungen dieser Personen zur damaligen Entste-
hungszeit zusammenfassend referiert. 

Viele Akteure, kein Gesamtkonzept
Das umfangreichste Kapitel „Hauptakteure und ihre Rol-
len bei der Entwicklung der Fachhochschulen 1985-
1995“ beschreibt die hauptsächlichen Protagonisten
dieser Entstehungsgeschichte. Dazu gehört beispiels-
weise das Schweizerischen Bundesamt für Industrie, Ge-
werbe und Arbeit BIGA, dem ein wesentlicher Teil der
Regelung der Berufsausbildungen zugewiesen war, oder

Hans-Kaspar von Matt (2022):
Die Schweizerischen Fachhochschulen:
eine Biografie  
Geschichte und Geschichten über die
Bildung eines neuen Hochschultypus 
Bielefeld: UniversitätsVerlagWebler,
ISBN 978-3-946017-26-4, 
231 Seiten, 39.90 €

&

1 Mit Ausnahmen: So wurde 1969 mit der École polytechnique fédérale de
Lausanne ein Pendant zur Eidgenössisch Technischen Hochschule ETH in
Zürich geschaffen und die ursprünglich als Handelsschule (1898) gestartete
Einrichtung in St. Gallen 1973 in „Hochschule für Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften“ umbenannt und schließlich 1995 in „Universität St. Gallen
– Hochschule für Wirtschafts-, Rechts- und Sozialwissenschaften (HSG)“.
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die Schweizerische Erziehungsdirektorenkonferenz EDK,
ein Zusammenschluss der Erziehungsdirektorinnen und 
-direktoren aller Schweizer Kantone und damit zuständig
für die Volksschulbildung. Bereits hier zeigt sich, dass
diese Entstehungsgeschichte eng verknüpft ist mit un -
übersichtlichen Zuständigkeitsfragen in einem Bildungs-
system, das kein Gesamtkonzept kennt. Nicht nur unter-
scheiden sich die Strukturen in den Schulsystemen der
einzelnen Kantone, es gibt damals auch kaum systemati-
sche Verknüpfungen zwischen obligatorischen Schulen,
Berufsbildung und bestehendem Universitätssystem. 
Illustrierend dafür ist eine kurze Passage, in der von
Matt berichtet, wie in den späten 1980er Jahren eine
kleine Gruppe von OECD-Experten das Schweizerischen
Bildungssystem begutachtete. Die Schweiz – bis dahin
mit einer sehr großen Skepsis gegenüber Experten aus
anderen Ländern und gleichzeitig mit einer übergroßen
Selbstüberzeugung in Bildungsfragen gesegnet, verfasst
nun einen Bericht, der den OECD-Experten als Unterla-
ge für den Vor-Ort-Besuch und die Beurteilung dienen
sollte. Damit „wurde zum ersten Mal das schweizerische
Bildungssystem in seiner Gesamtheit beschrieben“ (S.
74). Allerdings, so fährt von Matt weiter, habe sich ge-
zeigt, „dass es nicht gelang, das schweizerische Bil-
dungswesen so darzustellen, dass es ausländischen Be-
obachtern, die sich in anderen Bildungssystemen bewe-
gen, ausreichend verständlich wurde“ (S. 75). Nach der
Lektüre des Kapitels wird einem klar, wie anspruchsvoll
diese Aufgabe gewesen ist, wie unsystematisch und ver-
einzelt Regelungen getroffen wurde, welche Vielfalt und
Vielzahl an Bildungseinrichtungen und Akteuren zu be-
schreiben waren. Es fehlte schlicht ein überzeugendes
und vermittelbares Gesamtkonzept. 
Die Fachhochschulen kennen denn auch „verschiedene
Geburtshelfer mit unterschiedlichen Rollen und Interes-
sen. Versucht man diese zu beschreiben, so kommen ei-
nige für die Schweiz typische politische Verhaltensmus -
ter und Konstellationen zum Vorschein“ (S. 17).
Explizit nicht zu den Geburtshelfern zählen die beste-
henden Universitäten, der letzte Teil dieses Kapitels ist
deshalb mit „Die Akademia im Tiefschlaf“ betitelt.
Damit fasst von Matt zusammen, was sich an verschie-
denen Stellen zeigt: Die universitäre Welt hat sich kaum
um diese Entwicklungen geschert: „Bei den universi -
tären Hochschulen lief die FH-Entwicklung unterhalb
ihres Radars.“ Dies auch deshalb, weil sie diese Entwick-
lungen als Vorhaben im Bereich der Berufsbildung ohne
direkten Bezug zum bestehenden Hochschulsystem in-
terpretierten. Tatsächlich zeigt sich – in der Darstellung
von von Matt – die Entwicklung nicht als Umbauprojekt
des Tertiärbereichs, sondern als Weiterentwicklungspro-
jekt der Berufsbildung und hier insbesondere der Höhe-
ren Technischen Lehranstalten und der Höheren Wirt-
schafts- und Verwaltungsschulen. Dazu passt, dass die
Leitungen der Fachhochschulen zu Beginn mehrheitlich
vorgängig im kantonalen Berufsbildungswesen verankert
gewesen wa ren, nicht in der Akademia, was durchaus
prägend war. 

Herkunft wirkt nach
Diese Entstehung aus der Berufsbildung und der Beto-
nung von Technik und Wirtschaft – später kamen andere

Berufsfelder dazu, die bisher teilweise nicht gesamt-
schweizerische geregelt waren – sei, so hält der Autor in
seinen Schlussbemerkungen fest, heute noch spürbar:
„Die Herkunft der Fachhochschulen aus einem dispersen
Berufsbildungssystem zeigt sich auch über 20 Jahre nach
deren Gründung noch deutlich (S. 180). Er zeigt dies an-
hand von sechs „Langzeitfolgen“. Dazu gehört beispiels-
weise die stete Betonung der Profilvorgabe Berufspraxis,
um gleichzeitig die wissenschaftliche Orientierung klein
zu halten, dazu gehört aber auch das „Fremdeln“ der bei-
den Hochschultypen Universität und Fachhochschule. 
Zwar zeige sich auf rechtlicher und struktureller Ebene
eine gewisse Überwindung der Grenzen zwischen den
Hochschultypen: Ein „Hochschulförderungs- und -koor-
dinationsgesetz HFKG“ regelt Fragen der Qualitätssiche-
rung und Finanzierung aller Hochschultypen und mit
„swissuniversities“ wurde ein Gremium der Rektorinnen
und Rektoren aller Hochschulen eingerichtet. Gleich-
wohl: Innovative Kooperationen in Lehre und Forschung
hätten sich kaum entwickelt, innovative Lösungen, so
können wir ergänzen, wie sie beispielsweise in Deutsch-
land der Stifterverband kürzlich mit dem Genius Loci-
Preis an die Technische Universität Cottbus-Senftenberg
und ihre Studienstrukturen mit Wechseloptionen („H-
Modell“) ausgezeichnet hat.

Überlagerte binäre Struktur
Der inzwischen emeritierte deutsche Hochschulforscher
Ulrich Teichler hat in einem im Buch zitierten Artikel von
1995 im Hinblick auf diese Schweizer Entwicklungen
festgehalten: „Da keine große Aufbruchstimmung für
weitreichende Strukturveränderungen zu bestehen
scheint, ist dies die einfachste Lösung (…) Ob damit
eine langfristig stabile Lösung geschaffen wird, lässt sich
nicht mit großer Sicherheit sagen. Aber das ist meines
Erachtens auch nicht entscheidend. Zweite Hochschulty-
pen sind nicht unbedingt für Jahrhunderte, sondern
möglicherweise für zwei, drei oder vier Jahrzehnte sta-
bil“ (S. 183). Immerhin: Die Fachhochschulen sind ge-
genwärtig nicht wegzudenken, sie haben sich etabliert.
Allerdings: Es bleiben Ungeklärtheiten. Hier hilft auch
der seit den Anfangszeiten genutzte Slogan „Gleichwer-
tig, aber andersartig“ nicht weiter, wenn auch dieser
„Kampfbegriff“ weiterhin Verwendung findet, „mit dem
man meint, in der politischen Diskussion vermeintliche
Fehlentwicklungen der Fachhochschulen – und nur der
FH – brandmarken zu können“ (S. 184). Die binäre Auf-
teilung in Universitäten und Fachhochschulen – so von
Matt mit Verweis auf eine Studie von Karl Weber und
Patricia Tremel (2010) – werde überlagert. So lassen sich
insgesamt vier Segmente unterscheiden mit Disziplinen,
an denen oft beide Hochschultypen beteiligt sind. So
zum Beispiel im „Segment stabiler und legitimer, mit
tendenziell komplementärer Arbeitsteilung“ (zum Bei-
spiel Ingenieurwesen, Architektur, Informatik) oder im
„Segment kompetitiver und prekärer Arbeitsteilung“
(zum Beispiel Gesundheitswissenschaften, Soziale Ar-
beit, Betriebswirtschaft). „Das Denken nicht von den
Hochschultypen her sondern von den Wissensgebieten,
könnte“ – so von Matt – „zu neuen und innovativen For-
men der Organisation von Ausbildung und Forschung
führen“ (S. 185).



63HSW 1+2/2022

RezensionHSW
Was sind Hochschulen?
Insgesamt geht es in der Biografie dieses Hochschulty-
pus nicht zuletzt um die Frage, was denn eine Hoch-
schule ist oder sein soll und welche Leistungen von ihr
erwartet werden können. Diese Fragen bleiben in der
vorliegenden Darstellung im Hintergrund, sie tauchen
bloß hin und wieder implizit auf. In wenigen Passagen
werden auch Angleichungsprozesse zwischen den Hoch-
schultypen erwähnt, ohne aber gleichzeitig bestehende
grundsätzliche Differenzen der Personalstruktur und
akademischer Laufbahnen, der Relation von Forschung
und Lehre und der verankerten Lehrkulturen zu themati-
sieren. Für die weitere Entwicklung der Hochschulstufe
sind dies bedeutsame Fragen, zumal die Besonderheiten
der Hochschule als Bildungsstufe – im Vergleich etwa zu
den vorangehenden Stufen im Bildungssystem – immer
wieder Gegenstand der Diskussion waren und sind und
diese Besonderheiten nicht zuletzt begrifflich unterstri-
chen werden. Zu diesen Besonderheiten gehören tradi-
tionell einige Grundwerte (beispielsweise akademische
Freiheit), dazu gehört auch die ausgeprägte Wissen-
schafts- und Forschungsorientierung, die sich nicht zu-
letzt auch in eigenständigen Lehrkonzepten widerspie-
gelt. Und Hochschulen erbringen spezifische Leistun-
gen. Folgen wir einer Charakterisierung des deutschen
Wissenschaftsrates aus dem Jahr 2010, so übernehmen
Hochschulen vielfältige Leistungen: Für Individuen und
für spezifische Berufsfelder, Hochschulen sind aber auch
Orte intellektueller Freiheit und Reflexion, sie sind Orte
der systematischen wissenschaftlichen Erkenntnis(su -
che), der Weiterentwicklung der Disziplinen und organi-
satorischer Kern von Expertenkulturen. Die Schweizer
Fachhochschulen sind in ihrer Entstehungsgeschichte –
folgen wir der Darstellung in der vorliegenden Publikati-
on – nicht an diesem breiten Aufgabenfeld orientiert.
Dies trifft allerdings auch auf die Publikation selber zu:

Sie ist wesentlich an den (damals bestehenden) Struktu-
ren der Berufsbildung orientiert (mit interessanten histo-
rischen Exkursen etwa zur Geschichte der Berufsbildung
bis zu den ersten Schweizer Bundessubventionen für Be-
rufsschulen im Jahre 1884), weniger explizit an hoch-
schulsystematischen Fragen.
Und: Dozierende und Studierende kommen kaum zu
Wort. Wie haben sie „Hochschulförmigkeit“ realisiert,
wie haben sie „Hochschule“ erfahren? Die vom Autor in-
terviewten Personen kennen die Hochschulen insbeson-
dere von deren rechtlichen Regelung und organisationa-
len Anstrengungen. 

Auch eine Erinnerung an innovativere Realisierungsformen
Das darf nun allerdings die Leistung dieser Publikation
nicht schmälern: Sie besticht in ihrer geordneten Fülle
der Darstellung. Es ist höchst verdienstvoll, diese Ent-
wicklung dokumentiert zu haben (die Materialien sind
zum download bereit gestellt). Es ist gleichzeitig einige
Lektion in Schweizer Bildungspolitik und in das hierzu-
lande gepflegte föderale System. 
„Die heutigen Führungskräfte,“ so heißt es im Vorwort,
„haben vielfach ihre berufliche Karriere gestartet, als die
Fachhochschulen bereits etabliert waren.“ Doch weil die
Prämissen der damaligen Gründungen – so eine zentrale
These des Buches – noch nachwirken, so ist das Wissen
darum eine bedeutsame Basis heutiger Entwicklungsvor-
haben. Das große Verdienst von H.-K. von Matt besteht
gerade darin, dieses Wissen zur Verfügung zu stellen.
Und daran zu erinnern, dass innovativere Realisierungs-
formen von Fachhochschulen sehr wohl möglich wären.

n Peter Tremp, Prof. Dr., Pädagogische Hoch-
schule Luzern, E-Mail: peter.tremp@phlu.ch

Stefan von Strahlow

Wissenschaf t  und Wahns inn

Wie heißt es so schön auf der Homepage der Senatskanzlei: „Berlin verfügt
über eine einzigartige Wissenschaftslandschaft, die sich durch eine große Viel-
falt an leistungsstarken Hochschulen und durch ein einmalig breites Spektrum
an herausragender Forschung auszeichnet.“ Und es stimmt ja auch. Aber es
gibt auch eine „dunkle“ Seite, nämlich die der Fehltritte, des Versagens und
der Abwegigkeiten.
Stefan von Strahlow berichtet in 42 Geschichten von 30 Dienstjahren als Mi-
nisterialaufsicht über die Berliner Hochschulen. Zwischen Komik und Tra gödie
oder Verbrechen und Klamauk wird dabei nicht unterschieden.

ISBN 978-3-946017-25-7, Bielefeld 2021, 95 Seiten, 18.90 €

Bestellung – E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 

Aus der Reihe Campus-Literatur:

42 Geschichten aus dem Innenleben der Berliner Hochschulen und ihrer Umwelt
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Weltweit stehen viele Hochschu-
len seit Beginn der Pandemie vor
der Herausforderung, ihr Unter-
richtssystem auf hybride oder
sogar komplett digitale Formate
umstellen zu müssen. Nur so
können sie in Zukunft trotz Ein-
schränkungen einen funktionie-
renden Lehrbetrieb dauerhaft
aufrechterhalten. Die dafür not-
wendige technische Ausstattung
der Vorlesungssäle und Semi-
narräume ist aber bei vielen Uni-

versitäten noch immer nicht vorhanden, sodass es
schnelle und unkomplizierte Lösungen bedarf.
Die Konferenz- und Mikrofonsysteme von Shure bieten
nicht nur für Geschäftskonferenzen, sondern auch im
Hochschulumfeld die optimale Gesamtlösung. Dabei
gibt es für jede Raum- und Nutzungssituation ein pas-
sendes Konferenzsystem, je nachdem, ob zum Beispiel
die Mikrofone eine oder mehrere Personen aufnehmen
sollen oder ob es sich um große Hörsäle oder kleinere
Seminarräume handelt.

Planung nach den Voraussetzungen der 
Hochschulen
Zu Beginn einer sorgfältigen Planung der hybriden
und/oder digitalen Audiolösung gilt es einige grundle-
gende Aspekte zu beachten, um daraus die notwendigen
Anforderungen an die Audiotechnik ableiten zu können.
Außerdem spielen akustische Gegebenheiten wie Raum-
größe, Deckenhöhe und die Lage im Hochschulgebäude
eine Rolle bei der Erstellung des Konzepts.
Im besten Fall sind an der Raumplanung neben Archi-
tekt*innen auch Audio-Expert*innen bereits frühzeitig
beteiligt. Im Falle der Anpassung der Universitätsräume
an die digitale Zukunft werden die Audiosysteme jedoch
meist in bestehende Systeme nachgerüstet. Dann stellen
Umgebungsgeräusche von Heizungs- und Lüftungssyste-
men, benachbarte Fahrstühle sowie Trittschall wesentli-
che Herausforderungen dar. Ausrichtbare Array-Mikro-
fonsysteme sind zum  Beispiel speziell dafür ausgelegt,
Störgeräusche weitestgehend zu mindern. 

Herausforderung Pandemie: Wahl der 
zukünftigen Unterrichtsform

Aufgrund der aktuellen Situation der letzten Jahre muss -
ten sich Universitäten und Hochschulen entscheiden,
wie sie den Unterricht in Zukunft gestalten möchten.
Von kompletten Distanzvorlesungen über hybride Mo-
delle gibt es verschiedenste Gestaltungsformen. Die Ent-
scheidung für ausschließliche Online-Vorlesungen bietet
sich nicht zuletzt aufgrund des organisatorischen Vor-
teils an, denn eine Kombination aus Präsenzveranstal-
tungen und hybriden Unterrichtsteilen erfordert eine
aufwändige Planung. Oft kann zum Beispiel auf eine Prä-
senzvorlesung kein reines Online- oder Hybrid-Seminar
folgen, denn es bleibt den Teilnehmer*innen zu wenig
Zeit, zwischen den Modulen nach Hause zu gehen. In
der Hochschule zu bleiben und sich von dort einzulog-
gen, stellt oft keine Alternative dar, denn die Rückzugs-
möglichkeiten, um Webinaren konzentriert zu folgen,
sind vor Ort begrenzt.
Aber auch die hybride Form, welche sich bereits bei der
Form des Fernstudiums etabliert hat, bietet gewisse Vor-
teile: So kann die vielleicht etwas ländlicher gelegene
Universität mehr Studierende gewinnen, da diese dann
nur gelegentlich vor Ort sein müssen. Zugleich macht es
die Hochschulen attraktiver für hochkarätige Dozent*in -
nen, die den gleichen Vorteil der physischen Teilpräsenz
zu schätzen wissen. 
Alle Lehrenden sind im Zuge der neuen Unterrichtsfor-
men außerdem aufgefordert, ihre Vorlesungen didak-
tisch anzupassen, damit weder Präsenzgruppen noch
Online-Teilnehmer*innen im Nachteil sind.

Verschiedene Optionen je nach 
Nutzungssituation
Für jede Unterrichtsform gibt es unterschiedliche Varian-
ten von Konferenzsystemen. In einem großen Hörsaal bie-
ten sich für den klassischen Frontalunterricht beispiels-
weise Decken-Mikrofonarrays wie das Shure MXA910 aus
dem Microflex Ecosystem an. Diese erfassen den kom-
pletten Saal und sorgen auch bei hybridem oder voll-
ständigem Distanzunterricht sowohl für die Studieren-
den zuhause als auch vor Ort für eine konstant hohe

Klangqualität, unabhängig von der Po-
sition der Dozierenden oder der Kurs -
teilneh mer*innen im Raum.
Zudem können je nach Raumgröße
netzwerkfähige MXN5W-C Deckenein-
baulautsprecher genutzt werden, um
eine hochwertige Klangwiedergabe zu
gewährleisten. Die vereinten Kompo-
nenten des Microflex Systems sorgen
dann zusammen mit dem IntelliMix
P300 Audio Conferencing Processor als
Steuerungselement in den Hörsälen für
einen transparenten Klang und hohe
Sprachverständlichkeit für Lehrkräfte
und Studierende – sowohl vor Ort als
auch im virtuellen Lernumfeld.
Bei kleineren Seminarräumen hingegen
bieten sich aufgrund des geringeren

Christoph Neumeyer
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Platzes lineare Mikrofonarrays wie das Shure MXA710
an. Alle Mikrofonarrays zeichnen sich durch ihren hohen
Grad an Zuverlässigkeit und Bedienkomfort aus. Sie
fügen sich unauffällig in die Raumarchitektur ein, zum
Beispiel in der Decke oder den Sitzreihen.

Audiosignalgesteuerte Kamerabewegung der
Kühne Logistics University (KLU)
Die private, staatlich anerkannte KLU in Hamburg
wünschte sich eine besondere Audiolösung, die es all
ihren Studierenden ermöglicht, aktiv an Vorlesungen
teilzunehmen, während die geltenden Schutzmaßnah-
men eingehalten werden. Auch solche speziellen Szena-
rien lassen sich mit der passenden Audiotechnik ganz
nach Vorstellung der Hochschulen realisieren.
In allen Räumen der KLU wurden deshalb zunächst
Shure Microflex Advance MXA910 Decken-Mikrofon -
arrays zur Spracherfassung installiert. Damit Teilneh -
mer*innen, die zur Vorlesung von extern zugeschaltet
sind, dem Geschehen im Hörsaal – sowohl dem gespro-

chenen Wort der Professor*innen als
auch den Fragen und Aussagen ihrer
Mitstudierenden – folgen können, lei-
ten die Mikrofone das Signal über
einen sogenannten Audio-DSP an das
Videokonferenzsystem weiter. Zusätz-
lich leiten die Mikrofone, die sich ober-
halb der Studierenden befinden, ihre
Signale an eine sogenannte Medien-
steuerung von Crestron weiter. Diese
wertet die Position der sprechenden
Person aus und ruft zeitgleich die pas-
sende Voreinstellung in einer Kamera
auf. So können alle Online-Teilneh-
mer*innen anhand des Kamerabildes
nachvollziehen, wer gerade spricht.

Professionelle Umsetzung mit verifizierten 
Systemintegratoren
Um die für Ihre Hochschule passende Audiolösung zu
finden, arbeitet Shure mit erfahrenen Systemhäusern
und Systemintegratoren zusammen. Gemeinsam wer-
den die Konzepte nach Bedarf und Anforderungen der
Auftraggebenden erstellt und anschließend begleiten
die Expert*innen diese bis zum fertiggestellten Konfe-
renzsystem.
Sind Sie daran interessiert zu erfahren, welche Lösung
am besten zu Ihren Anforderungen passt und wünschen
eine individuelle, kostenfreie Beratung durch Audio-Ex-
pert*innen von Shure? Dann füllen Sie einfach das Kon-
taktformular auf der Shure Microflex Ecosystem Seite
https://shu.re/3IuJDFp aus.

n Christoph Neumeyer, Dipl. Ing. (FH), Ver-
triebsleiter/Director Integrated Systems, 
E-Mail: neumeyc@shure.com
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Fo 1+2/2022 (Vorschau)
Governancestrukturen öffentlicher
Forschungsfinanzierung

Rupert Pichler
Das österreichische 
Forschungs finanzierungsgesetz: 
die rechtliche Institutionalisierung
und Konsolidierung der 
Forschungsfinanzierungsstrukturen
des Bundes

Veronika Hopfgartner et al.
Ein neues Betriebssystem für die
österreichische Forschungsförderung.
Werkstattbericht.

Peter Kaufmann & Mario Steyer
Leistungsfähigkeit durch 
Eigenverantwortung: auf dem Weg
zu mehr strategischer Steuerung
durch Ministerien und mehr 
operativer Autonomie für Agenturen

Rainer Frietsch & Susanne Bührer
Strukturen und Governance 
öffentlicher Finanzierung der 
außeruniversitären 
Forschungs organisationen in
Deutschland

Jan Biesenbender & Bettina Böhm
Die Leibniz-Gemeinschaft im Pakt
für Forschung und Innovation

Klara Sekanina & 
Christoph Grolimund
Forschungsförderung der Schweiz
im Kontext der föderalen Strukturen

HM 1+2/2022 (Vorschau)
Governance an Fachbereichen/
Fakultäten

Wolff-Dietrich Webler
Wandel der Funktion von 
Fachbereichen und damit der 
Anforderungen an Dekanate

Dynamischer Wandel im Dekanat
HM-Gespräch zwischen Renate Pletl
(Kassel), Solveig Randhahn 
(Duisburg-Essen) und Wolff-Dietrich
Webler (Bielefeld)

Jan Bergerhoff et al. 
Statistische Korrekturen verbessern
die Aussagekraft von Bachelornoten

HM-Gespräch mit Johanna Mikl-
Leitner, Landeshauptfrau des Landes
Niederösterreich 
Niederösterreich: 100 Jahre Bundes-
land – 28 Jahre Hochschulstandort

Ewald Scherm
Hummeln können nicht fliegen und
deutsche Universitäten nicht 
hierarchisch gesteuert werden: 
zwei scheinbare Paradoxa

Sheron Baumann & 
Christine Böckelmann
Führungs- und Organisationstätigkeit
von Dozierenden an 
schweizerischen Fachhochschulen
und pädagogischen Hochschulen

Christian Ganseuer & 
Karoline Spelsberg-Papazoglou
Reifegradermittlung von Diversity
Management in Hochschulen 

ZBS 1/2022
Mental Health in der 
Promotionsphase

Ivona Kafedjiska, et al.
The Mental Health Crisis among 
Doctoral Researchers – Findings 
and Best Practices

Volker Kreß, Michael Sperth & 
Rainer M. Holm-Hadulla
Integratives Coaching für junge 
Forschende
Entwicklung und Evaluation eines 
speziellen Beratungsangebots zur 
Optimierung der Leistungsfähigkeit 
und psychosozialen Stabilität von 
jungen Wissenschaftler:innen

ZBS-Gespräch mit Professor Andreas
de Bruin zum Thema „Achtsam 
Promovieren“

Angela Heinrich
Psychische Belastung Promovierender
– mit dem Leitfaden BAOBAB zu 
besserer psychischer Gesundheit
durch Beratung

Alena Fröde
Promotion – Ja oder Nein!?
Ein Workshop-Programm für 
Studentinnen zur Begleitung 
und Motivation im 
Promotionsentscheidungsprozess
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P-OE 1+2/2022
Personalführung an Hochschulen

Fred G. Becker
„Moderne“ Personalführung ...an
sich und an Hochschulen

Stefan Kühl & Marcel Schütz
Die Organisation der Hierarchie und
die Hierarchie der Hochschule

Bernd Kleimann
Personalführung im Governance-Mix

Cornelia Meurer & Vanessa Bader
Führungszertifikate an 
Nachwuchs akademien in 
Deutschland

Michael Gutjahr et al.
Qualifizierung zur Personalführung
an deutschen Universitäten

Kristin Knipfer et al.
Verantwortungsvoll Führen: 
Destruktive Führung in der Wissen-
schaft und Ansätze zur Förderung
von Führungskompetenzen

P-OE-Gespräche mit Lambert T.
Koch, Christina Reinhardt und
Robert Wolf 

Korinna Strobel & 
Irena Wiederspohn
Was ist hier eigentlich der Job? 
Aufgabenfelder von Führung in der
Wissenschaft und ihre Vermittlung
am Beispiel der Helmholtz-
Akademie für Führungskräfte

Julia Dreher et al.
Kompetenzmodell für Führung – 
ein Praxisbericht zur Entwicklung
und Nutzung im Forschungszentrum 
Jülich

QiW 1/2022
Qualität auf dem Prüfstand

Qualitätsforschung

Katharina Schulze, Toya-Tahnee 
Heller & Lion Robin Merten
Was ist „gute Lehre“? – Ein Beitrag
zum Qualitätsverständnis von 
Hochschullehre aus der 
Lehrendenperspektive

Ines Langemeyer & 
Nadja Schlindwein
Faktorenanalysen zu Sichtweisen 
Lehrender und Studierender auf 
forschungsorientierte Lehre am 
Karlsruher Institut für Technologie 

René Krempkow, Maria Gäde, 
Alexander Hönsch & Carlos Boschert 
Digitale Kompetenzen von 
Studierenden auf dem Prüfstand
Analysen zur Zuverlässigkeit der 
Erfassung digitaler Kompetenzen

Andrijana Preuss
„Studierbarkeit“ in der 
Auflagenpraxis des 
Akkreditierungsrates
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Hans-Kaspar von Matt 

Die Schweizerischen Fachhochschulen: eine Biografie 
Geschichte und Geschichten über die Bildung eines neuen Hochschultypus

Die schweizerischen Fachhochschulen nahmen 1997
ihre Tätigkeit auf. Die vorliegende Arbeit dokumen-
tiert ihre verschlungene Entstehungsgeschichte. Im
Zentrum stehen jene bildungspolitischen Institutio-
nen, die den Prozess angestossen, gefördert, unter-
stützt und teilweise auch behindert haben. Zur Spra-
che kommen auch das politische und wirtschaftliche
Umfeld und sein Einfluss auf die Konzeption der Fach-
hochschulen sowie die Rolle einzelner Personen, die
sich dabei hervorgetan haben. Dank den 34 Interviews
mit Hauptakteuren, die ergänzend zur Auswertung der
schriftlichen Quellen geführt wurden, wird ein neues
Licht auf diese wichtige Phase der Bildungspolitik ge-
worfen. Die Geschichten hinter der Geschichte brin-
gen manches Detail ans Licht und zeigen anschaulich
die unterschiedlichen Kulturen, Interessen und Agen-
den der daran beteiligten Institutionen und Personen.
Die Arbeit beeindruckt durch eine Fülle von Hinter-
grundwissen und zeigt die Komplexität des Bildungs-
raumes und die Entwicklung zu mehr Systematik mit all
ihren Irr- und Umwegen. Durch die Chronologie und
Quellensammlung ist sie ein willkommenes Arbeits -
instrument für Interessierte, zeichnet sie doch ein 
detailreiches, differenziertes Bild des Entstehungspro-
zesses der Fachhochschulen, das in dieser umfassenden
Form gefehlt hat.

Die neue Reihe „Angewandte Wissenschaften und Künste“:
Diese Reihe hat einen prominenten Herausgeberkreis und Beirat aus der Schweiz, Österreich und Deutsch-
land. Die Aufmerksamkeit richtet sich auf der Aktionsebene auf den Spannungsbogen zwischen Grundlagen
und Anwendung und dem Verschwimmen scharfer Abgrenzungen sowie – institutionell gesehen – von der
Fraunhofer Gesellschaft bis zu den Hochschulen für Angewandte Wissenschaften und die Kunst- und Musik-
hochschulen. 

Weitere einschlägige Werke sind zur Publikation willkommen. Das ausführliche Reihenkonzept finden Sie
unter www.universitaetsverlagwebler.de/buchreihen

Bielefeld 2022, 231 Seiten, 
ISBN (Print): 978-3-946017-26-4, € 39.90

ISBN (E-Book): 978-3-946017-27-1, € 36.90
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